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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 2 (Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988) 
§ 3. (1) 1. und 2. … § 3. (1) 1. und 2. … 

 3. a) und b) …  3. a) und b) … 
 c) aus öffentlichen Mitteln, aus Mitteln einer öffentlichen Stiftung oder 

einer Privatstiftung oder aus Mitteln einer in § 4a Z 1 genannten 
Institution zur unmittelbaren Förderung von Wissenschaft und 
Forschung (Abgeltung von Aufwendungen oder Ausgaben) 

 c) aus öffentlichen Mitteln, aus Mitteln einer öffentlichen Stiftung oder 
einer Privatstiftung oder aus Mitteln einer in § 4a Abs. 3 genannten 
Institution zur unmittelbaren Förderung von Wissenschaft und 
Forschung (Abgeltung von Aufwendungen oder Ausgaben) 

 d) aus öffentlichen Mitteln oder aus Mitteln eines Fonds im Sinne des 
§ 4a Z 1 lit. b für eine Tätigkeit im Ausland, die der Kunst, der 
Wissenschaft oder Forschung dient 

 d) aus öffentlichen Mitteln oder aus Mitteln eines Fonds im Sinne des § 4a 
Abs. 3 Z 2 für eine Tätigkeit im Ausland, die der Kunst, der 
Wissenschaft oder Forschung dient 

 e) …  e) … 
 4. und 5. …  4. und 5. … 
 6. Zuwendungen aus öffentlichen Mitteln (einschließlich Zinsenzuschüsse) 

zur Anschaffung oder Herstellung von Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens oder zu ihrer Instandsetzung (§ 4 Abs. 7). Dies gilt 
auch für entsprechende Zuwendungen der in § 4a Z 1 genannten 
Institutionen. 

 6. Zuwendungen aus öffentlichen Mitteln (einschließlich Zinsenzuschüsse) 
zur Anschaffung oder Herstellung von Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens oder zu ihrer Instandsetzung (§ 4 Abs. 7). Dies gilt 
auch für entsprechende Zuwendungen der in § 4a Abs. 3 genannten 
Institutionen. 

 7. bis 9. …  7. bis 9. … 
 10. a) bis e) …  10. a) bis e) … 
 f) Die im Ausland zu leistenden Arbeiten sind überwiegend unter 

erschwerenden Umständen zu leisten. Solche Umstände liegen 
insbesondere vor, wenn die Arbeiten 

 f) Die im Ausland zu leistenden Arbeiten sind überwiegend unter 
erschwerenden Umständen zu leisten. Solche Umstände liegen 
insbesondere vor, wenn die Arbeiten 

 - in erheblichem Maß zwangsläufig eine Verschmutzung des 
Arbeitnehmers oder seiner Kleidung bewirken (§ 68 Abs. 5 erster 
Teilstrich), oder 

 - in erheblichem Maß zwangsläufig eine Verschmutzung des 
Arbeitnehmers oder seiner Kleidung bewirken (§ 68 Abs. 5 erster 
Teilstrich), oder 

 - im Vergleich zu den allgemein üblichen Arbeitsbedingungen eine 
außerordentliche Erschwernis darstellen (§ 68 Abs. 5 zweiter 
Teilstrich), oder 

 - im Vergleich zu den allgemein üblichen Arbeitsbedingungen eine 
außerordentliche Erschwernis darstellen (§ 68 Abs. 5 zweiter 
Teilstrich), oder 

 - infolge der schädlichen Einwirkungen von 
gesundheitsgefährdenden Stoffen oder Strahlen, von Hitze, Kälte 
oder Nässe, von Gasen, Dämpfen, Säuren, Laugen, Staub oder 
Erschütterungen oder infolge einer Sturz- oder anderen Gefahr 

 - infolge der schädlichen Einwirkungen von 
gesundheitsgefährdenden Stoffen oder Strahlen, von Hitze, Kälte 
oder Nässe, von Gasen, Dämpfen, Säuren, Laugen, Staub oder 
Erschütterungen oder infolge einer Sturz- oder anderen Gefahr 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
zwangsläufig eine Gefährdung von Leben, Gesundheit oder 
körperlicher Sicherheit des Arbeitnehmers mit sich bringen (§ 68 
Abs. 5 dritter Teilstrich), oder 

zwangsläufig eine Gefährdung von Leben, Gesundheit oder 
körperlicher Sicherheit des Arbeitnehmers mit sich bringen (§ 68 
Abs. 5 dritter Teilstrich), oder 

 - in einem Land erfolgen, in dem die Aufenthaltsbedingungen im 
Vergleich zum Inland eine außerordentliche Erschwernis 
darstellen, oder 

 - in einem Land erfolgen, in dem die Aufenthaltsbedingungen im 
Vergleich zum Inland eine außerordentliche Erschwernis 
darstellen, oder 

 - in einer Region erfolgen, für die nachweislich zum Beginn der 
Tätigkeit oder während eines gesamten Kalendermonats der 
Tätigkeit eine erhöhte Sicherheitsgefährdung vorliegt 
(insbesondere Kriegs- oder Terrorgefahr). 

 - in einer Region erfolgen, für die nachweislich während des 
gesamten Kalendermonats der Tätigkeit eine erhöhte 
Sicherheitsgefährdung vorliegt (insbesondere Kriegs- oder 
Terrorgefahr). 

Die Steuerfreiheit besteht nicht, wenn der Arbeitgeber während der 
Auslandsentsendung 

Die Steuerfreiheit besteht nicht, wenn der Arbeitgeber während der 
Auslandsentsendung 

 - die Kosten für mehr als eine Familienheimfahrt im Kalendermonat 
trägt oder 

 - die Kosten für mehr als eine Familienheimfahrt im Kalendermonat 
trägt oder 

 - Zulagen und Zuschläge gemäß § 68 steuerfrei behandelt.  - Zulagen und Zuschläge gemäß § 68 steuerfrei behandelt. 
Mit der Steuerfreiheit ist die Berücksichtigung der mit dieser 
Auslandstätigkeit verbundenen Werbungskosten gemäß § 16 Abs. 1 Z 9 
sowie der Aufwendungen für Familienheimfahrten und für doppelte 
Haushaltsführung abgegolten, es sei denn, der Arbeitnehmer beantragt 
ihre Berücksichtigung im Rahmen der Veranlagung; in diesem Fall steht 
die Steuerbefreiung nicht zu. 

Mit der Steuerfreiheit ist die Berücksichtigung der mit dieser 
Auslandstätigkeit verbundenen Werbungskosten gemäß § 16 Abs. 1 Z 9 
sowie der Aufwendungen für Familienheimfahrten und für doppelte 
Haushaltsführung abgegolten, es sei denn, der Arbeitnehmer beantragt 
ihre Berücksichtigung im Rahmen der Veranlagung; in diesem Fall steht 
die Steuerbefreiung nicht zu. 

 11. bis 32. …  11. bis 32. … 
(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 4. (1) … § 4. (1) … 
(2) Der Steuerpflichtige muß die Vermögensübersicht (Jahresabschluß, 

Bilanz) nach den allgemeinen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
erstellen. Ist die Vermögensübersicht nicht nach diesen Grundsätzen erstellt oder 
verstößt sie gegen zwingende Vorschriften dieses Bundesgesetzes, so muß er sie 
auch nach dem Einreichen beim Finanzamt berichtigen. Andere nachträgliche 
Änderungen der Bilanz sind nur zulässig, wenn sie wirtschaftlich begründet sind 
und das Finanzamt zustimmt. Das Finanzamt muß zustimmen, wenn die 
Bilanzänderung wirtschaftlich begründet ist. 

(2) Die Vermögensübersicht (Jahresabschluss, Bilanz) ist nach den 
allgemeinen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung zu erstellen. Nach 
Einreichung der Vermögensübersicht beim Finanzamt gilt Folgendes: 

  1. Eine Änderung der Vermögensübersicht ist nur mit Zustimmung des 
Finanzamts zulässig (Bilanzänderung). Die Zustimmung ist zu erteilen, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
wenn die Änderung wirtschaftlich begründet ist. 

  2. Entspricht die Vermögensübersicht nicht den allgemeinen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung oder den zwingenden Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes, ist sie zu berichtigen (Bilanzberichtigung). Kann ein 
Fehler nur auf Grund der bereits eingetretenen Verjährung nicht mehr 
steuerwirksam berichtigt werden, gilt Folgendes: 

  - Zur Erreichung des richtigen Totalgewinnes kann von Amts wegen 
oder auf Antrag eine Fehlerberichtigung durch Ansatz von Zu-  
oder Abschlägen vorgenommen werden. 

  - Die Fehlerberichtigung ist im ersten zum Zeitpunkt der 
Bescheiderlassung noch nicht verjährten Veranlagungszeitraum 
insoweit vorzunehmen, als der Fehler noch steuerliche 
Auswirkungen haben kann. 

  - Die Nichtberücksichtigung von Zu- oder Abschlägen gilt als 
offensichtliche Unrichtigkeit im Sinne des § 293b der 
Bundesabgabenordnung. 

(3) Der Überschuß der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben darf 
dann als Gewinn angesetzt werden, wenn keine gesetzliche Verpflichtung zur 
Buchführung besteht und Bücher auch nicht freiwillig geführt werden. 
Durchlaufende Posten, das sind Beträge, die im Namen und für Rechnung eines 
anderen vereinnahmt und verausgabt werden, scheiden dabei aus. Der 
Steuerpflichtige darf selbst entscheiden, ob er die für Lieferungen und sonstige 
Leistungen geschuldeten Umsatzsteuerbeträge und die abziehbaren 
Vorsteuerbeträge als durchlaufende Posten behandelt. Bei Zugehörigkeit zum 
Umlaufvermögen sind die Anschaffungs- und Herstellungskosten oder der 
Einlagewert von Gebäuden und Wirtschaftsgütern, die keinem regelmäßigen 
Wertverzehr unterliegen, erst bei Ausscheiden aus dem Betriebsvermögen 
abzusetzen. Grund und Boden ist in die Anlagekartei gemäß § 7 Abs. 3 
aufzunehmen. 

(3) Der Überschuß der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben darf 
dann als Gewinn angesetzt werden, wenn keine gesetzliche Verpflichtung zur 
Buchführung besteht und Bücher auch nicht freiwillig geführt werden. 
Durchlaufende Posten, das sind Beträge, die im Namen und für Rechnung eines 
anderen vereinnahmt und verausgabt werden, scheiden dabei aus. Der 
Steuerpflichtige darf selbst entscheiden, ob er die für Lieferungen und sonstige 
Leistungen geschuldeten Umsatzsteuerbeträge und die abziehbaren 
Vorsteuerbeträge als durchlaufende Posten behandelt. Bei Zugehörigkeit zum 
Umlaufvermögen sind die Anschaffungs- und Herstellungskosten oder der 
Einlagewert von Gebäuden und Wirtschaftsgütern, die keinem regelmäßigen 
Wertverzehr unterliegen, erst bei Ausscheiden aus dem Betriebsvermögen 
abzusetzen. Grund und Boden ist in die Anlagekartei gemäß § 7 Abs. 3 
aufzunehmen. Abs. 2 Z 2 gilt in Bezug auf die Fehlerberichtigung durch Ansatz 
von Zu- und Abschlägen sinngemäß. 

(3a) 1. … (3a) 1. … 
 2. Die für die Mitteilung oder Selbstberechnung gemäß § 30c anfallenden 

Kosten dürfen als Betriebsausgaben abgezogen werden, außer es kommt 
Z 5 zur Anwendung. 

 2. Die für die Mitteilung oder Selbstberechnung gemäß § 30c anfallenden 
Kosten dürfen als Betriebsausgaben abgezogen werden, außer es kommt 
Z 5 zur Anwendung. Abziehbar sind auch Minderbeträge aus 
Vorsteuerberichtigungen gemäß § 6 Z 12. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 3. Bei der Veräußerung von Grund und Boden ist ein Inflationsabschlag 

gemäß § 30 Abs. 3 zu berücksichtigen, es sei denn, der besondere 
Steuersatz gemäß § 30a Abs. 1 kommt nicht zur Anwendung. 

 3. Bei der Veräußerung von Grund und Boden ist ein Inflationsabschlag 
gemäß § 30 Abs. 3 zu berücksichtigen, es sei denn, der besondere 
Steuersatz gemäß § 30a Abs. 1 kommt nicht zur Anwendung. Wurde 
Grund und Boden mit dem Teilwert eingelegt oder auf Grund des 
Wechsels der Gewinnermittlungsart nach § 4 Abs. 10 Z 3 lit. a in der 
Fassung vor dem BGBl. I Nr. 22/2012 steuerneutral auf den Teilwert auf- 
oder abgewertet, ist für den Inflationsabschlag der Zeitpunkt der Einlage 
oder des Wechsels der Gewinnermittlungsart maßgeblich. 

 4. und 5. …  4. und 5. … 
 6. Bei der Veräußerung von mit dem Teilwert eingelegten Grundstücken des 

Betriebsvermögens gilt der Unterschiedsbetrag zwischen dem Teilwert im 
Einlagezeitpunkt und den Anschaffungs- oder Herstellungskosten als 
Einkünfte aus privaten Grundstücksveräußerungen. 

 6. Bei der Veräußerung von mit dem Teilwert eingelegten Grundstücken des 
Betriebsvermögens gilt der Unterschiedsbetrag zwischen dem Teilwert im 
Einlagezeitpunkt und den Anschaffungs- oder Herstellungskosten als 
Einkünfte aus privaten Grundstücksveräußerungen. § 30 Abs. 4 ist 
anzuwenden, wobei an die Stelle des Veräußerungserlöses der Teilwert im 
Einlagezeitpunkt tritt. 

 7. Ein Auf- oder Abwertungsbetrag nach § 4 Abs. 10 Z 3 lit. a in der 
Fassung vor dem 1. Stabilitätsgesetz 2012, BGBl. I Nr. 22/2012, ist bei 
der Veräußerung gewinnwirksam anzusetzen. 

 7. Ein Auf- oder Abwertungsbetrag nach § 4 Abs. 10 Z 3 lit. a in der Fassung 
vor dem 1. Stabilitätsgesetz 2012, BGBl. I Nr. 22/2012, ist bei der 
Veräußerung gewinnwirksam anzusetzen. § 30 Abs. 4 ist für Grund und 
Boden, der ohne Wechsel zur Gewinnermittlung nach § 5 zum 
31. März 2012 nicht steuerverfangen gewesen wäre, sinngemäß 
anzuwenden, wobei an die Stelle des Veräußerungserlöses der Teilwert im 
Zeitpunkt des Wechsels der Gewinnermittlung tritt. 

(4) bis (11) … (4) bis (11) … 
(12) 1. und 2. … (12) 1. und 2. … 

 3. Die Körperschaft hat den Stand der Einlagen im Sinne dieser Vorschrift 
im Wege eines Evidenzkontos zu erfassen und seine Erhöhungen durch 
weitere Einlagen und Zuwendungen und Verminderungen durch 
Ausschüttungen oder sonstige Verwendungen laufend fortzuschreiben. 
Das Evidenzkonto ist in geeigneter Form der jährlichen Steuererklärung 
anzuschließen. 

 3. Die Körperschaft hat den Stand der Einlagen im Sinne dieser Vorschrift 
im Wege eines Evidenzkontos zu erfassen und seine Erhöhungen durch 
weitere Einlagen und Zuwendungen und Verminderungen durch 
Ausschüttungen oder sonstige Verwendungen laufend fortzuschreiben. 
Bei Verschmelzungen, Umwandlungen und Aufspaltungen sind im 
Zeitraum zwischen dem Umgründungsstichtag und dem Tag des 
Umgründungsbeschlusses bzw. -vertrages getätigte 

  - Einlagen in die übertragende Körperschaft und 
  - Einlagenrückzahlungen durch die übertragende Körperschaft 

 zum Umgründungsstichtag im Evidenzkonto der übertragenden 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Körperschaft zu erfassen. Das Evidenzkonto ist in geeigneter Form der 
jährlichen Steuererklärung anzuschließen. 

§ 4a. (1) Freigebige Zuwendungen (Spenden) aus dem Betriebsvermögen zu 
begünstigten Zwecken (Abs. 2) an begünstigte Einrichtungen (Abs. 3 bis 6) gelten 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen insoweit als Betriebsausgabe, als sie 
10% des Gewinnes des unmittelbar vorangegangenen Wirtschaftsjahres nicht 
übersteigen. Werden Wirtschaftsgüter zugewendet, ist der gemeine Wert als 
Betriebsausgabe anzusetzen; der Restbuchwert ist nicht zusätzlich als 
Betriebsausgabe und der Teilwert nicht als Betriebseinnahme anzusetzen. Stille 
Reserven, die nach § 12 auf das zugewendete Wirtschaftsgut übertragen wurden, 
sind nachzuversteuern. Soweit abzugsfähige Zuwendungen die angeführte 
Höchstgrenze übersteigen, können diese nach Maßgabe des § 18 Abs. 1 Z 7 oder 
Z 8 als Sonderausgabe abgesetzt werden. 

§ 4a. (1) Freigebige Zuwendungen (Spenden) aus dem Betriebsvermögen zu 
begünstigten Zwecken (Abs. 2) an begünstigte Einrichtungen (Abs. 3 bis 6) gelten 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen insoweit als Betriebsausgabe, als sie 
10% des Gewinnes nicht übersteigen. Werden Wirtschaftsgüter zugewendet, ist der 
gemeine Wert als Betriebsausgabe anzusetzen; der Restbuchwert ist nicht 
zusätzlich als Betriebsausgabe und der Teilwert nicht als Betriebseinnahme 
anzusetzen. Stille Reserven, die nach § 12 auf das zugewendete Wirtschaftsgut 
übertragen wurden, sind nachzuversteuern. Soweit abzugsfähige Zuwendungen die 
angeführte Höchstgrenze übersteigen, können diese nach Maßgabe des § 18 Abs. 1 
Z 7 als Sonderausgabe abgesetzt werden. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
(4) a) und b) … (4) a) und b) … 

 c) das Bundesdenkmalamt;  c) das Bundesdenkmalamt und der Denkmalfonds gemäß § 33 Abs. 1 des 
Denkmalschutzgesetzes; 

 d) Dachverbände von Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die die Voraussetzungen der §§ 34 ff der 
Bundesabgabenordnung erfüllen und deren ausschließlicher Zweck die 
Förderung des Behindertensportes ist; 

 d) Dachverbände von Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, deren ausschließlicher Zweck die Förderung des 
Behindertensportes ist. 

 e) …  e) … 
(5) und (6) … (5) und (6) … 
(7) … (7) … 

 1. Zuwendungen an die in Abs. 3 Z 4 bis 6 und in Abs. 5 genannten 
Einrichtungen sind nur abzugsfähig, wenn aus der beim Finanzamt Wien 
1/23 zu führenden Liste hervorgeht, dass zum Zeitpunkt der Zuwendung 
die Voraussetzungen für die Anerkennung als begünstigte Einrichtung 
vorliegen. 

 1. Zuwendungen an die in Abs. 3 Z 4 bis 6, Abs. 4 lit. d und in Abs. 5 
genannten Einrichtungen sind nur abzugsfähig, wenn aus der beim 
Finanzamt Wien 1/23 zu führenden Liste hervorgeht, dass zum Zeitpunkt 
der Zuwendung die Voraussetzungen für die Anerkennung als begünstigte 
Einrichtung vorliegen. 

 2. bis 4. …  2. bis 4. … 
  5. Die Zuwendung ist auf Verlangen der Abgabenbehörde durch Vorlage 

eines Beleges (§ 18 Abs. 1 Z 7) nachzuweisen. Auf Verlangen des 
Zuwendenden hat der Empfänger der Zuwendung eine 
Spendenbestätigung (§ 18 Abs. 1 Z 7) auszustellen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(8) 1. … (8) 1. … 

 2. Für Körperschaften im Sinne des Abs. 3 Z 4 und 5:  2. Für Körperschaften im Sinne des Abs. 3 Z 4 und 5 sowie des Abs. 4 lit. d: 
 a) bis e) …  a) bis e) … 
 3. …  3. … 
Das Vorliegen der Voraussetzungen der Z 1 bis 3 ist von einem Wirtschaftsprüfer 
jährlich im Rahmen einer den Anforderungen der §§ 268 ff des 
Unternehmensgesetzbuches entsprechenden Prüfung des Rechnungs- oder 
Jahresabschlusses zu bestätigen. 

Das Vorliegen der Voraussetzungen der Z 1 bis 3 sowie die Einhaltung der 
anzuwendenden Rechnungslegungsvorschriften ist von einem Wirtschaftsprüfer 
jährlich im Rahmen einer den Anforderungen der §§ 268 ff des 
Unternehmensgesetzbuches entsprechenden Prüfung zu bestätigen. Die 
Bestimmungen des § 275 des Unternehmensgesetzbuches gelten sinngemäß. 

Diese Bestätigung ist dem Finanzamt Wien 1/23 jährlich innerhalb von neun 
Monaten nach dem Abschlussstichtag vorzulegen. Im Falle einer Änderung der 
Rechtsgrundlage, ist auch die geänderte Rechtsgrundlage (Vereinsstatut, Satzung, 
Gesellschaftsvertrag) vorzulegen. Das Finanzamt Wien 1/23 hat die Erfüllung der 
gesetzlichen Voraussetzungen mit Bescheid zu bestätigen, die Körperschaft zu 
erfassen und sämtliche Körperschaften, die diesen Voraussetzungen entsprechen, 
auf der Homepage des Bundesministeriums für Finanzen in einer Liste zu 
veröffentlichen. 

Diese Bestätigung ist dem Finanzamt Wien 1/23 jährlich innerhalb von neun 
Monaten nach dem Abschlussstichtag vorzulegen. Im Falle einer Änderung der 
Rechtsgrundlage, ist auch die geänderte Rechtsgrundlage (Vereinsstatut, Satzung, 
Gesellschaftsvertrag) vorzulegen. Das Finanzamt Wien 1/23 hat die Erfüllung der 
gesetzlichen Voraussetzungen mit Bescheid zu bestätigen, die Körperschaft zu 
erfassen und sämtliche Körperschaften, die diesen Voraussetzungen entsprechen, 
auf der Homepage des Bundesministeriums für Finanzen in einer Liste zu 
veröffentlichen. 

Wird die Aufnahme in die Liste erstmalig beantragt, sind die aktuelle 
Rechtsgrundlage, die Bestätigungen des Wirtschaftsprüfers für die vorangegangen 
drei Wirtschaftsjahre und, wenn vorhanden, die Zahl, unter der die Körperschaft 
im Zentralen Vereinsregister oder im Firmenbuch erfasst ist, dem Finanzamt zu 
übermitteln. 

Wird die Aufnahme in die Liste erstmalig beantragt, sind die aktuelle 
Rechtsgrundlage, die Bestätigungen des Wirtschaftsprüfers für die vorangegangen 
drei Wirtschaftsjahre und, wenn vorhanden, die Zahl, unter der die Körperschaft 
im Zentralen Vereinsregister oder im Firmenbuch erfasst ist, dem Finanzamt zu 
übermitteln. 

§ 6. 1. … § 6. 1. … 
 2. a) bis c) …  2. a) bis c) … 
 d) Abschreibungen auf den niedrigeren Teilwert (lit. a) und Verluste aus 

der Veräußerung von Grundstücken im Sinne des § 30 Abs. 1, auf 
deren Wertsteigerungen der besondere Steuersatz gemäß § 30a Abs. 1 
anwendbar ist, sind vorrangig mit positiven Einkünften aus 
Grundstücksveräußerungen zu verrechnen. 

 d) Abschreibungen auf den niedrigeren Teilwert (lit. a) und Verluste aus 
der Veräußerung von Grundstücken im Sinne des § 30 Abs. 1, auf 
deren Wertsteigerungen der besondere Steuersatz gemäß § 30a Abs. 1 
anwendbar ist, sind vorrangig mit positiven Einkünften aus 
Grundstücksveräußerungen und Zuschreibungen auf Grundstücke zu 
verrechnen. 

 3. …  3. … 
 4. Entnahmen sind mit dem Teilwert im Zeitpunkt der Entnahme 

anzusetzen. Grund und Boden ist mit dem Buchwert im Zeitpunkt der 
Entnahme anzusetzen, sofern nicht eine Ausnahme vom besonderen 

 4. Entnahmen sind mit dem Teilwert im Zeitpunkt der Entnahme anzusetzen. 
Grund und Boden ist mit dem Buchwert im Zeitpunkt der Entnahme 
anzusetzen, sofern nicht eine Ausnahme vom besonderen Steuersatz 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Steuersatz gemäß § 30a Abs. 3 vorliegt. gemäß § 30a Abs. 3 vorliegt. Der Entnahmewert tritt für nachfolgende 

steuerrevelevante Sachverhalte an die Stelle der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten. 

 5. Einlagen sind mit dem Teilwert im Zeitpunkt der Zuführung anzusetzen. 
Wirtschaftsgüter und Derivate im Sinne des § 27 Abs. 3 und 4 sowie 
Grundstücke im Sinne des § 30 Abs. 1 sind mit den Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten anzusetzen, es sei denn, der Teilwert im 
Einlagezeitpunkt ist niedriger. 

 5. Einlagen sind wie folgt zu bewerten: 

  a. Wirtschaftsgüter und Derivate im Sinne des § 27 Abs. 3 und 4 sind mit 
den Anschaffungskosten anzusetzen, es sei denn, der Teilwert zum 
Zeitpunkt der Zuführung ist niedriger. 

  b. Grundstücke im Sinne des § 30 Abs. 1 sind mit den Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten anzusetzen. Wurden sie bereits zur Erzielung von 
Einkünften verwendet, sind die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
um Herstellungsaufwendungen zu erhöhen, soweit diese nicht bei der 
Ermittlung von Einkünften zu berücksichtigen waren. Die 
Anschaffungskosten sind um Absetzungen für Abnutzungen, soweit 
diese bei der Ermittlung außerbetrieblicher Einkünfte abgezogen 
worden sind, sowie um die in § 28 Abs. 6 genannten steuerfreien 
Beträge zu vermindern. Ist der Teilwert zum Zeitpunkt der Zuführung 
niedriger, ist dieser anzusetzen. 

  c. Abweichend von lit. b sind Gebäude und grundstücksgleiche Rechte im 
Sinne des § 30 Abs. 1, die zum 31. März 2012 nicht steuerverfangen 
waren, stets mit dem Teilwert zum Zeitpunkt der Zuführung 
anzusetzen. 

  d. In allen übrigen Fällen ist der Teilwert im Zeitpunkt der Zuführung 
anzusetzen. 

 6. bis 16. …  6. bis 16. … 
§ 16. (1) 1. bis 7. … § 16. (1) 1. bis 7. … 

 8. Absetzungen für Abnutzung und für Substanzverringerung (§§ 7 und 8). 
Gehört ein Gebäude oder ein sonstiges Wirtschaftsgut nicht zu einem 
Betriebsvermögen, so gilt für die Bemessung der Absetzung für 
Abnutzung oder Substanzverringerung folgendes: 

 8. Absetzungen für Abnutzung und für Substanzverringerung (§§ 7 und 8). 
Gehört ein abnutzbares Wirtschaftsgut (insbesondere Gebäude) nicht zu 
einem Betriebsvermögen, so gilt für die Bemessung der Absetzung für 
Abnutzung oder Substanzverringerung folgendes: 

 a) …  a) … 
 b) Wird ein Gebäude unentgeltlich erworben, ist die Absetzung für  b) Wird ein Wirtschaftsgut unentgeltlich erworben, ist die Absetzung für 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abnutzung des Rechtsvorgängers fortzusetzen. Abnutzung des Rechtsvorgängers fortzusetzen. 

 c) Wird ein sonstiges Wirtschaftsgut unentgeltlich erworben, sind die 
fiktiven Anschaffungskosten im Zeitpunkt des unentgeltlichen 
Erwerbes (§ 6 Z 9) anzusetzen. 

 c) Wird ein zum 31. März 2012 nicht steuerverfangenes Grundstück im 
Sinne des § 30 Abs. 1, erstmalig zur Erzielung von Einkünften 
verwendet, sind der Bemessung der Absetzung für Abnutzung die 
fiktiven Anschaffungskosten zum Zeitpunkt der erstmaligen Nutzung 
zur Einkünfteerzielung zu Grunde zu legen. 

 d) Wird ein vom Steuerpflichtigen früher angeschafftes oder hergestelltes 
Wirtschaftsgut erstmalig zur Erzielung von Einkünften verwendet, sind 
der Bemessung der Absetzung für Abnutzung die fiktiven 
Anschaffungskosten zum Zeitpunkt der erstmaligen Nutzung zur 
Einkünfteerzielung zugrunde zu legen. 

 

 e) Bei Gebäuden, die der Erzielung von Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung dienen, können ohne Nachweis der Nutzungsdauer 
jährlich 1,5% der Bemessungsgrundlage (lit. a bis d) als Absetzung für 
Abnutzung geltend gemacht werden. 

 d) Bei Gebäuden, die der Erzielung von Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung dienen, können ohne Nachweis der Nutzungsdauer 
jährlich 1,5% der Bemessungsgrundlage (lit. a bis c) als Absetzung für 
Abnutzung geltend gemacht werden. 

 9. und 10. …  9. und 10. … 
(2) und (3) … (2) und (3) … 
§ 18. (1) 1. und 2. … § 18. (1) 1. und 2. … 

 3. a) …  3. a) … 
 b) Beträge, die zur Errichtung von Eigenheimen oder 

Eigentumswohnungen verausgabt werden. Eigenheim ist ein 
Wohnhaus mit nicht mehr als zwei Wohnungen, wenn mindestens 
zwei Drittel der Gesamtnutzfläche des Gebäudes Wohnzwecken 
dienen. Das Eigenheim kann auch im Eigentum zweier oder mehrerer 
Personen stehen. Das Eigenheim kann auch ein Gebäude auf fremdem 
Grund und Boden sein. Eine Eigentumswohnung muss mindestens zu 
zwei Dritteln der Gesamtnutzfläche Wohnzwecken dienen. Das 
Eigenheim oder die Eigentumswohnung muss unmittelbar nach 
Fertigstellung dem Steuerpflichtigen für einen Zeitraum von zumindest 
zwei Jahren als Hauptwohnsitz dienen. Auch die Aufwendungen für 
den Erwerb von Grundstücken zur Schaffung von Eigenheimen oder 
Eigentumswohnungen durch den Steuerpflichtigen oder durch einen 
von ihm Beauftragten sind abzugsfähig. 

 b) Beträge, die zur Errichtung von Eigenheimen oder 
Eigentumswohnungen, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit dem 
eine umfassende Amtshilfe besteht, gelegen sind, verausgabt werden. 
Eigenheim ist ein Wohnhaus mit nicht mehr als zwei Wohnungen, 
wenn mindestens zwei Drittel der Gesamtnutzfläche des Gebäudes 
Wohnzwecken dienen. Das Eigenheim kann auch im Eigentum zweier 
oder mehrerer Personen stehen. Das Eigenheim kann auch ein Gebäude 
auf fremdem Grund und Boden sein. Eine Eigentumswohnung muss 
mindestens zu zwei Dritteln der Gesamtnutzfläche Wohnzwecken 
dienen. Das Eigenheim oder die Eigentumswohnung muss unmittelbar 
nach Fertigstellung dem Steuerpflichtigen für einen Zeitraum von 
zumindest zwei Jahren als Hauptwohnsitz dienen. Auch die 
Aufwendungen für den Erwerb von Grundstücken zur Schaffung von 
Eigenheimen oder Eigentumswohnungen durch den Steuerpflichtigen 
oder durch einen von ihm Beauftragten sind abzugsfähig. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 c) und d) …  c) und d) … 
 4. bis 6. …  4. bis 6. … 
 7. Freigebige Zuwendungen (Spenden) an Einrichtungen im Sinne des § 4a 

Abs. 3 Z 1 bis 3 und Abs. 4. Diese Zuwendungen sind jedoch nur 
insoweit als Sonderausgaben abzugsfähig, als sie zusammen mit 
Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen im Sinne des § 4a und mit 
Zuwendungen im Sinne des Abs. 1 Z 8 insgesamt 10% des sich nach 
Verlustausgleich ergebenden Gesamtbetrages der Einkünfte des 
unmittelbar vorangegangenen Kalenderjahres nicht übersteigen. 

 7. Freigebige Zuwendungen insoweit, als sie zusammen mit Zuwendungen 
aus dem Betriebsvermögen im Sinne des § 4a insgesamt 10% des sich 
nach Verlustausgleich ergebenden Gesamtbetrages der Einkünfte nicht 
übersteigen, wenn sie 

  a) an Einrichtungen im Sinne des § 4a Abs. 3 Z 1 bis 3 und Abs. 4, sowie 
  b) ausschließlich in Geld an begünstigte Körperschaften im Sinne des § 4a 

Abs. 3 Z 4 bis 6, Abs. 5 und Abs. 6 
 geleistet werden. 
 Die Zuwendung ist durch den Zuwendenden auf Verlangen der 

Abgabenbehörde durch Vorlage eines Beleges nachzuweisen. Dieser 
Beleg hat jedenfalls zu enthalten den Namen der empfangenden 
Körperschaft, den Namen des Zuwendenden, den Betrag und das Datum 
der Zuwendung. Auf Verlangen des Zuwendenden ist durch den 
Empfänger der Zuwendung eine Spendenbestätigung auszustellen. In 
dieser Bestätigung sind, neben den Inhalten die ein Beleg jedenfalls zu 
enthalten hat, auch die Anschrift des Zuwendenden und die 
Registrierungsnummer, unter der die empfangende Einrichtung in die 
Liste begünstigter Spendenempfänger eingetragen ist, anzuführen. Die 
Bestätigung kann für alle von demselben Zuwendenden in einem 
Kalenderjahr getätigten Zuwendungen ausgestellt werden. 

 Steht den Zuwendungen eine Gegenleistung gegenüber, sind sie als 
freigebige Zuwendungen abzugsfähig, wenn der gemeine Wert der 
Zuwendung den Wert der Gegenleistung erheblich übersteigt. Der dem 
gemeinen Wert der Gegenleistung entsprechende Teil der Zuwendung ist 
nicht abzugsfähig. Ebenso nicht abzugsfähig sind Mitgliedsbeiträge in 
Höhe der satzungsgemäß von ordentlichen Mitgliedern zu entrichtenden 
Beiträge, die an eine der begünstigten Körperschaften bezahlt werden. 

 Freigebige Zuwendungen an begünstigte Einrichtungen im Sinne der lit. b 
und an Einrichtungen gemäß § 4a Abs. 4 lit. d sind nur dann abzugsfähig, 
wenn die empfangende Einrichtung zum Zeitpunkt der Zuwendung in der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Liste begünstigter Spendenempfänger (§ 4a Abs. 7 Z 1) eingetragen ist; 
dies gilt nicht für Zuwendungen an Einrichtungen gemäß § 4a Abs. 6. 

 8. Freigebige Geldzuwendungen (Geldspenden) an begünstigte 
Körperschaften im Sinne des § 4a Abs. 3 Z 4 bis 6, Abs. 5 und Abs. 6 
nach Maßgabe folgender Bestimmungen: 

 

 a) Voraussetzung für die Abzugsfähigkeit ist:  
 - Die empfangende Körperschaft ist zum Zeitpunkt der Zuwendung 

in der Liste begünstigter Spendenempfänger (§ 4a Abs. 8) 
eingetragen oder eine Einrichtung gemäß § 4a Abs. 6. 

 

 - Der Spender weist auf Verlangen der Abgabenbehörde durch einen 
Beleg die Zuwendung nach. Dieser Beleg hat jedenfalls den 
Namen der empfangenden Körperschaft, den Namen und die 
Anschrift des Zuwendenden und den Betrag der Zuwendung zu 
enthalten. 

 

 b) Zuwendungen, denen eine Gegenleistung gegenübersteht, sind als 
freigebige Zuwendungen abzugsfähig, wenn der gemeine Wert der 
Zuwendung den Wert der Gegenleistung erheblich übersteigt. Der dem 
gemeinen Wert der Gegenleistung entsprechende Teil der Zuwendung 
ist nicht abzugsfähig. Ebenso sind Mitgliedsbeiträge in Höhe der 
satzungsgemäß von ordentlichen Mitgliedern zu entrichtenden 
Beiträge, die an eine der begünstigten Körperschaften bezahlt werden, 
nicht abzugsfähig. 

 

 c) Diese Zuwendungen sind nur insoweit als Sonderausgaben 
abzugsfähig, als sie zusammen mit Zuwendungen aus dem 
Betriebsvermögen im Sinne des § 4a und Zuwendungen im Sinne des 
Abs. 1 Z 7 insgesamt 10% des sich nach Verlustausgleich ergebenden 
Gesamtbetrages der Einkünfte des unmittelbar vorangegangenen 
Kalenderjahres nicht übersteigen. 

 

(2) bis (7) … (2) bis (7) … 
§ 24. (1) und (2) … § 24. (1) und (2) … 
(3) Werden die einzelnen dem Betrieb gewidmeten Wirtschaftsgüter im 

Rahmen der Aufgabe des Betriebes veräußert, so sind die Veräußerungserlöse 
anzusetzen. Werden die Wirtschaftsgüter nicht veräußert, so ist der gemeine Wert 
im Zeitpunkt ihrer Überführung ins Privatvermögen anzusetzen. Bei Aufgabe 
eines Betriebes, an dem mehrere Personen beteiligt waren, ist für jeden einzelnen 

(3) Werden die einzelnen dem Betrieb gewidmeten Wirtschaftsgüter im 
Rahmen der Aufgabe des Betriebes veräußert, so sind die Veräußerungserlöse 
anzusetzen. Werden die Wirtschaftsgüter nicht veräußert, so ist der gemeine Wert 
im Zeitpunkt ihrer Überführung ins Privatvermögen anzusetzen. Bei Aufgabe eines 
Betriebes, an dem mehrere Personen beteiligt waren, ist für jeden einzelnen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Beteiligten der gemeine Wert jener Wirtschaftsgüter anzusetzen, die er bei der 
Auseinandersetzung erhalten hat. 

Beteiligten der gemeine Wert jener Wirtschaftsgüter anzusetzen, die er bei der 
Auseinandersetzung erhalten hat. Für Grund und Boden ist § 6 Z 4 anzuwenden. 

(4) bis (7) … (4) bis (7) … 
§ 27. (1) und (2) … § 27. (1) und (2) … 
(3) Zu den Einkünften aus realisierten Wertsteigerungen von 

Kapitalvermögen gehören Einkünfte aus der Veräußerung, Einlösung und 
sonstigen Abschichtung von Wirtschaftsgütern, deren Erträge Einkünfte aus der 
Überlassung von Kapital im Sinne von Abs. 2 sind (einschließlich 
Nullkuponanleihen). 

(3) Zu den Einkünften aus realisierten Wertsteigerungen von 
Kapitalvermögen gehören Einkünfte aus der Veräußerung, Einlösung und 
sonstigen Abschichtung von Wirtschaftsgütern, deren Erträge Einkünfte aus der 
Überlassung von Kapital im Sinne von Abs. 2 sind (einschließlich 
Nullkuponanleihen). Die Anschaffung oder Veräußerung einer unmittelbaren oder 
mittelbaren Beteiligung an einer Personengesellschaft stellt eine Anschaffung oder 
Veräußerung der anteiligen Wirtschaftsgüter dar. 

(4) Zu den Einkünften aus Derivaten gehören (4) Zu den Einkünften aus Derivaten gehören 
 1. der Differenzausgleich,  1. der Differenzausgleich, 
 2. die Stillhalterprämie,  2. die Stillhalterprämie, 
 3. Einkünfte aus der Veräußerung und  3. Einkünfte aus der Veräußerung und 
 4. Einkünfte aus der sonstigen Abwicklung  4. Einkünfte aus der sonstigen Abwicklung 
bei Termingeschäften (beispielsweise Optionen, Futures und Swaps) sowie bei 
sonstigen derivativen Finanzinstrumenten (beispielsweise Indexzertifikaten). 

bei Termingeschäften (beispielsweise Optionen, Futures und Swaps) sowie bei 
sonstigen derivativen Finanzinstrumenten (beispielsweise Indexzertifikaten). 
Abs. 3 letzter Satz gilt entsprechend. 

(5) bis (8) … (5) bis (8) … 
§ 27a. (1) bis (3) … § 27a. (1) bis (3) … 
(4) 1. bis 3. … (4) 1. bis 3. … 
  4. Bei einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln (§ 3 Abs. 1 Z 29) sind 

für die Anteilsrechte und Freianteile jene Beträge anzusetzen, die sich bei 
Verteilung der bisherigen Anschaffungskosten entsprechend dem 
Verhältnis der Nennwerte der Anteilsrechte und Freianteile ergeben. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 
§ 28. (1) bis (7) … § 28. (1) bis (7) … 
 (8) § 4 Abs. 2 Z 2 gilt in Bezug auf die Fehlerberichtigung durch Ansatz von 

Zu- und Abschlägen sinngemäß. 
§ 30. (1) Private Grundstücksveräußerungen sind Veräußerungsgeschäfte von 

Grundstücken, soweit sie keinem Betriebsvermögen angehören. Der Begriff des 
§ 30. (1) Private Grundstücksveräußerungen sind Veräußerungsgeschäfte von 

Grundstücken, soweit sie keinem Betriebsvermögen angehören. Der Begriff des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Grundstückes umfasst Grund und Boden, Gebäude und Rechte, die den 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts über Grundstücke unterliegen. Bei 
unentgeltlich erworbenen Grundstücken ist auf den Anschaffungszeitpunkt des 
Rechtsvorgängers abzustellen. Bei Tauschvorgängen ist § 6 Z 14 sinngemäß 
anzuwenden. 

Grundstückes umfasst Grund und Boden, Gebäude und Rechte, die den 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts über Grundstücke unterliegen 
(grundstücksgleiche Rechte). Bei unentgeltlich erworbenen Grundstücken ist auf 
den Anschaffungszeitpunkt des Rechtsvorgängers abzustellen. Bei 
Tauschvorgängen ist § 6 Z 14 sinngemäß anzuwenden. Die Anschaffung oder 
Veräußerung einer unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligung an einer 
Personengesellschaft stellt eine Anschaffung oder Veräußerung der anteiligen 
Grundstücke dar. 

(2) … (2) … 
(3) Als Einkünfte ist der Unterschiedsbetrag zwischen dem 

Veräußerungserlös und den Anschaffungskosten anzusetzen. Die 
Anschaffungskosten sind um Herstellungsaufwendungen und 
Instandsetzungsaufwendungen zu erhöhen, soweit diese nicht bei der Ermittlung 
von Einkünften zu berücksichtigen waren. Die Anschaffungskosten sind um 
Absetzungen für Abnutzungen, soweit diese bei der Ermittlung außerbetrieblicher 
Einkünfte abgezogen worden sind, sowie um die in § 28 Abs. 6 genannten 
steuerfreien Beträge zu vermindern. Müssen Grundstücksteile im Zuge einer 
Änderung der Widmung auf Grund gesetzlicher Vorgaben an die Gemeinde 
übertragen werden, sind die Anschaffungskosten der verbleibenden 
Grundstücksteile um die Anschaffungskosten der übertragenen Grundstücksteile 
zu erhöhen. 

(3) Als Einkünfte ist der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Veräußerungserlös und den Anschaffungskosten anzusetzen. Die 
Anschaffungskosten sind um Herstellungsaufwendungen und 
Instandsetzungsaufwendungen zu erhöhen, soweit diese nicht bei der Ermittlung 
von Einkünften zu berücksichtigen waren. Die Anschaffungskosten sind um 
Absetzungen für Abnutzungen, soweit diese bei der Ermittlung außerbetrieblicher 
Einkünfte abgezogen worden sind, sowie um die in § 28 Abs. 6 genannten 
steuerfreien Beträge zu vermindern. Müssen Grundstücksteile im Zuge einer 
Änderung der Widmung auf Grund gesetzlicher Vorgaben an die Gemeinde 
übertragen werden, sind die Anschaffungskosten der verbleibenden 
Grundstücksteile um die Anschaffungskosten der übertragenen Grundstücksteile 
zu erhöhen. 

Die Einkünfte sind zu vermindern um Die Einkünfte sind zu vermindern um 
 – die für die Mitteilung oder Selbstberechnung gemäß § 30c 

anfallenden Kosten; 
 – die für die Mitteilung oder Selbstberechnung gemäß § 30c 

anfallenden Kosten und um Minderbeträge aus 
Vorsteuerberichtigungen gemäß § 6 Z 12; 

 – 2% jährlich ab dem 11. Jahr nach dem Zeitpunkt der Anschaffung, 
höchstens jedoch um 50% (Inflationsabschlag). 

 – 2% jährlich ab dem 11. Jahr nach dem Zeitpunkt der Anschaffung, 
höchstens jedoch um 50% (Inflationsabschlag). 

(4) und (5) … (4) und (5) … 
(6) Ein Auf- oder Abwertungsbetrag nach § 4 Abs. 10 Z 3 lit. a in der 

Fassung vor dem 1. Stabilitätsgesetz 2012, BGBl. I Nr. 22/2012, ist bei der 
Veräußerung einkünftewirksam anzusetzen. 

(6) Abs. 4 gilt in folgenden Fällen sinngemäß: 

  a) Bei einem zum 31. März 2012 nicht steuerverfangenen Gebäude oder 
grundstücksgleichen Recht, das nach diesem Zeitpunkt erstmalig zur 
Erzielung von Einkünften verwendet wurde und für das die Absetzung 
für Abnutzung gemäß § 16 Abs. 1 Z 8 von den fiktiven 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Anschaffungskosten bemessen worden ist; in diesem Fall sind die 
Einkünfte für Wertveränderungen vor und ab der erstmaligen Nutzung 
zur Einkünfteerzielung gesondert zu ermitteln: 

  - Für Wertveränderungen bis zum Beginn der Einkünfteerzielung 
kann Abs. 4 angewendet werden. In diesem Fall gelten die fiktiven 
Anschaffungskosten als Veräußerungserlös. 

  - Wertveränderungen ab dem Beginn der Einkünfteerzielung sind 
nach Abs. 3 zu ermitteln. Dabei treten die fiktiven 
Anschaffungskosten an die Stelle der tatsächlichen 
Anschaffungskosten. Für einen Inflationsabschlag ist auf den 
Zeitpunkt der erstmaligen Nutzung zur Einkünfteerzielung 
abzustellen. 

  b) Für den einkünftewirksamen Ansatz eines Auf- oder 
Abwertungsbetrages nach § 4 Abs. 10 Z 3 lit. a in der Fassung vor dem 
BGBl. I Nr. 22/2012 bei Veräußerungen des Grundstücks. In diesem 
Fall tritt für die Anwendung des Abs. 4 der Teilwert im Zeitpunkt des 
Wechsels der Gewinnermittlungsart an die Stelle des 
Veräußerungserlöses; Wertveränderungen nach dem Zeitpunkt des 
Wechsels sind nach Abs. 3 zu ermitteln. Betrifft der Auf- oder 
Abwertungsbetrag Grund und Boden, der auch ohne Wechsel zur 
Gewinnermittlung nach § 5 zum 31. März 2012 steuerverfangen 
gewesen wäre, ist Abs. 4 nicht anzuwenden. 

(7) und (8) … (7) und (8) … 
§ 30a. (1) und (2) … § 30a. (1) und (2) … 
(3) 1. Wenn das Grundstück dem Umlaufvermögen zuzurechnen ist. Wurde 

das veräußerte Grundstück in das Betriebsvermögen eingelegt, sind hinsichtlich 
des Unterschiedsbetrages zwischen dem Teilwert im Einlagezeitpunkt und den 
niedrigeren Anschaffungs- oder Herstellungskosten Abs. 1 und 2 anzuwenden. 

(3) 1. Wenn das Grundstück dem Umlaufvermögen zuzurechnen ist. Wurde 
das veräußerte Grundstück in das Betriebsvermögen eingelegt, sind hinsichtlich 
des Unterschiedsbetrages zwischen dem Teilwert im Einlagezeitpunkt und den 
niedrigeren Anschaffungs- oder Herstellungskosten Abs. 1 und 2 anzuwenden; für 
Grund und Boden, der zum 31. März 2012 nicht steuerverfangen war, ist § 30 
Abs. 4 anzuwenden, wobei an die Stelle des Veräußerungserlöses der Teilwert im 
Einlagezeitpunkt tritt. 

 2. Wenn ein Schwerpunkt der betrieblichen Tätigkeit in der Überlassung 
oder Veräußerung von Grundstücken liegt. Z 1 zweiter Satz gilt 
entsprechend. 

 2. Wenn ein Schwerpunkt der betrieblichen Tätigkeit in der Überlassung 
oder Veräußerung von Grundstücken liegt. Z 1 zweiter und dritter Satz 
gelten entsprechend. 

 3. Soweit eine Teilwertabschreibung vorgenommen wurde.  3. Soweit eine nicht gemäß § 6 Z 2 lit. d verrechnete Teilwertabschreibung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
vorgenommen worden ist oder Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
gemäß § 8 Abs. 2 in einem gegenüber § 8 Abs. 1 höheren Ausmaß 
abgeschrieben worden sind. 

 4. …  4. … 
 (4) Die Abs. 1 und 2 gelten nicht für Einkünfte, bei denen der 

Veräußerungserlös in Form einer Rente geleistet wird und diese nach Maßgabe des 
§ 4 Abs. 3 oder des § 19 zu Einkünften führt. 

§ 30b. (1) bis (3) … § 30b. (1) bis (3) … 
(4) Wird außer in den Fällen des § 30c Abs. 4 erster und dritter Teilstrich 

keine Immobilienertragsteuer entrichtet, ist vom Steuerpflichtigen eine auf volle 
Euro abzurundende besondere Vorauszahlung in Höhe von 25% der 
Bemessungsgrundlage zu entrichten. Abs. 1 letzter Satz gilt entsprechend. 

(4) Wird außer in den Fällen des § 30c Abs. 4 erster, dritter und vierter 
Teilstrich keine Immobilienertragsteuer entrichtet, ist vom Steuerpflichtigen eine 
auf volle Euro abzurundende besondere Vorauszahlung in Höhe von 25% der 
Bemessungsgrundlage zu entrichten. Abs. 1 letzter Satz gilt entsprechend. 

(5) … (5) … 
§ 30c. (1) bis (3) … § 30c. (1) bis (3) … 
(4) Die Selbstberechnung der Immobilienertragsteuer gemäß Abs. 2 Z 2 kann 

auch bei Vornahme einer Selbstberechnung gemäß § 11 des 
Grunderwerbsteuergesetzes 1987 unterbleiben, soweit 

(4) Die Selbstberechnung der Immobilienertragsteuer gemäß Abs. 2 Z 2 kann 
auch bei Vornahme einer Selbstberechnung gemäß § 11 des 
Grunderwerbsteuergesetzes 1987 unterbleiben, soweit 

 - die Einkünfte aus dem Veräußerungsgeschäft nach § 30 Abs. 2 
befreit sind oder 

 - die Einkünfte aus dem Veräußerungsgeschäft nach § 30 Abs. 2 
befreit sind oder 

 - der Zufluss voraussichtlich später als ein Jahr nach dem 
Veräußerungsgeschäft erfolgt oder 

 - der Zufluss voraussichtlich später als ein Jahr nach dem 
Veräußerungsgeschäft erfolgt oder 

 - bei der Veräußerung von Grundstücken des Betriebsvermögens, 
die stillen Reserven gemäß § 12 übertragen oder einer 
Übertragungsrücklage zugeführt werden. 

 - bei der Veräußerung von Grundstücken des Betriebsvermögens, die 
stillen Reserven gemäß § 12 übertragen oder einer 
Übertragungsrücklage zugeführt werden oder 

  - der Veräußerungserlös in Form einer Rente geleistet wird. 
In diesem Fall ist in der Mitteilung gemäß Abs. 2 Z 1 anzugeben, warum die 

Selbstberechnung unterbleibt. 
In diesem Fall ist in der Mitteilung gemäß Abs. 2 Z 1 anzugeben, warum die 

Selbstberechnung unterbleibt. 
§ 31. (1) Spekulationsgeschäfte sind Veräußerungsgeschäfte von 

Wirtschaftsgütern des Privatvermögens, wenn die Einkünfte nicht gemäß § 27 
oder § 30 steuerlich zu erfassen sind und der Zeitraum zwischen Anschaffung und 
Veräußerung nicht mehr als ein Jahr beträgt. Bei unentgeltlich erworbenen 
Wirtschaftsgütern ist auf den Anschaffungszeitpunkt des Rechtsvorgängers 
abzustellen. Bei Tauschvorgängen ist § 6 Z 14 sinngemäß anzuwenden. 

§ 31. (1) Spekulationsgeschäfte sind Veräußerungsgeschäfte von 
Wirtschaftsgütern des Privatvermögens, wenn die Einkünfte nicht gemäß § 27 oder 
§ 30 steuerlich zu erfassen sind und der Zeitraum zwischen Anschaffung und 
Veräußerung nicht mehr als ein Jahr beträgt. Bei unentgeltlich erworbenen 
Wirtschaftsgütern ist auf den Anschaffungszeitpunkt des Rechtsvorgängers 
abzustellen. Bei Tauschvorgängen ist § 6 Z 14 sinngemäß anzuwenden. Die 

389/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - M
aterialien - T

extgegenüberstellung
14 von 82

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  15 von 82 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Anschaffung oder Veräußerung einer unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligung 
an einer Personengesellschaft stellt eine Anschaffung oder Veräußerung der 
anteiligen Wirtschaftsgüter dar. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 33. (1) bis (3) … § 33. (1) bis (3) … 
(4) 1. und 2. … (4) 1. und 2. … 

 3. Steuerpflichtigen, die für ein Kind, das nicht ihrem Haushalt zugehört 
(§ 2 Abs. 5 Familienlastenausgleichsgesetz 1967) und für das weder 
ihnen noch ihrem jeweils von ihnen nicht dauernd getrennt lebenden 
(Ehe)Partner Familienbeihilfe gewährt wird, den gesetzlichen Unterhalt 
leisten, steht ein Unterhaltsabsetzbetrag von 29,20 Euro monatlich zu. 
Leisten sie für mehr als ein nicht haushaltszugehöriges Kind den 
gesetzlichen Unterhalt, so steht für das zweite Kind ein Absetzbetrag von 
43,80 Euro und für jedes weitere Kind ein Absetzbetrag von jeweils 
58,40 Euro monatlich zu. Erfüllen mehrere Personen in Bezug auf ein 
Kind die Voraussetzungen für den Unterhaltsabsetzbetrag, so steht der 
Absetzbetrag nur einmal zu. 

 3. Steuerpflichtigen, die für ein Kind den gesetzlichen Unterhalt leisten, steht 
ein Unterhaltsabsetzbetrag von 29,20 Euro monatlich zu, wenn 

  - sich das Kind in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, 
einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes oder in der 
Schweiz aufhält und 

  - das Kind nicht ihrem Haushalt zugehört (§ 2 Abs. 5 
Familienlastenausgleichsgesetz 1967) und 

  - für das Kind weder ihnen noch ihrem jeweils von ihnen nicht 
dauernd getrennt lebenden (Ehe-)Partner Familienbeihilfe gewährt 
wird. 

(5) bis (11) … (5) bis (11) … 
§ 34. (1) bis (6) … § 34. (1) bis (6) … 
(7) 1. … (7) 1. … 

 2. Leistungen des gesetzlichen Unterhalts für ein Kind,  2. Leistungen des gesetzlichen Unterhalts für ein Kind, 
 - das nicht dem Haushalt des Steuerpflichtigen zugehört und  - das nicht dem Haushalt des Steuerpflichtigen zugehört und 
 - für das weder der Steuerpflichtige noch der mit ihm im 

gemeinsamen Haushalt lebende (Ehe)Partner Anspruch auf 
Familienbeihilfe hat und 

 - für das weder der Steuerpflichtige noch der mit ihm im 
gemeinsamen Haushalt lebende (Ehe)Partner Anspruch auf 
Familienbeihilfe hat und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 - das sich im Inland oder in einem Mitgliedstaat der Europäischen 

Union oder einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes 
aufhält, 

 - das sich im Inland oder in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes oder 
in der Schweiz aufhält, 

sind durch den Unterhaltsabsetzbetrag gemäß § 33 Abs. 4 Z 3 abgegolten. sind durch den Unterhaltsabsetzbetrag gemäß § 33 Abs. 4 Z 3 abgegolten. 
 3. bis 5. …  3. bis 5. … 

(8) und (9) … (8) und (9) … 
§ 35. (1) Hat der Steuerpflichtige außergewöhnliche Belastungen § 35. (1) Hat der Steuerpflichtige außergewöhnliche Belastungen 

 - durch eine eigene körperliche oder geistige Behinderung,  - durch eine eigene körperliche oder geistige Behinderung, 
 - bei Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag durch eine 

Behinderung des (Ehe-)Partners (§ 106 Abs. 3), 
 - bei Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag durch eine 

Behinderung des (Ehe-)Partners (§ 106 Abs. 3), 
 - ohne Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag durch eine 

Behinderung des (Ehe-)Partners (§ 106 Abs. 3), wenn dieser 
Einkünfte im Sinne des § 33 Abs. 4 Z 1 von höchstens 6 000 Euro 
jährlich erzielt, 

 - ohne Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag durch eine 
Behinderung des (Ehe-Partners), wenn er mehr als sechs Monate 
im Kalenderjahr verheiratet oder eingetragener Partner ist und vom 
(Ehe-)Partner nicht dauernd getrennt lebt und der (Ehe-)Partner 
Einkünfte im Sinne des § 33 Abs. 4 Z 1 von höchstens 6 000 Euro 
jährlich erzielt, 

 - durch eine Behinderung eines Kindes (§ 106 Abs. 1 und 2), für das 
keine erhöhte Familienbeihilfe gemäß § 8 Abs. 4 des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 gewährt wird, 

 - durch eine Behinderung eines Kindes (§ 106 Abs. 1 und 2), für das 
keine erhöhte Familienbeihilfe gemäß § 8 Abs. 4 des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 gewährt wird, 

und erhält weder der Steuerpflichtige noch sein (Ehe-)Partner noch sein Kind eine 
pflegebedingte Geldleistung (Pflegegeld, Pflegezulage, Blindengeld oder 
Blindenzulage), so steht ihm jeweils ein Freibetrag (Abs. 3) zu. 

und erhält weder der Steuerpflichtige noch sein (Ehe-)Partner noch sein Kind eine 
pflegebedingte Geldleistung (Pflegegeld, Pflegezulage, Blindengeld oder 
Blindenzulage), so steht ihm jeweils ein Freibetrag (Abs. 3) zu. 

(2) bis (8) … (2) bis (8) … 
§ 41. (1) 1. bis 3. … § 41. (1) 1. bis 3. … 

 4. in einem Freibetragsbescheid für das Kalenderjahr berücksichtigte 
besondere Verhältnisse gemäß § 63 Abs. 1 nicht in der ausgewiesenen 
Höhe zustehen, 

 4. ein Freibetragsbescheid für das Kalenderjahr gemäß § 63 Abs. 1 bei der 
Lohnverrechnung berücksichtigt wurde, 

 5. bis 9. …  5. bis 9. … 
  10. der Arbeitnehmer nach § 83 Abs. 3 unmittelbar in Anspruch genommen 

wird. 
(2) bis (5) … (2) bis (5) … 
§ 94. 1. … § 94. 1. … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 2. Unter folgenden Voraussetzungen bei den Kapitalerträgen von 

Körperschaften im Sinne des § 1 Abs. 2 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988: 

 2. Unter folgenden Voraussetzungen bei den Kapitalerträgen von 
Körperschaften im Sinne des § 1 Abs. 2 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988: 

 – Es handelt sich um Gewinnanteile (Dividenden) und sonstige 
Bezüge aus Aktien, Anteilen an Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung oder an Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften und 

 – Es handelt sich um Gewinnanteile (Dividenden) und sonstige 
Bezüge aus Aktien, Anteilen an Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung oder an Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften und 

 – die Körperschaft ist mindestens zu einem Zehntel mittel- oder 
unmittelbar am Grund- oder Stammkapital beteiligt. 

 – die Körperschaft ist mindestens zu einem Zehntel mittel- oder 
unmittelbar am Grund- oder Stammkapital beteiligt. 

Dies gilt auch für ausländische Körperschaften, die die in der Anlage 2 zu 
diesem Bundesgesetz vorgesehenen Voraussetzungen des Artikels 2 der 
Richtlinie Nr. 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 (ABl. EG Nr. 
L 225 S. 6) in der jeweils geltenden Fassung erfüllen, wenn die 
Beteiligung während eines ununterbrochenen Zeitraumes von mindestens 
einem Jahr bestanden hat. Davon abweichend hat der Abzugsverpflichtete 
die Kapitalertragsteuer dann einzubehalten, wenn Gründe vorliegen, 
wegen derer der Bundesminister für Finanzen dies zur Verhinderung von 
Steuerverkürzung und Missbrauch (§ 22 der Bundesabgabenordnung) 
sowie in den Fällen verdeckter Ausschüttungen (§ 8 Abs. 2 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988) durch Verordnung anordnet. 

Dies gilt auch für ausländische Körperschaften, die die in der Anlage 2 zu 
diesem Bundesgesetz vorgesehenen Voraussetzungen des Artikels 2 der 
Richtlinie 2011/96/EU über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- 
und Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten, ABl. Nr. L 345 
vom 29.12.2011 S. 8, in der jeweils geltenden Fassung erfüllen, wenn die 
Beteiligung während eines ununterbrochenen Zeitraumes von mindestens 
einem Jahr bestanden hat. Davon abweichend hat der Abzugsverpflichtete 
die Kapitalertragsteuer dann einzubehalten, wenn Gründe vorliegen, 
wegen derer der Bundesminister für Finanzen dies zur Verhinderung von 
Steuerverkürzung und Missbrauch (§ 22 der Bundesabgabenordnung) 
sowie in den Fällen verdeckter Ausschüttungen (§ 8 Abs. 2 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988) durch Verordnung anordnet. 

In diesen Fällen ist eine der Richtlinie entsprechende Entlastung von der 
Kapitalertragsteuer auf Antrag der Muttergesellschaft durch ein 
Steuerrückerstattungsverfahren herbeizuführen. 

In diesen Fällen ist eine der Richtlinie entsprechende Entlastung von der 
Kapitalertragsteuer auf Antrag der Muttergesellschaft durch ein 
Steuerrückerstattungsverfahren herbeizuführen. 

 3. bis 13. …  3. bis 13. … 
§ 95. (1) und (2) … § 95. (1) und (2) … 
(3) 1. … (3) 1. … 

 2. Bei anderen Kapitalerträgen aus der Überlassung von Kapital  2. Bei anderen Kapitalerträgen aus der Überlassung von Kapital 
 - nach Maßgabe des § 19, wenn es sich um Zinserträge aus 

Geldeinlagen bei Kreditinstituten handelt, 
 - nach Maßgabe des § 19, wenn es sich um Zinserträge aus 

Geldeinlagen bei Kreditinstituten oder nicht unter Z 1 fallende 
sonstige Bezüge im Sinne des § 27 Abs. 2 Z 1 lit. a handelt, 

 - im Zeitpunkt der Fälligkeit der Kapitalerträge bei allen sonstigen 
Kapitalerträgen aus der Überlassung von Kapital. 

 - im Zeitpunkt der Fälligkeit der Kapitalerträge bei allen sonstigen 
Kapitalerträgen aus der Überlassung von Kapital. 

Bei Meldung des Eintritts von Umständen, die die Abzugspflicht beenden 
oder begründen (insbesondere Befreiungserklärung oder 

Bei Meldung des Eintritts von Umständen, die die Abzugspflicht beenden 
oder begründen (insbesondere Befreiungserklärung oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Widerrufserklärung), oder bei Zustellung eines Bescheides im Sinne des 
§ 94 Z 5 letzter Satz gelten der Zinsertrag, der auf den Zeitraum vom 
letzten Zufließen gemäß § 19 bis zur Meldung oder Zustellung entfällt, 
bzw. die anteiligen Kapitalerträge als zugeflossen. Im Falle einer 
Depotentnahme oder eines Wegzugs im Sinne der Z 3 sind der Zinsertrag, 
der auf den Zeitraum vom letzten Zufließen gemäß § 19 bis zur Meldung 
oder Zustellung entfällt, bzw. die anteiligen Kapitalerträge im Rahmen 
der Einkünfte aus realisierten Wertsteigerungen als Stückzinsen zu 
erfassen. 

Widerrufserklärung), oder bei Zustellung eines Bescheides im Sinne des 
§ 94 Z 5 letzter Satz gelten der Zinsertrag, der auf den Zeitraum vom 
letzten Zufließen gemäß § 19 bis zur Meldung oder Zustellung entfällt, 
bzw. die anteiligen Kapitalerträge als zugeflossen. Im Falle einer 
Depotentnahme oder eines Wegzugs im Sinne der Z 3 sind der Zinsertrag, 
der auf den Zeitraum vom letzten Zufließen gemäß § 19 bis zur Meldung 
oder Zustellung entfällt, bzw. die anteiligen Kapitalerträge im Rahmen der 
Einkünfte aus realisierten Wertsteigerungen als Stückzinsen zu erfassen. 

 3. …  3. … 
(4) und (5) … (4) und (5) … 
§ 96. (1) … § 96. (1) … 

 1. a) Bei Einkünften aus der Überlassung von Kapital gemäß § 27 Abs. 2 
Z 1 und § 27 Abs. 5 Z 7 hat der Abzugsverpflichtete (§ 95 Abs. 2) die 
einbehaltenen Steuerbeträge unter der Bezeichnung 
„Kapitalertragsteuer” binnen einer Woche nach dem Zufließen der 
Kapitalerträge abzuführen, und zwar auch dann, wenn der Gläubiger 
die Einforderung des Kapitalertrages (zum Beispiel die Einlösung der 
Gewinnanteilscheine) unterlässt. 

 1. a) Bei Einkünften aus der Überlassung von Kapital gemäß § 27 
Abs. 2 Z 1 und § 27 Abs. 5 Z 7, deren Schuldner Abzugsverpflichteter 
(§ 95 Abs. 2 Z 1 lit. b) ist, hat der Abzugsverpflichtete die 
einbehaltenen Steuerbeträge unter der Bezeichnung 
„Kapitalertragsteuer” binnen einer Woche nach dem Zufließen der 
Kapitalerträge abzuführen, und zwar auch dann, wenn der Gläubiger 
die Einforderung des Kapitalertrages (zum Beispiel die Einlösung der 
Gewinnanteilscheine) unterlässt. 

 b) und c) …  b) und c) … 
 2. …  2. … 

(2) … (2) … 
(3) Der Abzugsverpflichtete hat innerhalb der im Abs. 1 festgesetzten Frist 

dem Finanzamt eine Anmeldung nach dem amtlichen Vordruck einzureichen. Die 
Anmeldung ist innerhalb der im Abs. 1 angeführten Fristen auch dann 
einzureichen, wenn ein Steuerabzug nicht vorzunehmen ist. In diesem Fall ist das 
Unterbleiben des Steuerabzugs zu begründen. 

(3) Der Abzugsverpflichtete hat innerhalb der im Abs. 1 festgesetzten Frist 
dem Finanzamt eine Anmeldung elektronisch zu übermitteln. Der Bundesminister 
für Finanzen wird ermächtigt, den Inhalt und das Verfahren der elektronischen 
Übermittlung mit Verordnung festzulegen. In der Verordnung kann vorgesehen 
werden, dass sich der Abgabenschuldner einer bestimmten öffentlich-rechtlichen 
oder privatrechtlichen Übermittlungsstelle zu bedienen hat. 

 Die Anmeldung ist innerhalb der im Abs. 1 angeführten Fristen auch dann 
einzureichen, wenn ein Steuerabzug nicht vorzunehmen ist. In diesem Fall ist das 
Unterbleiben des Steuerabzugs zu begründen. 

(4) … (4) … 
§ 108c. (1) bis (6) … § 108c. (1) bis (6) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(7) Das Finanzamt kann sich bei der Beurteilung, ob die Voraussetzungen 

einer Forschung und experimentellen Entwicklung im Sinne des Abs. 2 Z 1 
vorliegen, der Forschungsförderungsgesellschaft mbH als Gutachter bedienen. 
Anlässlich der Geltendmachung einer Forschungsprämie für eine 
eigenbetriebliche Forschung hat der Steuerpflichtige ein Gutachten der 
Forschungsförderungsgesellschaft mbH vorzulegen, in dem beurteilt wird, ob die 
Voraussetzungen einer Forschung und experimentellen Entwicklung im Sinne des 
Abs. 2 Z 1 vorliegen. Liegt bereits eine diesbezügliche bescheidmäßige 
Bestätigung nach § 118a der Bundesabgabenordnung vor, ist glaubhaft zu 
machen, dass die durchgeführte Forschung der der Bestätigung zu Grunde 
gelegten entspricht oder davon nicht wesentlich abweicht. 

(7) Das Finanzamt kann sich bei der Beurteilung, ob die Voraussetzungen 
einer Forschung und experimentellen Entwicklung im Sinne des Abs. 2 Z 1 
vorliegen, der Forschungsförderungsgesellschaft mbH als Gutachter bedienen. 
Voraussetzung für die Gewährung einer Forschungsprämie für eine 
eigenbetriebliche Forschung ist ein Gutachten der 
Forschungsförderungsgesellschaft mbH, in dem beurteilt wird, ob die 
Voraussetzungen für eine Forschung und Entwicklung im Sinne des Abs. 2 Z 1 
vorliegen. Liegt bereits eine diesbezügliche bescheidmäßige Bestätigung nach 
§ 118a der Bundesabgabenordnung vor, ist glaubhaft zu machen, dass die 
durchgeführte Forschung der der Bestätigung zu Grunde gelegten entspricht oder 
davon nicht wesentlich abweicht. 

(8) a) und b) … (8) a) und b) … 
Die Glaubhaftmachung gemäß lit. a hat durch ein Gutachten der 
Forschungsförderungsgesellschaft mbH zu erfolgen. Liegt eine diesbezügliche 
bescheidmäßige Bestätigung nach § 118a der Bundesabgabenordnung vor, ist 
glaubhaft zu machen, dass die durchgeführte Forschung der der Bestätigung zu 
Grunde gelegten entspricht oder davon nicht wesentlich abweicht. Der Nachweis 
gemäß lit. b hat durch eine Bestätigung eines Wirtschaftsprüfers, die auf 
Grundlage einer den Anforderungen der §§ 268 ff des Unternehmensgesetzbuches 
entsprechenden Prüfung des Rechnungs- und Jahresabschlusses ausgestellt wurde, 
zu erfolgen. 

Die Glaubhaftmachung gemäß lit. a hat durch ein Gutachten der 
Forschungsförderungsgesellschaft mbH zu erfolgen. Liegt eine diesbezügliche 
bescheidmäßige Bestätigung nach § 118a der Bundesabgabenordnung vor, ist 
glaubhaft zu machen, dass die durchgeführte Forschung der der Bestätigung zu 
Grunde gelegten entspricht oder davon nicht wesentlich abweicht. Der Nachweis 
gemäß lit. b hat durch eine Bestätigung eines Wirtschaftsprüfers zu erfolgen, die 
auf Grundlage einer den Anforderungen der §§ 268 ff des 
Unternehmensgesetzbuches entsprechenden Prüfung über die Einhaltung der 
anzuwendenden Rechnungslegungsvorschriften ausgestellt wurde. Die 
Bestimmungen des § 275 des Unternehmensgesetzbuches gelten sinngemäß. 

 (9) Der Steuerpflichtige hat ein Gutachten der 
Forschungsförderungsgesellschaft mbH gemäß Abs. 7 oder Abs. 8 elektronisch 
anzufordern, wobei FinanzOnline als Authentifizierungsprovider fungiert. Die 
Forschungsförderungsgesellschaft mbH hat das Gutachten unter Bezugnahme auf 
die Anforderung durch den Steuerpflichtigen elektronisch im Wege von 
FinanzOnline der Abgabenbehörde zu übermitteln. Der Bundesminister für 
Finanzen wird ermächtigt, den Inhalt und das Verfahren der elektronischen 
Anforderung und Übermittlung mit Verordnung festzulegen. 

§ 124b. 1. bis 216. … § 124b. 1. bis 216. … 
 217. §§ 30b, 30c, § 98 Abs. 4 und 102 Abs. 1, jeweils in der Fassung des 

1. Stabilitätsgesetzes 2012, BGBl. I Nr. 22/2012, sind für Veräußerungen 
nach dem 31. Dezember 2012 anzuwenden. § 46 Abs. 1 in der Fassung 
des 1. Stabilitätsgesetzes 2012, BGBl. I Nr. 22/2012, ist erstmalig bei der 

 217. §§ 30b, 30c und 102 Abs. 1, jeweils in der Fassung des 
1. Stabilitätsgesetzes 2012, BGBl. I Nr. 22/2012, sind für Veräußerungen 
nach dem 31. Dezember 2012 anzuwenden. § 46 Abs. 1 in der Fassung 
des 1. Stabilitätsgesetzes 2012, BGBl. I Nr. 22/2012, ist erstmalig bei der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Veranlagung für das Kalenderjahr 2013 anzuwenden. Veranlagung für das Kalenderjahr 2013 anzuwenden. 

  217a. § 98 Abs. 4 in der Fassung des 1. Stabilitätsgesetzes 2012, BGBl. I 
Nr. 22/2012, ist hinsichtlich der Geltung des § 30a erstmals auf 
Veräußerungen nach dem 31. März 2012, im Übrigen erstmals auf 
Veräußerungen nach dem 31. Dezember 2012 anzuwenden. 

 218. bis 222. …  218. bis 222. … 
 223. a) § 108c Abs. 2 in der Fassung des 1. Stabilitätsgesetzes 2012, BGBl. I 

Nr. 22/2012, ist erstmalig auf Prämien anzuwenden, die Wirtschaftsjahre 
betreffen, die nach dem 31. Dezember 2011 beginnen. 

 223. .a) § 108c Abs. 2 in der Fassung des 1. Stabilitätsgesetzes 2012, BGBl. I 
Nr. 22/2012, ist erstmalig auf Prämien anzuwenden, die Wirtschaftsjahre 
betreffen, die nach dem 31. Dezember 2011 beginnen. 

 b) § 108c Abs. 7 und 8 in der Fassung des 1. Stabilitätsgesetzes 2012, 
BGBl. I Nr. 22/2012, tritt mit 1. Jänner 2013 in Kraft. 

 b) § 108c Abs. 7 und 8 in der Fassung des 1. Stabilitätsgesetzes 2012, 
BGBl. I Nr. 22/2012, ist erstmalig auf Prämien anzuwenden, die 
Wirtschaftsjahre betreffen, die nach dem 31. Dezember 2011 beginnen. 
Abweichend davon tritt § 108c Abs. 7 erster Satz in der Fassung des 
1. Stabilitätsgesetzes 2012, BGBl. I Nr. 22/2012 mit 1. Jänner 2013 in 
Kraft. 

  c) § 108c Abs. 7, 8 und 9 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2012 ist erstmalig auf Prämien anzuwenden, die 
Wirtschaftsjahre betreffen, die nach dem 31. Dezember 2011 beginnen. 
Abweichend davon tritt § 108c Abs. 7 erster Satz in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012. mit 1. Jänner 2013 in Kraft. 

Anlage 2 Anlage 2 

(zu § 94a Abs. 1 Z 3 EStG) (zu § 94 Z 2 EStG) 
Gesellschaften im Sinne des Artikels 2 der Richtlinie 90/435/EWG über das 

gemeinsame Steuersystem der Mutter- und Tochtergesellschaften verschiedener 
Mitgliedstaaten (ABl. Nr. L 225 vom 20.08.1990 S. 6), in der Fassung der 
Richtlinie 2006/98/EG (ABl. Nr. L 363 vom 20.12.2006 S. 129), der Akte über die 
Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der 
Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik 
Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der 
Slowakischen Republik (ABl. Nr. L 236 vom 23.09.2003 S. 33) und der Akte über 
die Bedingungen des Beitritts der Bulgarischen Republik und Rumäniens (ABl. 
Nr. L 157 vom 21.06.2005 S. 203). 

Gesellschaften im Sinne des Artikels 2 der Richtlinie 2011/96/EU über das 
gemeinsame Steuersystem der Mutter- und Tochtergesellschaften verschiedener 
Mitgliedstaaten, ABl. Nr. L 345 vom 29.12.2011 S. 8, in der jeweils geltenden 
Fassung. 

Gesellschaft im Sinne des Artikels 2 der genannten Richtlinie ist jede 
Gesellschaft, die 

Gesellschaft im Sinne des Artikels 2 der genannten Richtlinie ist jede 
Gesellschaft, die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 1. …  1. … 

Artikel 3 (Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 1988) 
§ 10. (1) 1. bis 4. … § 10. (1) 1. bis 4. … 

 5. Gewinnanteile im Sinne der Z 1 bis 4 aus einer Beteiligung an einer 
ausländischen Körperschaft, die die in der Anlage 2 zum 
Einkommensteuergesetz 1988 vorgesehenen Voraussetzungen des Art. 2 
der Richtlinie Nr. 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 (ABl. EG 
Nr. L 255 S. 6) erfüllt und die nicht unter Z 7 fällt. 

 5. Gewinnanteile im Sinne der Z 1 bis 4 aus einer Beteiligung an einer 
ausländischen Körperschaft, die die in der Anlage 2 zum 
Einkommensteuergesetz 1988 vorgesehenen Voraussetzungen des Art. 2 
der Richtlinie 2011/96/EU über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- 
und Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten, ABl. Nr. L 345 
vom 29.12.2011 S. 8, in der jeweils geltenden Fassung erfüllt und die 
nicht unter Z 7 fällt. 

 6. und 7. …  6. und 7. … 
(2) 1. … (2) 1. … 

 2. an anderen ausländischen Körperschaften, die die in der Anlage 2 zum 
Einkommensteuergesetz 1988 vorgesehenen Voraussetzungen des 
Artikels 2 der Richtlinie Nr. 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 
(ABl. EG Nr. L 255 S. 6), in der jeweils geltenden Fassung erfüllen, 
beteiligt sind. Die genannte Frist von einem Jahr gilt nicht für Anteile, die 
auf Grund einer Kapitalerhöhung erworben wurden, soweit sich das 
Beteiligungsausmaß dadurch nicht erhöht hat. 

 2. an anderen ausländischen Körperschaften, die die in der Anlage 2 zum 
Einkommensteuergesetz 1988 vorgesehenen Voraussetzungen des 
Artikels 2 der Richtlinie 2011/96/EU über das gemeinsame Steuersystem 
der Mutter- und Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten, 
ABl. Nr. L 345 vom 29.12.2011 S. 8, in der jeweils geltenden Fassung 
erfüllen, beteiligt sind. Die genannte Frist von einem Jahr gilt nicht für 
Anteile, die auf Grund einer Kapitalerhöhung erworben wurden, soweit 
sich das Beteiligungsausmaß dadurch nicht erhöht hat. 

(3) bis (7) … (3) bis (7) … 
§ 12. (1) 1. bis 5. … § 12. (1) 1. bis 5. … 

 6. Die Steuern vom Einkommen und sonstige Personensteuern und die 
Umsatzsteuer, die auf nichtabzugsfähige Aufwendungen entfällt. 

 6. Die Steuern vom Einkommen und sonstige Personensteuern und die aus 
Anlass einer unentgeltlichen Grundstücksübertragung anfallende 
Grunderwerbsteuer, Eintragungsgebühren und andere Nebenkosten; 
weiters die Umsatzsteuer, die auf nichtabzugsfähige Aufwendungen 
entfällt. 

 7. …  7. … 
(2) und (3) … (2) und (3) … 
§ 21. (1) 1. … § 21. (1) 1. … 

 2. …  2. … 
 a) Handelt es sich bei der beschränkt steuerpflichtigen Körperschaft um  a) Handelt es sich bei der beschränkt steuerpflichtigen Körperschaft um 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
eine Gesellschaft, die die in der Anlage 2 zum 
Einkommensteuergesetz 1988 vorgesehenen Voraussetzungen des 
Artikels 2 der Richtlinie Nr. 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 
(ABl. EG Nr. L 225 S. 6) in der Fassung des Vertrages über den 
Beitritt Österreichs zur Europäischen Union erfüllt, ist abweichend von 
der Z 1 § 10 sinngemäß anzuwenden. 

eine Gesellschaft, die die in der Anlage 2 zum 
Einkommensteuergesetz 1988 vorgesehenen Voraussetzungen des 
Artikels 2 der Richtlinie 2011/96/EU über das gemeinsame 
Steuersystem der Mutter- und Tochtergesellschaften verschiedener 
Mitgliedstaaten, ABl. Nr. L 345 vom 29.12.2011 S. 8, in der jeweils 
geltenden Fassung erfüllt, ist abweichend von der Z 1 § 10 sinngemäß 
anzuwenden. 

 b) …  b) … 
 3. …  3. … 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
§ 26c. 1. bis 18. … § 26c. 1. bis 18. … 

 19. Mitbeteiligte einer zum 30. Juni 2010 bestehenden 
Beteiligungsgemeinschaft, die gleichzeitig Gruppenmitglied oder 
Gruppenträger einer anderen Unternehmensgruppe sind, scheiden 
spätestens am 1. Jänner 2021 aus der Beteiligungsgemeinschaft aus. 

 19. Mitbeteiligte einer zum 30. Juni 2010 bestehenden 
Beteiligungsgemeinschaft, die gleichzeitig Gruppenmitglied einer anderen 
Unternehmensgruppe sind, scheiden spätestens am 1. Jänner 2021 aus der 
Beteiligungsgemeinschaft aus. 

 20. bis 36. …  20. bis 36. … 

Artikel 4 (Änderung des Umgründungssteuergesetzes) 
§ 3. (1) 1. und 2. … § 3. (1) 1. und 2. … 

 3. Ist die übernehmende Körperschaft am Verschmelzungsstichtag an der 
übertragenden ausländischen Körperschaft beteiligt und würden die 
Gewinnanteile der übertragenden Körperschaft bei der übernehmenden 
Körperschaft am Verschmelzungsstichtag § 10 Abs. 4 oder Abs. 5 des 
Körperschaftsteuergesetzes unterliegen, gilt der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem Reinvermögen, das sich aus der der Verschmelzung 
zugrundeliegenden Bilanz der übertragenden Körperschaft ergibt, und 
dem eingezahlten Nennkapital mit dem Beginn des auf den 
Verschmelzungsstichtag folgenden Tages als offen ausgeschüttet. 

 3. Ist die übernehmende Körperschaft oder ein konzernzugehöriges 
Unternehmen der übernehmenden Körperschaft am 
Verschmelzungsstichtag an der übertragenden ausländischen Körperschaft 
beteiligt und würden die Gewinnanteile der übertragenden Körperschaft 
bei der übernehmenden Körperschaft oder dem konzernzugehörigen 
Unternehmen am Verschmelzungsstichtag § 10 Abs. 4 oder Abs. 5 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988 unterliegen, gilt der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem Reinvermögen, das sich aus der der Verschmelzung 
zugrundeliegenden Bilanz der übertragenden Körperschaft ergibt, und 
dem eingezahlten Nennkapital mit dem Beginn des auf den 
Verschmelzungsstichtag folgenden Tages als offen ausgeschüttet. 
Kapitalrücklagen dürfen vom Unterschiedsbetrag nur abgezogen werden, 
wenn nachgewiesen wird, dass sie nicht aus Gesellschaftsmitteln 
stammen. 

 4. …  4. … 
(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 5. (1) … § 5. (1) … 
(2) Neue Anteile treten für Zwecke der Anwendung der Fristen der §§ 30 und 

31 des Einkommensteuergesetzes 1988 an die Stelle der alten Anteile. 
(2) Für neue Anteile sind die Anschaffungszeitpunkte der alten Anteile 

maßgeblich. 
(3) Geht durch die Verschmelzung die Eigenschaft von Anteilen als 

Beteiligung im Sinne des § 31 des Einkommensteuergesetzes 1988 unter, gelten 
diese Anteile bis zum Ende des zehnten Jahres nach Ablauf des 
Verschmelzungsstichtages als Beteiligung im Sinne des § 31 des 
Einkommensteuergesetzes 1988. 

 

(4) Besteht vor dem Austausch weder an der übertragenden noch an der 
übernehmenden Körperschaft eine Beteiligung im Sinne des § 31 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 und entsteht durch die Verschmelzung eine 
solche Beteiligung, gilt der höhere gemeine Wert dieser Beteiligung als 
Anschaffungskosten. 

 

(5) bis (7) … (5) bis (7) … 
§ 7. (1) 1. und 2. … § 7. (1) 1. und 2. … 

 3. vergleichbare Umwandlungen ausländischer Körperschaften im Ausland.  3. vergleichbare Umwandlungen ausländischer Körperschaften im Ausland, 
 wenn eine Umwandlungsbilanz aufgestellt wird. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 9. (1) … § 9. (1) … 

 1. Sie haben die zum Umwandlungsstichtag maßgebenden Buchwerte im 
Sinne des § 8 fortzuführen. 

 1. Sie haben die zum Umwandlungsstichtag maßgebenden Buchwerte im 
Sinne des § 8 fortzuführen. § 8 Abs. 3 gilt für die Rechtsnachfolger mit 
Beginn des dem Umwandlungsstichtag folgenden Tages. 

 2. …  2. … 
 3. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich entsteht, gilt 

Folgendes: 
 3. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich entsteht, gilt 

Folgendes: 
 - Das übernommene Vermögen ist mit dem gemeinen Wert 

anzusetzen. 
 - Das übernommene Vermögen ist mit dem gemeinen Wert 

anzusetzen. 
 - Wird Vermögen ganz oder teilweise übernommen, für das die 

Steuerschuld bei einem Rechtsnachfolger auf Grund einer 
Umgründung im Sinne dieses Bundesgesetzes oder auf Grund des 
§ 6 Z 6 oder des § 31 des Einkommensteuergesetzes 1988 nicht 
festgesetzt worden ist oder gemäß § 16 Abs. 1 zweiter Teilstrich 

 - Wird Vermögen ganz oder teilweise übernommen, für das die 
Steuerschuld bei einem Rechtsnachfolger auf Grund einer 
Umgründung im Sinne dieses Bundesgesetzes oder auf Grund des 
§ 6 Z 6 oder des § 27 Abs. 6 Z 1 lit. b des 
Einkommensteuergesetzes 1988 nicht festgesetzt worden ist oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
nicht entstanden ist, sind die fortgeschriebenen Buchwerte oder die 
Anschaffungskosten vor der Umgründung oder Verlegung 
anzusetzen. Die spätere Veräußerung oder das sonstige 
Ausscheiden gilt nicht als rückwirkendes Ereignis im Sinn des 
§ 295a der Bundesabgabenordnung. Weist die übernehmende 
Körperschaft nach, dass Wertsteigerungen im übrigen EU/EWR-
Raum eingetreten sind, sind diese vom Veräußerungserlös 
abzuziehen. 

gemäß § 16 Abs. 1 zweiter Teilstrich nicht entstanden ist, sind die 
fortgeschriebenen Buchwerte oder die Anschaffungskosten vor der 
Umgründung oder Verlegung anzusetzen. Die spätere Veräußerung 
oder das sonstige Ausscheiden gilt nicht als rückwirkendes 
Ereignis im Sinn des § 295a der Bundesabgabenordnung. Weist die 
übernehmende Körperschaft nach, dass Wertsteigerungen im 
übrigen EU/EWR-Raum eingetreten sind, sind diese vom 
Veräußerungserlös abzuziehen. 

 - Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich 
der Anteile an der durch eine errichtende Umwandlung 
entstandenen Personengesellschaft entsteht, ist der 
Unterschiedsbetrag zwischen dem Buchwert und dem gemeinen 
Wert der Anteile am Umwandlungsstichtag bei einer späteren 
Realisierung der Anteile bei natürlichen Personen als 
Rechtsnachfolger mit einem besonderen Steuersatz von 25% zu 
besteuern. Dies gilt sinngemäß für verschmelzende 
Umwandlungen auf natürliche Personen als Rechtsnachfolger. 

 - Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich 
der Anteile an der durch eine errichtende Umwandlung 
entstandenen Personengesellschaft entsteht, ist der 
Unterschiedsbetrag zwischen dem Buchwert und dem gemeinen 
Wert der Anteile am Umwandlungsstichtag bei einer späteren 
Realisierung der Anteile bei natürlichen Personen als 
Rechtsnachfolger mit einem besonderen Steuersatz von 25% zu 
besteuern. Dies gilt sinngemäß für verschmelzende Umwandlungen 
auf natürliche Personen als Rechtsnachfolger. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 
(6) Mit dem Tag der Anmeldung des Umwandlungsbeschlusses zur 

Eintragung in das Firmenbuch gilt ein Betrag im Sinne der Z 1 als an die 
Rechtsnachfolger offen ausgeschüttet. 

(6) Mit dem Tag der Anmeldung des Umwandlungsbeschlusses zur 
Eintragung in das Firmenbuch gilt das Gewinnkapital der übertragenden 
Körperschaft als offen an die Rechtsnachfolger ausgeschüttet. Gewinnkapital ist 
der Unterschiedsbetrag zwischen dem Umwandlungskapital im Sinne des § 8 
Abs. 5 und den vorhandenen Einlagen im Sinne des § 4 Abs. 12 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 zum Umwandlungsstichtag. Der Tag der 
Anmeldung des Umwandlungsbeschlusses zur Eintragung in das Firmenbuch gilt 
als Tag des Zufließens im Sinne des § 95 Abs. 3 Z 1 des 
Einkommensteuergesetzes 1988. 

 1. Der Betrag ist in folgender Weise zu ermitteln:  
Reinvermögen nach der der Umwandlung zugrunde liegenden nach den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung erstellten Schlussbilanz 

 

 a) vermindert um  
 - das eingezahlte und eingeforderte Nennkapital,  
 - Kapitalrücklagen,  
 - Rücklagen gemäß § 225 Abs. 5 des Unternehmensgesetzbuches,  
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
soweit sie durch Umwidmung von Kapitalrücklagen gebildet 
worden sind, 

 - Partizipationskapital im Sinne des Bankwesengesetzes und des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes, 

 

 - Genussrechtskapital, mit dem das Recht auf Beteiligung am 
Gewinn und am Liquidationsgewinn der Gesellschaft verbunden 
ist (Substanzgenussrechtskapital), 

 

 - offene Ausschüttungen nach dem Umwandlungsstichtag,  
 - offene Ausschüttungen auf das Partizipations- und 

Substanzgenussrechtskapital nach dem Umwandlungsstichtag, 
 

 - Beträge, die aus gewinnerhöhend aufgelösten Kapitalrücklagen 
oder Rücklagen gemäß § 225 Abs. 5 des 
Unternehmensgesetzbuches im Sinne des dritten Teilstrichs 
stammen, soweit sie nicht ausgeschüttet worden sind, 

 

 - Buchgewinne, die aufgrund einer Vermögensübertragung im 
Rahmen einer Umgründung (Einbringung, Abspaltung) vor der 
Umwandlung entstanden sind, soweit sie nicht ausgeschüttet 
worden sind, 

 

 - Buchgewinne, die aufgrund einer Vermögensübernahme im 
Rahmen einer Umgründung (Verschmelzung, Aufspaltung) vor 
der Umwandlung entstanden sind, vermindert um Gewinnteile im 
Sinne der lit. b, erster Teilstrich, soweit sie nicht ausgeschüttet 
worden sind, 

 

 - Buchgewinne, die aufgrund einer Kapitalherabsetzung vor der 
Umwandlung entstanden sind, soweit sie nicht ausgeschüttet 
worden sind oder in die Kapitalrücklage eingestellt worden sind, 

 

 - Buchgewinne, die aufgrund der Bewertung der Gegenleistung für 
eine Umgründung vor der Umwandlung entstanden sind, soweit 
sie nicht offen ausgeschüttet worden sind, 

 

 b) erhöht um  
 - Gewinnteile, die aufgrund einer der Umwandlung 

vorangegangenen Umgründung (Verschmelzung, Aufspaltung) im 
Eigenkapital enthalten sind, soweit sie nicht nach lit. a, zehnter 
Teilstrich berücksichtigt worden sind, auch wenn sie erst nach dem 
Umwandlungsstichtag buchmäßig zu erfassen sind, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 - Buchverluste, die aufgrund einer Vermögensübertragung im 

Rahmen einer Umgründung (Einbringung, Abspaltung) vor der 
Umwandlung entstanden sind, 

 

 - Buchverluste, die aufgrund einer Vermögensübernahme im 
Rahmen einer Umgründung (Verschmelzung, Einbringung, 
Realteilung, Spaltung) vor der Umwandlung unter Ansatz der 
Werte gemäß § 202 Abs. 2 des Unternehmensgesetzbuches 
entstanden oder im Wege der Abschreibung als 
Umgründungsmehrwert bzw. Firmenwert wirksam geworden sind; 
dies gilt nicht für Buchverluste, für die nach § 18 Abs. 2 Z 1 
Kapitalertragsteuerpflicht entstanden ist oder entsteht, 

 

 - Beträge, die aufgrund einer Vermögensübernahme im Rahmen 
einer Umgründung (Verschmelzung, Einbringung, Realteilung, 
Spaltung) vor der Umwandlung unter Ansatz der Werte gemäß 
§ 202 Abs. 1 des Unternehmensgesetzbuches bis zum 
Umwandlungsstichtag in Bezug auf den den 
unternehmensrechtlichen Buchwert des Vermögens 
übersteigenden Teil im Wege der Abschreibung als Aufwand 
wirksam geworden sind; dies gilt nicht für Buchverluste, für die 
nach § 18 Abs. 2 Z 1 Kapitalertragsteuerpflicht entstanden ist oder 
entsteht, 

 

 - Gewinnanteile aus der Beteiligung an Personengesellschaften, die 
bis zum Umwandlungsstichtag entstanden, aber nach den §§ 122 
bzw. 168 des Unternehmensgesetzbuches noch nicht erfasst 
worden sind, 

 

 - Buchverluste, die auf Grund der Einziehung von Aktien vor der 
Umwandlung entstanden sind. 

 

Verminderungen und Erhöhungen auf Grund von Umgründungen vor der 
Umwandlung sind zu berücksichtigen, soweit sie nach dem 
31. Dezember 2007, längstens jedoch zehn Jahre vor dem 
Umwandlungsstichtag bzw. nach dem Umwandlungsstichtag wirksam 
geworden sind. 

 

 2. Der Tag der Anmeldung des Umwandlungsbeschlusses zur Eintragung in 
das Firmenbuch gilt als Tag des Zufließens im Sinne des § 95 Abs. 3 Z 1 
des Einkommensteuergesetzes 1988. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(7) Beträge, die auf Grund einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 

für Anteilsrechte und Freianteile an der übertragenden Körperschaft anzusetzen 
sind, gelten mit dem Tag der Anmeldung des Umwandlungsbeschlusses zur 
Eintragung in das Firmenbuch als auf Grund einer Kapitalherabsetzung 
rückgezahlt, wenn die in § 32 Z 3 des Einkommensteuergesetzes 1988 genannte 
Frist von zehn Jahren am Umwandlungsstichtag noch nicht abgelaufen ist. Dieser 
Tag gilt als Tag des Zufließens im Sinne des § 95 Abs. 4 Z 1 des 
Einkommensteuergesetzes 1988. 

 

(8) Mindeststeuern der übertragenden Körperschaft im Sinne des § 24 Abs. 4 
des Körperschaftsteuergesetzes 1988, die bis zum Umwandlungsstichtag 
entstanden und noch nicht verrechnet sind, sind den Rechtsnachfolgern ab dem 
dem Umwandlungsstichtag folgenden Wirtschaftsjahr in jenem Ausmaß 
zuzurechnen, das sich aus der Höhe der Beteiligung an der umgewandelten 
Körperschaft im Zeitpunkt der Eintragung des Umwandlungsbeschlusses in das 
Firmenbuch ergibt. Dabei sind die Anteile abfindungsberechtigter Anteilsinhaber 
den Rechtsnachfolgern quotenmäßig zuzurechnen. § 24 Abs. 4 Z 4 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988 gilt für natürliche Personen als 
Rechtsnachfolger, wenn der Betrieb nach § 7 Abs. 1 am Ende des Jahres, für das 
die Anrechnung erfolgen soll, noch vorhanden ist; unabhängig von diesem 
Betriebserfordernis ist auf die Einkommensteuer, die auf Veräußerungsgewinne 
gemäß § 24 des Einkommensteuergesetzes 1988 dieses Betriebes entfällt, eine 
Anrechnung vorzunehmen. 

(8) Mindeststeuern der übertragenden Körperschaft im Sinne des § 24 Abs. 4 
des Körperschaftsteuergesetzes 1988, die bis zum Umwandlungsstichtag 
entstanden und noch nicht verrechnet sind, sind den Rechtsnachfolgern ab dem 
dem Umwandlungsstichtag folgenden Wirtschaftsjahr in jenem Ausmaß 
zuzurechnen, das sich aus der Höhe der Beteiligung an der umgewandelten 
Körperschaft im Zeitpunkt der Eintragung des Umwandlungsbeschlusses in das 
Firmenbuch ergibt. Dabei sind die Anteile abfindungsberechtigter Anteilsinhaber 
den Rechtsnachfolgern quotenmäßig zuzurechnen. § 24 Abs. 4 Z 4 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988 gilt für natürliche Personen als Rechtsnachfolger, 
wenn der Betrieb nach § 7 Abs. 1 am Ende des Jahres, für das die Anrechnung 
erfolgen soll, noch vorhanden ist; unabhängig von diesem Betriebserfordernis ist 
auf die Einkommensteuer, die auf Veräußerungsgewinne gemäß § 24 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 dieses Betriebes entfällt, eine Anrechnung 
vorzunehmen. § 46 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 1988 ist nicht 
anzuwenden. 

(9) … (9) … 
§ 10. 1. … § 10. 1. … 

 2. § 4 Z 1 und 2 ist auch für eigene Verluste einer Körperschaft 
anzuwenden, die am Nennkapital der umgewandelten Körperschaft am 
Tage der Eintragung der Umwandlung in das Firmenbuch mindestens zu 
einem Viertel beteiligt ist. 

 2. § 4 Z 1 lit. b und c ist auch für eigene Verluste einer Körperschaft 
anzuwenden, die am Nennkapital der umgewandelten Körperschaft am 
Tage der Eintragung der Umwandlung in das Firmenbuch mindestens zu 
einem Viertel beteiligt ist. 

  3. § 4 Z 2 ist auf Verluste der übertragenden und der übernehmenden 
Körperschaft anzuwenden. 

§ 12. (1) … § 12. (1) … 
(2) 1. bis 3. … (2) 1. bis 3. … 

Zum Begriff des Kapitalanteiles zählt bei vertraglicher Einbeziehung Zum Begriff des Kapitalanteiles zählt bei vertraglicher Einbeziehung auch 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
auch der am Einbringungsstichtag ausstehende Teil des nachweisbar 
ausschließlich zur Anschaffung des einzubringenden Anteiles 
aufgenommenen Fremdkapitals. 

der am Einbringungsstichtag ausstehende Teil des nachweisbar 
ausschließlich zur Anschaffung des einzubringenden Anteiles 
aufgenommenen Fremdkapitals. Verbindlichkeiten aus der Zusage einer 
Einlage im Sinne des § 8 Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 in 
die Körperschaft, deren Anteile übertragen werden, zählen jedenfalls zum 
Begriff des Kapitalanteils. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
§ 17. (1) Der Einbringende hat Kapitalanteile, die nicht zu einem 

Betriebsvermögen gehören, mit den nach § 31 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 maßgebenden Anschaffungskosten anzusetzen. 
Die Bewertungsregeln des § 16 Abs. 1 zweiter Satz, Abs. 2 und 3 sind 
anzuwenden. 

§ 17. (1) Der Einbringende hat Kapitalanteile, die nicht zu einem 
Betriebsvermögen gehören, mit den nach § 27a Abs. 3 Z 2 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 maßgebenden Anschaffungskosten anzusetzen. 
Die Bewertungsregeln des § 16 Abs. 1 zweiter Satz, Abs. 2 und 3 sind 
anzuwenden. 

(2) … (2) … 
§ 20. (1) bis (4) … § 20. (1) bis (4) … 
(5) Geht durch die Einbringung die Eigenschaft von Anteilen an der 

übernehmenden Körperschaft als Beteiligung im Sinne des § 31 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 unter, gelten diese Anteile bis zum Ende des 
zehnten Jahres nach Ablauf des Einbringungsstichtages als Beteiligung im Sinne 
des § 31 des Einkommensteuergesetzes 1988. § 30 des Einkommensteuergesetzes 
1988 bleibt unberührt. 

 

(6) Gehören die anläßlich der Einbringung erworbenen Anteile nicht zum 
Betriebsvermögen, gilt folgendes: 

(6) Wird ein Kapitalanteil eingebracht, bei dem die Möglichkeit der 
Besteuerung der stillen Reserven nach den Regelungen des 
Einkommensteuergesetzes 1988 am Tag des Abschlusses des 
Einbringungsvertrages nicht gegeben ist, sind § 5 Abs. 1 und 2 sinngemäß 
anzuwenden. 

 1. Ergibt sich die Möglichkeit der Besteuerung der stillen Reserven nicht 
schon nach den Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes 1988, ist 
Abs. 5 anzuwenden. Dies gilt auch für Anteile, auf die im Sinne des 
Abs. 4 Z 1 oder Z 3 zu- oder abgeschrieben wurde, hinsichtlich des zu- 
oder abgeschriebenen Teiles, im Falle der Z 3 jedoch nur, wenn die 
Möglichkeit der Besteuerung der stillen Reserven hinsichtlich der Anteile 
an der einbringenden Körperschaft gegeben war. 

 

 2. Ist ein Kapitalanteil eingebracht worden, bei dem die Möglichkeit der 
Besteuerung der stillen Reserven nach § 31 des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Einkommensteuergesetzes 1988 am Tag des Abschlusses des 
Einbringungsvertrages nicht gegeben war, ist § 5 Abs. 1 und 2 sinngemäß 
anzuwenden. Entsteht durch die Einbringung eine Beteiligung im Sinne 
des § 31 des Einkommensteuergesetzes 1988, gilt der höhere gemeine 
Wert dieser Beteiligung als Anschaffungskosten. 

(7) und (8) … (7) und (8) … 
§ 30. (1) 1. … § 30. (1) 1. … 

 2. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich 
übernommener Vermögensteile entsteht, gilt Folgendes: 

 2. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich 
übernommener Vermögensteile entsteht, gilt Folgendes: 

 - Sie sind mit dem höheren Teilwert anzusetzen.  - Sie sind mit dem höheren Teilwert anzusetzen. 
 - Werden Vermögensteile übernommen, für die bei dem 

übernehmenden Nachfolgeunternehmer die Steuerschuld auf 
Grund einer Umgründung im Sinne dieses Bundesgesetzes oder 
auf Grund des § 6 Z 6 oder des § 31 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 nicht festgesetzt worden ist, sind 
die Anschaffungskosten oder fortgeschriebenen Buchwerte vor der 
Umgründung oder Verlegung anzusetzen. Die spätere 
Veräußerung oder das sonstige Ausscheiden gilt nicht als 
rückwirkendes Ereignis im Sinn des § 295a der 
Bundesabgabenordnung. Weist der übernehmende 
Nachfolgeunternehmer nach, dass Wertsteigerungen im übrigen 
EU/EWR-Raum eingetreten sind, sind diese vom 
Veräußerungserlös abzuziehen. 

 - Werden Vermögensteile übernommen, für die bei dem 
übernehmenden Nachfolgeunternehmer die Steuerschuld auf Grund 
einer Umgründung im Sinne dieses Bundesgesetzes oder auf Grund 
des § 6 Z 6 oder des § 27 Abs. 6 Z 1 lit. b des 
Einkommensteuergesetzes 1988 nicht festgesetzt worden ist oder 
gemäß § 16 Abs. 1 zweiter Teilstrich nicht entstanden ist, sind 
beim übernehmenden Nachfolgeunternehmer die fortgeschriebenen 
Buchwerte oder die Anschaffungskosten vor der Umgründung oder 
Verlegung anzusetzen. Die spätere Veräußerung oder das sonstige 
Ausscheiden gilt nicht als rückwirkendes Ereignis im Sinn des 
§ 295a der Bundesabgabenordnung. Weist der übernehmende 
Nachfolgeunternehmer nach, dass Wertsteigerungen im übrigen 
EU/EWR-Raum eingetreten sind, sind diese vom 
Veräußerungserlös abzuziehen. 

 3. …  3. … 
(2) und (3) … (2) und (3) … 
§ 36. (1) Bei den Anteilsinhabern der spaltenden Körperschaft und im Falle 

der Spaltung zur Aufnahme auch bei den Anteilsinhabern übernehmender 
Körperschaften gilt der dem Spaltungsplan oder Spaltungs- und 
Übernahmevertrag entsprechende Austausch von Anteilen nicht als Tausch. Die 
Anteile an den neuen oder übernehmenden Körperschaften gelten mit Beginn des 
dem Spaltungsstichtag folgenden Tages als erworben. Neue Anteile treten für 
Zwecke der Anwendung der Fristen der §§ 30 und 31 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 an die Stelle der alten Anteile. 

§ 36. (1) Bei den Anteilsinhabern der spaltenden Körperschaft und im Falle 
der Spaltung zur Aufnahme auch bei den Anteilsinhabern übernehmender 
Körperschaften gilt der dem Spaltungsplan oder Spaltungs- und Übernahmevertrag 
entsprechende Austausch von Anteilen nicht als Tausch. Die Anteile an den neuen 
oder übernehmenden Körperschaften gelten mit Beginn des dem Spaltungsstichtag 
folgenden Tages als erworben. Für neue Anteile sind die Anschaffungszeitpunkte 
der alten Anteile maßgeblich. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) bis (5) … (2) bis (5) … 
§ 37. (1) … § 37. (1) … 
(2) Tauschvorgänge im Sinne des Abs. 1, die ohne oder ohne wesentliche 

Zuzahlung (Abs. 4) erfolgen, gelten nicht als Veräußerung und Anschaffung. Die 
Anteile an den neuen oder übernehmenden Körperschaften gelten mit Beginn des 
dem Spaltungsstichtag folgenden Tages als erworben. Neue Anteile treten für 
Zwecke der Anwendung der Fristen der §§ 30 und 31 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 an die Stelle der alten Anteile. 

(2) Tauschvorgänge im Sinne des Abs. 1, die ohne oder ohne wesentliche 
Zuzahlung (Abs. 4) erfolgen, gelten nicht als Veräußerung und Anschaffung. Die 
Anteile an den neuen oder übernehmenden Körperschaften gelten mit Beginn des 
dem Spaltungsstichtag folgenden Tages als erworben. Für neue Anteile sind die 
Anschaffungszeitpunkte der alten Anteile maßgeblich. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
§ 38d. (1) und (2) … § 38d. (1) und (2) … 
(3) Entsteht durch die Spaltung bei einem Anteilsinhaber eine Beteiligung im 

Sinne des § 31 des Einkommensteuergesetzes 1988, gilt der höhere gemeine Wert 
dieser Beteiligung abzüglich erhaltender liquider Mittel als Anschaffungskosten. 

 

(4) und (5) … (4) und (5) … 
§ 38e. (1) Bei einer nicht unter § 38d fallenden Spaltung gilt der 

spaltungsvertragsmäßige Tausch eines Anteils an der spaltenden Körperschaft 
gegen Anteile an übernehmenden Körperschaften ohne oder ohne wesentliche 
Ausgleichszahlung (Abs. 3) nicht als Veräußerung und Anschaffung. Dies gilt 
auch, wenn die Anteilsinhaber der spaltenden Körperschaft 
spaltungsvertragsmäßig nur Anteile an den übernehmenden Körperschaften 
tauschen. Neue Anteile treten für Zwecke der Anwendung der Fristen der §§ 30 
und 31 des Einkommensteuergesetzes 1988 an die Stelle der alten Anteile. 

§ 38e. (1) Für neue Anteile sind die Anschaffungszeitpunkte der alten Anteile 
maßgeblich. Dies gilt auch, wenn die Anteilsinhaber der spaltenden Körperschaft 
spaltungsvertragsmäßig nur Anteile an den übernehmenden Körperschaften 
tauschen. Neue Anteile treten für Zwecke der Anwendung der Fristen der §§ 30 
und 31 des Einkommensteuergesetzes 1988 an die Stelle der alten Anteile. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Artikel 5 (Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1994) 
§ 3a. (1) bis (11) … § 3a. (1) bis (11) … 
(12) Die kurzfristige Vermietung eines Beförderungsmittels wird an dem Ort 

ausgeführt, an dem dieses Beförderungsmittel dem Leistungsempfänger 
tatsächlich zur Verfügung gestellt wird. Als kurzfristig gilt eine Vermietung 
während eines ununterbrochenen Zeitraumes 

 (12) 1. Die kurzfristige Vermietung eines Beförderungsmittels wird an dem Ort 
ausgeführt, an dem dieses Beförderungsmittel dem Leistungsempfänger 
tatsächlich zur Verfügung gestellt wird. Als kurzfristig gilt eine 
Vermietung während eines ununterbrochenen Zeitraumes 

 a) von nicht mehr als 90 Tagen bei Wasserfahrzeugen,  a) von nicht mehr als 90 Tagen bei Wasserfahrzeugen, 
 b) von nicht mehr als 30 Tagen bei allen anderen Beförderungsmitteln.  b) von nicht mehr als 30 Tagen bei allen anderen Beförderungsmitteln. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
  2. Die Vermietung eines Beförderungsmittels, ausgenommen die kurzfristige 

Vermietung im Sinne der Z 1, wird an dem Ort ausgeführt an dem der 
Leistungsempfänger seinen Wohnsitz, Sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
hat, soweit diese Leistung an einen Nichtunternehmer im Sinne des Abs. 5 
Z 3 erbracht wird. 

 Die Vermietung eines Sportbootes wird bei Vorliegen der 
Voraussetzungen des ersten Satzes jedoch an dem Ort ausgeführt, an dem 
das Sportboot dem Leistungsempfänger tatsächlich zur Verfügung gestellt 
wird, wenn dieser Ort mit dem Ort, von dem aus der Unternehmer sein 
Unternehmen betreibt, oder mit dem Ort der Betriebsstätte, wenn die 
Leistung von der Betriebsstätte ausgeführt wird, übereinstimmt. 

(13) bis (16) … (13) bis (16) … 
§ 4. (1) bis (7) … § 4. (1) bis (7) … 
(8) a) und b) … (8) a) und b) … 

 c) im Falle des § 1 Abs. 1 Z 2 lit. a nach den nichtabzugsfähigen 
Ausgaben (Aufwendungen); 

 c) im Falle des § 1 Abs. 1 Z 2 lit. a nach den nichtabzugsfähigen 
Ausgaben (Aufwendungen). 

 d) im Falle des § 1 Abs. 1 Z 2 lit. b nach den Ausgaben (Aufwendungen).  
(9) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 76/2011) (9) Ungeachtet Abs. 1 ist der Normalwert die Bemessungsgrundlage für 

Lieferungen und sonstige Leistungen durch den Unternehmer für Zwecke, die 
außerhalb des Unternehmens liegen oder für den Bedarf seines Personals, sofern 

  a) das Entgelt niedriger als der Normalwert ist und der Empfänger der 
Lieferung oder sonstigen Leistung nicht oder nicht zum vollen 
Vorsteuerabzug berechtigt ist; 

  b) das Entgelt niedriger als der Normalwert ist, der Unternehmer nicht 
oder nicht zum vollen Vorsteuerabzug berechtigt ist und der Umsatz 
gemäß § 6 Abs. 1 Z 7 bis 26 oder Z 28 steuerfrei ist; 

  c) das Entgelt höher als der Normalwert ist und der Unternehmer nicht 
oder nicht zum vollen Vorsteuerabzug berechtigt ist. 

 Dies gilt nicht für die Lieferung von Grundstücken sowie für die Vermietung und 
Verpachtung von Grundstücken. 

 „Normalwert“ ist der gesamte Betrag, den ein Empfänger einer Lieferung oder 
sonstigen Leistung auf derselben Absatzstufe, auf der die Lieferung oder sonstige 
Leistung erfolgt, an einen unabhängigen Lieferer oder Leistungserbringer zahlen 
müsste, um die betreffenden Gegenstände oder sonstigen Leistungen zu diesem 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zeitpunkt unter den Bedingungen des freien Wettbewerbs zu erhalten. Kann keine 
vergleichbare Lieferung oder sonstige Leistung ermittelt werden, ist der 
Normalwert unter sinngemäßer Anwendung von Abs. 8 lit. a und b zu bestimmen. 

(10) … (10) … 
§ 6. (1) 1. bis 7. … § 6. (1) 1. bis 7. … 

 8. a) bis h) …  8. a) bis h) … 
 i) die Verwaltung von Sondervermögen nach dem 

Investmentfondsgesetz, BGBl. Nr. 532/1993, und dem Immobilien-
Investmentfondsgesetz, BGBl. I Nr. 80/2003, und die Verwaltung von 
Beteiligungen im Rahmen des Kapitalfinanzierungsgeschäftes (§ 1 
Abs. 1 Z 15 des Bankwesengesetzes, BGBl. Nr. 532/1993) durch 
Unternehmer, die eine Konzession für dieses Geschäft besitzen, sowie 
die Verwaltung von durch die anderen Mitgliedstaaten als solche 
definierten Sondervermögen; 

 i) die Verwaltung von Sondervermögen nach dem 
Investmentfondsgesetz 2011, BGBl. I Nr. 77/2011, und dem 
Immobilien-Investmentfondsgesetz, BGBl. I Nr. 80/2003, und die 
Verwaltung von Beteiligungen im Rahmen des 
Kapitalfinanzierungsgeschäftes (§ 1 Abs. 1 Z 15 des 
Bankwesengesetzes, BGBl. Nr. 532/1993) durch Unternehmer, die eine 
Konzession für dieses Geschäft besitzen, sowie die Verwaltung von 
durch die anderen Mitgliedstaaten als solche definierten 
Sondervermögen; 

 j) und k) …  j) und k) … 
 9. a) und b) …  9. a) und b) … 
 c) die Umsätze aus Versicherungsverhältnissen und aus 

Pensionskassengeschäften im Sinne des Pensionskassengesetzes, 
soweit für diese Umsätze ein Versicherungsentgelt im Sinne des § 3 
des Versicherungssteuergesetzes 1953 gezahlt wird oder das 
Deckungserfordernis gemäß § 48 des Pensionskassengesetzes oder 
vergleichbare Deckungsbeträge überwiesen werden, sowie die 
Leistungen, die darin bestehen, daß anderen Personen 
Versicherungsschutz verschafft wird, weiters die Umsätze aus dem 
Mitarbeitervorsorgekassengeschäft im Sinne des Betrieblichen 
Mitarbeitervorsorgegesetzes – BMVG, BGBl. I Nr. 100/2002; 

 c) die Umsätze aus Versicherungsverhältnissen und aus 
Pensionskassengeschäften im Sinne des Pensionskassengesetzes, 
soweit für diese Umsätze ein Versicherungsentgelt im Sinne des § 3 des 
Versicherungssteuergesetzes 1953 gezahlt wird oder das 
Deckungserfordernis gemäß § 48 des Pensionskassengesetzes oder 
vergleichbare Deckungsbeträge überwiesen werden, sowie die 
Leistungen, die darin bestehen, daß anderen Personen 
Versicherungsschutz verschafft wird, weiters die Umsätze aus dem 
Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgekassengeschäft im Sinne des 
Betrieblichen Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetzes – 
BMVSG, BGBl. I Nr. 102/2007; 

 d) …  d) … 
 10. bis 18. …  10. bis 18. … 
 19. die Umsätze aus der Tätigkeit als Arzt, Dentist, Psychotherapeut, 

Hebamme sowie  als freiberuflich Tätiger im Sinne des § 52 Abs. 4 des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 102/1961 in der Fassung BGBl. Nr. 872/1992 
und des § 7 Abs. 3 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 460/1992; steuerfrei 
sind auch die sonstigen Leistungen von Gemeinschaften, deren Mitglieder 

 19. die Umsätze aus Heilbehandlungen im Bereich der Humanmedizin, die im 
Rahmen der Tätigkeit als Arzt, Zahnarzt, Dentist, Psychotherapeut, 
Hebamme sowie als freiberuflich Tätiger im Sinne des § 52 Abs. 4 
Krankenpflegegesetz, BGBl. Nr. 102/1961 in der Fassung BGBl. 
Nr. 872/1992, des § 35 Abs. 1 Z 1 iVm § 11 Gesundheits- und 

389/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - M
aterialien - T

extgegenüberstellung
32 von 82

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  33 von 82 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Angehörige der oben bezeichneten Berufe sind, gegenüber ihren 
Mitgliedern, soweit diese Leistungen unmittelbar zur Ausführung der 
nach dieser Bestimmung steuerfreien Umsätze verwendet werden und 
soweit die Gemeinschaften von ihren Mitgliedern lediglich die genaue 
Erstattung des jeweiligen Anteils an den gemeinsamen Kosten fordern; 

Krankenpflegegesetz, BGBl. I Nr. 108/1997, des § 7 Abs. 1 iVm § 1 Z 1 
bis 7 MTD-Gesetz, BGBl. Nr. 460/1992 sowie § 45 Z 1 iVm § 29 
Medizinischer Masseur- und Heilmasseurgesetz, BGBl. I Nr. 169/2002, 
durchgeführt werden; steuerfrei sind auch die sonstigen Leistungen von 
Gemeinschaften, deren Mitglieder Angehörige der oben bezeichneten 
Berufe sind, gegenüber ihren Mitgliedern, soweit diese Leistungen 
unmittelbar zur Ausführung der nach dieser Bestimmung steuerfreien 
Umsätze verwendet werden und soweit die Gemeinschaften von ihren 
Mitgliedern lediglich die genaue Erstattung des jeweiligen Anteils an den 
gemeinsamen Kosten fordern; 

 20. bis 26. …  20. bis 26. … 
 27. die Umsätze der Kleinunternehmer. Kleinunternehmer ist ein 

Unternehmer, der im Inland einen Wohnsitz oder Sitz hat und dessen 
Umsätze nach § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 im Veranlagungszeitraum 
30.000 Euro nicht übersteigen. Bei dieser Umsatzgrenze bleiben die 
Umsätze aus Hilfsgeschäften einschließlich der Geschäftsveräußerungen 
außer Ansatz. Das einmalige Überschreiten der Umsatzgrenze um nicht 
mehr als 15% innerhalb eines Zeitraumes von fünf Kalenderjahren ist 
unbeachtlich. Nicht unter die Steuerbefreiung fallen die Umsätze, die 
nach § 20 Abs. 4 und 5 besteuert werden; 

 27. die Umsätze der Kleinunternehmer. Kleinunternehmer ist ein 
Unternehmer, der im Inland einen Wohnsitz oder Sitz hat und dessen 
Umsätze nach § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 im Veranlagungszeitraum 30.000 Euro 
nicht übersteigen. Bei dieser Umsatzgrenze bleiben die Umsätze aus 
Hilfsgeschäften einschließlich der Geschäftsveräußerungen außer Ansatz. 
Das einmalige Überschreiten der Umsatzgrenze um nicht mehr als 15% 
innerhalb eines Zeitraumes von fünf Kalenderjahren ist unbeachtlich; 

 28. …  28. … 
(2) und (3) … (2) und (3) … 
(4) 1. bis 3. … (4) 1. bis 3. … 

 4. a) bis n) …  4. a) bis n) … 
 o) Die Bestimmungen der §§ 94, 96, 97 Abs. 1 des Zollrechts-

Durchführungsgesetzes, BGBl. Nr. 659/1994, sowie des § 97a des 
Zollrechts-Durchführungsgesetzes, eingefügt durch BGBl. 
Nr. 516/1995, sind sinngemäß anzuwenden. 

 o) Die Bestimmungen der §§ 94, 96, 97 Abs. 1 des Zollrechts-
Durchführungsgesetzes, BGBl. Nr. 659/1994, sind sinngemäß 
anzuwenden. 

 p) …  p) … 
 5. und 6. …  5. und 6. … 
 7. der Gegenstände, die nach den Artikeln 137 bis 144 der Verordnung 

(EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des 
Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. Nr. L 302/1) im Verfahren der 
vorübergehenden Verwendung frei von den Einfuhrabgaben eingeführt 
werden können, ausgenommen die Fälle der teilweisen Befreiung von den 

 7. der Gegenstände, die nach den Artikeln 137 bis 144 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des 
Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. Nr. L 302/1) im Verfahren der 
vorübergehenden Verwendung frei von den Einfuhrabgaben eingeführt 
werden können, ausgenommen die Fälle der teilweisen Befreiung von den 

389/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - M
aterialien - T

extgegenüberstellung
33 von 82

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  34 von 82 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Einfuhrabgaben. Artikel 572 Abs. 1 der Verordnung (EWG) mit 
Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 2913 zur 
Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften, Nr. 2454/93, ABl. Nr. 
L 253, S 1, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1335/2003, 
ABl. Nr. L 187 vom 26. Juli 2003, S 16 gilt mit der Maßgabe, daß die 
hergestellten Gegenstände zur Gänze aus dem Zollgebiet der 
Gemeinschaft auszuführen sind; 

Einfuhrabgaben. Artikel 572 Abs. 1 der Verordnung (EWG) mit 
Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 2913 zur 
Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften, Nr. 2454/93, ABl. Nr. 
L 253, S 1, gilt mit der Maßgabe, daß die hergestellten Gegenstände zur 
Gänze aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft auszuführen sind; 

 8. und 9. …  8. und 9. … 
(5) und (6) … (5) und (6) … 
§ 10. (1) … § 10. (1) … 
(2) 1. … (2) 1. … 

 a) - der in der Anlage Z 1 bis Z 43a aufgezählten Gegenstände und  a) - der in der Anlage Z 1 bis Z 43a aufgezählten Gegenstände und 
 - von Münzen und Medaillen aus Edelmetallen, wenn die 

Bemessungsgrundlage für die Umsätze dieser Gegenstände mehr 
als 250 vH des unter Zugrundelegung des Feingewichts 
berechneten Metallwerts ohne Umsatzsteuer beträgt (aus 
Positionen 7118, 9705 und 9706 der Kombinierten Nomenklatur); 

 - von Münzen und Medaillen aus Edelmetallen, wenn die 
Bemessungsgrundlage für die Umsätze dieser Gegenstände mehr 
als 250 vH des unter Zugrundelegung des Feingewichts 
berechneten Metallwerts ohne Umsatzsteuer beträgt (aus Position 
7118 sowie aus Unterpositionen 9705 00 00 und 9706 00 00 der 
Kombinierten Nomenklatur); 

 b) bis d) …  b) bis d) … 
 2. bis 7. …  2. bis 7. … 
 a) Feste mineralische Brennstoffe, ausgenommen Retortenkohle 

(Positionen 2701, 2702 sowie aus Position 2703 und aus Position 2704 
der Kombinierten Nomenklatur); 

 a) Feste mineralische Brennstoffe, ausgenommen Retortenkohle 
(Positionen 2701 und 2702 sowie aus Unterpositionen 2703 00 00 und 
2704 00 der Kombinierten Nomenklatur); 

 b) Leuchtöl (Kerosin) und Heizöle (Unterpositionen 2710 00 51 und 
2710 00 55 sowie 2710 00 71 bis 2710 00 78 der Kombinierten 
Nomenklatur) sowie zum Verheizen bestimmtes Gasöl im Sinne des 
Gasöl-Steuerbegünstigungsgesetzes, BGBl. Nr. 259/1966 (aus 
Unterposition 2710 00 69 der Kombinierten Nomenklatur); 

 b) Leuchtöl (Unterposition 2710 19 25 der Kombinierten Nomenklatur), 
Heizöle (aus Unterpositionen 2710 19 und 2710 20 der Kombinierten 
Nomenklatur) und Gasöle (aus Unterposition 2710 19, außer 
Unterpositionen 2710 19 31 und 2710 19 35 und aus Unterposition 
2710 20 der Kombinierten Nomenklatur); 

 c) Gase und elektrischer Strom (Positionen 2705, 2711 und 2716 der 
Kombinierten Nomenklatur); 

 c) Gase und elektrischer Strom (Unterposition 2705 00 00, Position 2711 
und Unterposition 2716 00 00 der Kombinierten Nomenklatur); 

 d) …  d) … 
 8. bis 15. …  8. bis 15. … 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 11. (1) Führt der Unternehmer Umsätze im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 1 aus, ist 

er berechtigt, Rechnungen auszustellen. Führt er die Umsätze an einen anderen 
Unternehmer für dessen Unternehmen oder an eine juristische Person, soweit sie 
nicht Unternehmer ist, aus, ist er verpflichtet, Rechnungen auszustellen. Führt der 
Unternehmer eine steuerpflichtige Werklieferung oder Werkleistung im 
Zusammenhang mit einem Grundstück an einen Nichtunternehmer aus, ist er 
verpflichtet eine Rechnung auszustellen. Der Unternehmer hat seiner 
Verpflichtung zur Rechnungsausstellung innerhalb von sechs Monaten nach 
Ausführung des Umsatzes nachzukommen. 

§ 11. (1) 1. Führt der Unternehmer Umsätze im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 1 aus, 
ist er berechtigt, Rechnungen auszustellen. Führt er die Umsätze an einen anderen 
Unternehmer für dessen Unternehmen oder an eine juristische Person, soweit sie 
nicht Unternehmer ist, aus, ist er verpflichtet, Rechnungen auszustellen. Führt der 
Unternehmer eine steuerpflichtige Werklieferung oder Werkleistung im 
Zusammenhang mit einem Grundstück an einen Nichtunternehmer aus, ist er 
verpflichtet eine Rechnung auszustellen. Der Unternehmer hat seiner 
Verpflichtung zur Rechnungsausstellung innerhalb von sechs Monaten nach 
Ausführung des Umsatzes nachzukommen. 

  2. Die Verpflichtung zur Rechnungsausstellung besteht auch, wenn 
  - der leistende Unternehmer sein Unternehmen vom Inland aus 

betreibt oder sich die Betriebsstätte, von der aus die Leistung 
erbracht wird, im Inland befindet, und 

  - der Leistungsempfänger ein Unternehmer ist, der die Lieferung 
oder sonstige Leistung für sein Unternehmen bezieht oder eine 
juristische Person ist, die nicht Unternehmer ist, und 

  - die Steuerschuld für die im anderen Mitgliedstaat ausgeführte 
Lieferung oder sonstige Leistung auf den Leistungsempfänger 
übergeht und 

  - der leistende Unternehmer in diesem Mitgliedstaat weder sein 
Unternehmen betreibt noch eine an der Leistungserbringung 
beteiligte Betriebsstätte hat. 

 Dies gilt nicht, wenn mittels Gutschrift abgerechnet wird. 
 Der Unternehmer hat seiner Verpflichtung zur Rechnungsausstellung für im 

übrigen Gemeinschaftsgebiet ausgeführte sonstige Leistungen, für die der 
Leistungsempfänger entsprechend Art. 196 der Richtlinie 2006/112/EG in der 
Fassung der Richtlinie 2008/8/EG die Steuer schuldet, spätestens am fünfzehnten 
Tag des Kalendermonates, der auf den Kalendermonat folgt, in dem die sonstige 
Leistung ausgeführt worden ist, nachzukommen. 

 Die Verpflichtung zur Rechnungsausstellung besteht auch, wenn der leistende 
Unternehmer sein Unternehmen vom Inland aus betreibt oder sich die 
Betriebsstätte, von der aus die Leistung erbracht wird, im Inland befindet und die 
Lieferung oder sonstige Leistung im Drittlandsgebiet an einen anderen 
Unternehmer für dessen Unternehmen oder an eine juristische Person, soweit sie 
nicht Unternehmer ist, ausgeführt wird. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Diese Rechnungen müssen - soweit in den nachfolgenden Absätzen nichts anderes 
bestimmt ist - die folgenden Angaben enthalten: 

 3. Rechnungen müssen – soweit in den nachfolgenden Absätzen nichts 
anderes bestimmt ist – die folgenden Angaben enthalten: 

 1. den Namen und die Anschrift des liefernden oder leistenden 
Unternehmers; 

 a) den Namen und die Anschrift des liefernden oder leistenden 
Unternehmers; 

 2. den Namen und die Anschrift des Abnehmers der Lieferung oder des 
Empfängers der sonstigen Leistung. Bei Rechnungen, deren 
Gesamtbetrag 10 000 Euro übersteigt, ist weiters die dem 
Leistungsempfänger vom Finanzamt erteilte Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer anzugeben, wenn der leistende Unternehmer im 
Inland einen Wohnsitz (Sitz), seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder eine 
Betriebsstätte hat und der Umsatz an einen anderen Unternehmer für 
dessen Unternehmen ausgeführt wird; 

 b) den Namen und die Anschrift des Abnehmers der Lieferung oder des 
Empfängers der sonstigen Leistung. Bei Rechnungen, deren 
Gesamtbetrag 10 000 Euro übersteigt, ist weiters die dem 
Leistungsempfänger vom Finanzamt erteilte Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer anzugeben, wenn der leistende Unternehmer im 
Inland einen Wohnsitz (Sitz), seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder 
eine Betriebsstätte hat und der Umsatz an einen anderen Unternehmer 
für dessen Unternehmen ausgeführt wird; 

 3. die Menge und die handelsübliche Bezeichnung der gelieferten 
Gegenstände oder die Art und den Umfang der sonstigen Leistung; 

 c) die Menge und die handelsübliche Bezeichnung der gelieferten 
Gegenstände oder die Art und den Umfang der sonstigen Leistung; 

 4. den Tag der Lieferung oder der sonstigen Leistung oder den Zeitraum, 
über den sich die sonstige Leistung erstreckt. Bei Lieferungen oder 
sonstigen Leistungen, die abschnittsweise abgerechnet werden (zB 
Lebensmittellieferungen), genügt die Angabe des 
Abrechnungszeitraumes, soweit dieser einen Kalendermonat nicht 
übersteigt; 

 d) den Tag der Lieferung oder der sonstigen Leistung oder den Zeitraum, 
über den sich die sonstige Leistung erstreckt. Bei Lieferungen oder 
sonstigen Leistungen, die abschnittsweise abgerechnet werden 
(beispielsweise Lebensmittellieferungen), genügt die Angabe des 
Abrechnungszeitraumes, soweit dieser einen Kalendermonat nicht 
übersteigt; 

 5. das Entgelt für die Lieferung oder sonstige Leistung (§ 4) und den 
anzuwendenden Steuersatz, im Falle einer Steuerbefreiung einen 
Hinweis, dass für diese Lieferung oder sonstige Leistung eine 
Steuerbefreiung gilt; 

 e) das Entgelt für die Lieferung oder sonstige Leistung (§ 4) und den 
anzuwendenden Steuersatz, im Falle einer Steuerbefreiung einen 
Hinweis, dass für diese Lieferung oder sonstige Leistung eine 
Steuerbefreiung gilt; 

 6. den auf das Entgelt (Z 5) entfallenden Steuerbetrag.  f) den auf das Entgelt (lit. e) entfallenden Steuerbetrag. Wird die 
Rechnung in einer anderen Währung als Euro ausgestellt, ist der 
Steuerbetrag nach Anwendung einer dem § 20 Abs. 6 entsprechenden 
Umrechnungsmethode zusätzlich in Euro anzugeben. Steht der Betrag 
in Euro im Zeitpunkt der Rechnungsausstellung noch nicht fest, hat der 
Unternehmer nachvollziehbar anzugeben, welche 
Umrechnungsmethode gemäß § 20 Abs. 6 angewendet wird. Der 
Vorsteuerabzug (§ 12) bemisst sich nach dem in Euro angegebenen 
oder jenem Betrag in Euro, der sich nach der ausgewiesenen 
Umrechnungsmethode ergibt; 

Weiters hat die Rechnung folgende Angaben zu enthalten:  
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 - das Ausstellungsdatum;  g) das Ausstellungsdatum; 
 - eine fortlaufende Nummer mit einer oder mehreren Zahlenreihen, 

die zur Identifizierung der Rechnung einmalig vergeben wird; 
 h) eine fortlaufende Nummer mit einer oder mehreren Zahlenreihen, die 

zur Identifizierung der Rechnung einmalig vergeben wird; 
 - soweit der Unternehmer im Inland Lieferungen oder sonstige 

Leistungen erbringt, für die das Recht auf Vorsteuerabzug besteht, 
die dem Unternehmer vom Finanzamt erteilte Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer. 

 i) soweit der Unternehmer im Inland Lieferungen oder sonstige 
Leistungen erbringt, für die das Recht auf Vorsteuerabzug besteht, die 
dem Unternehmer vom Finanzamt erteilte Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer. 

Vereinnahmt der Unternehmer das Entgelt oder einen Teil des Entgeltes für eine 
noch nicht ausgeführte steuerpflichtige Lieferung oder sonstige Leistung, so 
gelten die ersten drei Sätze sinngemäß. Wird eine Endrechnung erteilt, so sind in 
ihr die vor Ausführung der Lieferung oder sonstigen Leistung vereinnahmten 
Teilentgelte und die auf sie entfallenden Steuerbeträge abzusetzen, wenn über die 
Teilentgelte Rechnungen im Sinne des zweiten und dritten Satzes ausgestellt 
worden sind. 

 4. Vereinnahmt der Unternehmer das Entgelt oder einen Teil des Entgeltes 
für eine noch nicht ausgeführte Lieferung oder sonstige Leistung, so 
gelten die Vorschriften dieses Bundesgesetzes über die 
Rechnungsausstellung sinngemäß. 

 Wird eine Endrechnung erteilt, so sind in ihr die vor Ausführung der 
Lieferung oder sonstigen Leistung vereinnahmten Teilentgelte und die auf 
sie entfallenden Steuerbeträge abzusetzen, wenn über die Teilentgelte 
Rechnungen im Sinne dieses Absatzes ausgestellt worden sind. 

(1a) Führt der Unternehmer Lieferungen oder sonstige Leistungen im Sinne 
des § 19 Abs. 1 zweiter Satz, Abs. 1a, Abs. 1b, Abs. 1c, Abs. 1d und Abs. 1e aus, 
für die der Leistungsempfänger die Steuer schuldet, hat er in den Rechnungen die 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Leistungsempfängers anzugeben und auf 
die Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers hinzuweisen. Die Vorschrift 
über den gesonderten Steuerausweis in einer Rechnung ist nicht anzuwenden. 

(1a) Führt der Unternehmer Lieferungen oder sonstige Leistungen aus, für die 
der Leistungsempfänger nach § 19 Abs. 1 zweiter Satz, Abs. 1a, Abs. 1b, Abs.  1c, 
Abs. 1d oder Abs. 1e die Steuer schuldet, hat er in den Rechnungen auch die 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Leistungsempfängers sowie den Hinweis 
„Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers“ anzuführen. Die Vorschrift über 
den gesonderten Steuerausweis in einer Rechnung ist nicht anzuwenden. 

 Dies gilt auch, wenn der Unternehmer Lieferungen oder sonstige Leistungen 
im übrigen Gemeinschaftsgebiet ausführt, für die eine Verpflichtung zur 
Rechnungsausstellung nach Abs. 1 besteht. 

 Führt der Unternehmer Lieferungen oder sonstige Leistungen im Sinne des 
§ 19 Abs. 1 zweiter Satz oder des § 19 Abs. 1c aus, besteht keine Verpflichtung 
zur Rechnungsausstellung nach Abs. 1, wenn er sein Unternehmen vom übrigen 
Gemeinschaftsgebiet aus betreibt oder sich die Betriebsstätte, von der aus die 
Leistung erbracht wird, im übrigen Gemeinschaftsgebiet befindet. Dies gilt nicht, 
wenn der Leistungsempfänger mittels Gutschrift abrechnet. Eine solche Gutschrift 
hat auch die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Leistungsempfängers sowie 
den Hinweis „Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers“ zu enthalten. Die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Vorschrift über den gesonderten Steuerausweis in einer Rechnung ist nicht 
anzuwenden. Richtet sich die Rechnungsausstellung für eine nach § 3a Abs. 6 im 
Inland steuerbare sonstige Leistung, für die der Leistungsempfänger die Steuer 
nach § 19 Abs. 1 zweiter Satz schuldet, nach den Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes, hat diese spätestens am fünfzehnten Tag des Kalendermonates, 
der auf den Kalendermonat folgt, in dem die sonstige Leistung ausgeführt worden 
ist, zu erfolgen. 

(2) Als Rechnung im Sinne des Abs. 1 gilt jede Urkunde, mit der ein 
Unternehmer über eine Lieferung oder sonstige Leistung abrechnet, gleichgültig, 
wie diese Urkunde im Geschäftsverkehr bezeichnet wird. Hierunter fallen 
Quittungen, Abrechnungen, Gegenrechnungen und Frachtbriefe. Die nach Abs. 1 
erforderlichen Angaben können auch in anderen Belegen enthalten sein, auf die in 
der Rechnung hingewiesen wird. 

(2) Als Rechnung im Sinne des Abs. 1 und Abs. 1a gilt jede Urkunde, mit der 
ein Unternehmer über eine Lieferung oder sonstige Leistung abrechnet, 
gleichgültig, wie diese Urkunde im Geschäftsverkehr bezeichnet wird. Die nach 
Abs. 1 und Abs. 1a erforderlichen Angaben können auch in anderen Belegen 
enthalten sein, auf die in der Rechnung hingewiesen wird. 

Als Rechnung gilt auch eine auf elektronischem Weg übermittelte Rechnung, 
sofern der Empfänger zustimmt. Sie gilt nur unter der Voraussetzung als 
Rechnung, dass die Echtheit der Herkunft und die Unversehrtheit des Inhalts 
gewährleistet sind. Der Bundesminister für Finanzen bestimmt mit Verordnung 
die Anforderungen, bei deren Vorliegen diese Voraussetzungen erfüllt sind. 

Als Rechnung gilt auch eine elektronische Rechnung, sofern der Empfänger 
dieser Art der Rechnungsausstellung zustimmt. Eine elektronische Rechnung ist 
eine Rechnung, die in einem elektronischen Format ausgestellt und empfangen 
wird. Sie gilt nur unter der Voraussetzung als Rechnung im Sinne des Abs. 1 und 
Abs. 1a, dass die Echtheit ihrer Herkunft, die Unversehrtheit ihres Inhalts und ihre 
Lesbarkeit gewährleistet sind. Der Bundesminister für Finanzen bestimmt mit 
Verordnung die Anforderungen, bei deren Vorliegen diese Voraussetzungen erfüllt 
sind. 

Stellt der Unternehmer Rechnungen gemäß Abs. 1 und Abs. 1a aus, so hat er eine 
Durchschrift oder Abschrift anzufertigen und sieben Jahre aufzubewahren; das 
gleiche gilt sinngemäß für Belege, auf die in einer Rechnung hingewiesen wird. 
Auf die Durchschriften oder Abschriften ist § 132 Abs. 2 der 
Bundesabgabenordnung anwendbar. Die Echtheit der Herkunft und die 
Unversehrtheit des Inhalts der auf elektronischem Weg übermittelten Rechnungen 
muss für die Dauer von sieben Jahren gewährleistet sein. 

Stellt der Unternehmer Rechnungen gemäß Abs. 1 und Abs. 1a aus, so hat er 
eine Durchschrift oder Abschrift anzufertigen und sieben Jahre aufzubewahren; 
das gleiche gilt sinngemäß für Belege, auf die in einer Rechnung hingewiesen 
wird. Auf die Durchschriften oder Abschriften ist § 132 Abs. 2 der 
Bundesabgabenordnung anwendbar. Die Echtheit der Herkunft, die Unversehrtheit 
des Inhalts und die Lesbarkeit der elektronischen Rechnungen müssen für die 
Dauer von sieben Jahren gewährleistet sein. 

(3) Für die unter Abs. 1 Z 1 und 2 geforderten Angaben ist jede Bezeichnung 
ausreichend, die eine eindeutige Feststellung des Namens und der Anschrift des 
Unternehmens sowie des Abnehmers der Lieferung oder des Empfängers der 
sonstigen Leistung ermöglicht. 

(3) Für die unter Abs. 1 Z 3 lit. a und b geforderten Angaben ist jede 
Bezeichnung ausreichend, die eine eindeutige Feststellung des Namens und der 
Anschrift des Unternehmens sowie des Abnehmers der Lieferung oder des 
Empfängers der sonstigen Leistung ermöglicht. 

(4) Die im Abs. 1 Z 1 bis 3 geforderten Angaben können auch durch 
Schlüsselzahlen oder Symbole ausgedrückt werden, wenn ihre eindeutige 
Bestimmung aus der Rechnung oder aus anderen Unterlagen gewährleistet ist. 

(4) Die im Abs. 1 Z 3 lit. a bis c geforderten Angaben können auch durch 
Schlüsselzahlen oder Symbole ausgedrückt werden, wenn ihre eindeutige 
Bestimmung aus der Rechnung oder aus anderen Unterlagen gewährleistet ist. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Diese Unterlagen müssen sowohl beim Aussteller als auch beim Empfänger der 
Rechnung vorhanden sein, es sei denn, daß vom Rechnungsaussteller öffentlich 
kundgemachte Tarife zur Verrechnung kommen. 

Diese Unterlagen müssen sowohl beim Aussteller als auch beim Empfänger der 
Rechnung vorhanden sein, es sei denn, daß vom Rechnungsaussteller öffentlich 
kundgemachte Tarife zur Verrechnung kommen. 

(5) … (5) … 
(6) Bei Rechnungen, deren Gesamtbetrag 150 Euro nicht übersteigt, genügen 

neben dem Ausstellungsdatum folgende Angaben: 
(6) Bei Rechnungen, deren Gesamtbetrag 150 Euro nicht übersteigt, genügen 

neben dem Ausstellungsdatum folgende Angaben: 
 1. Der Name und die Anschrift des liefernden oder leistenden 

Unternehmers; 
 1. Der Name und die Anschrift des liefernden oder leistenden Unternehmers; 

 2. die Menge und die handelsübliche Bezeichnung der gelieferten 
Gegenstände oder die Art und der Umfang der sonstigen Leistung; 

 2. die Menge und die handelsübliche Bezeichnung der gelieferten 
Gegenstände oder die Art und der Umfang der sonstigen Leistung; 

 3. der Tag der Lieferung oder sonstigen Leistung oder der Zeitraum, über 
den sich die Leistung erstreckt; 

 3. der Tag der Lieferung oder sonstigen Leistung oder der Zeitraum, über 
den sich die Leistung erstreckt; 

 4. das Entgelt und der Steuerbetrag für die Lieferung oder sonstige Leistung 
in einer Summe und 

 4. das Entgelt und der Steuerbetrag für die Lieferung oder sonstige Leistung 
in einer Summe und 

 5. der Steuersatz.  5. der Steuersatz. 
Die Abs. 4 und 5 sind sinngemäß anzuwenden. Die Abs. 4 und 5 sind sinngemäß anzuwenden. 
 Besteht nach Abs. 1 eine Verpflichtung zur Rechnungsausstellung für im 

übrigen Gemeinschaftsgebiet ausgeführte Lieferungen und sonstige Leistungen, ist 
eine vereinfachte Rechnungsausstellung ausgeschlossen. Das gilt auch in den 
Fällen des § 19 Abs. 1 zweiter Satz und des § 19 Abs. 1c, wenn sich die 
Rechnungsausstellung nach den Vorschriften dieses Bundesgesetzes richtet. 

(7) … (7) … 
(8) 1. und 2. … (8) 1. und 2. … 

 3. die Gutschrift muß die im Abs. 1 geforderten Angaben enthalten. Die 
Abs. 3 bis 6 sind sinngemäß anzuwenden; 

 3. die Gutschrift muss die in Abs. 1 und Abs. 1a geforderten Angaben 
enthalten und als „Gutschrift“ bezeichnet werden. Die Abs. 2 bis 6 sind 
sinngemäß anzuwenden; 

 4. …  4. … 
(9) bis (15) … (9) bis (15) … 
§ 12. (1) … § 12. (1) … 

 1. Die von anderen Unternehmern in einer Rechnung (§ 11) an ihn 
gesondert ausgewiesene Steuer für Lieferungen oder sonstige Leistungen, 
die im Inland für sein Unternehmen ausgeführt worden sind. Soweit der 

 1. Die von anderen Unternehmern in einer Rechnung (§ 11) an ihn gesondert 
ausgewiesene Steuer für Lieferungen oder sonstige Leistungen, die im 
Inland für sein Unternehmen ausgeführt worden sind. Besteuert der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
gesondert ausgewiesene Steuerbetrag auf eine Zahlung vor Ausführung 
dieser Umsätze entfällt, ist er bereits abziehbar, wenn die Rechnung 
vorliegt und die Zahlung geleistet worden ist. Wurde die Lieferung oder 
die sonstige Leistung an einen Unternehmer ausgeführt, der wusste oder 
wissen musste, dass der betreffende Umsatz im Zusammenhang mit 
Umsatzsteuerhinterziehungen oder sonstigen, die Umsatzsteuer 
betreffenden Finanzvergehen steht, entfällt das Recht auf Vorsteuerabzug. 
Dies gilt insbesondere auch, wenn ein solches Finanzvergehen einen vor- 
oder nachgelagerten Umsatz betrifft; 

Leistungsempfänger nach vereinnahmten Entgelten (§ 17) – 
ausgenommen Unternehmen im Sinne des § 17 Abs. 1 zweiter Satz – und 
übersteigen die Umsätze nach § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 – hierbei bleiben die 
Umsätze aus Hilfsgeschäften einschließlich der Geschäftsveräußerungen 
außer Ansatz – im vorangegangenen Veranlagungszeitraum 
2 000 000 Euro nicht, ist zusätzliche Voraussetzung, dass die Zahlung 
geleistet worden ist. Soweit der gesondert ausgewiesene Steuerbetrag auf 
eine Zahlung vor Ausführung der Umsätze entfällt, ist er bereits 
abziehbar, wenn die Rechnung vorliegt und die Zahlung geleistet worden 
ist. Wurde die Lieferung oder die sonstige Leistung an einen Unternehmer 
ausgeführt, der wusste oder wissen musste, dass der betreffende Umsatz 
im Zusammenhang mit Umsatzsteuerhinterziehungen oder sonstigen, die 
Umsatzsteuer betreffenden Finanzvergehen steht, entfällt das Recht auf 
Vorsteuerabzug. Dies gilt insbesondere auch, wenn ein solches 
Finanzvergehen einen vor- oder nachgelagerten Umsatz betrifft; 

 2. und 3. …  2. und 3. … 
(2) bis (17) … (2) bis (17) … 
§ 17. (1) Unternehmer, die eine Tätigkeit im Sinne des § 22 Z 1 des 

Einkommensteuergesetzes 1988 ausüben, weiters berufsrechtlich zugelassene 
Gesellschaften und gesetzliche Prüfungs- und Revisionsverbände, die der 
freiberuflichen Tätigkeit entsprechende Leistungen erbringen, haben die Steuer für 
die mit diesen Tätigkeiten zusammenhängenden Umsätze nach den vereinnahmten 
Entgelten zu berechnen (Istbesteuerung). Das gleiche gilt bei Unternehmen, 
welche Gas-, Wasser-, Elektrizitäts- oder Heizwerke betreiben, und bei Anstalten 
zur Müllbeseitigung und zur Abfuhr von Spülwasser und Abfällen, für alle 
Umsätze, die mit dem Betrieb von solchen Werken oder Anstalten regelmäßig 
verbunden sind, wobei mit der Rechnungslegung das Entgelt als vereinnahmt und 
die Lieferungen und sonstigen Leistungen als ausgeführt anzusehen sind; 
Teilzahlungsanforderungen für Gas-, Wasser-, Elektrizitäts- und 
Wärmelieferungen gelten auch dann als Rechnungen im Sinne des § 11, wenn sie 
die im § 11 Abs. 1 Z 3 und 4 geforderten Angaben nicht enthalten. 

§ 17. (1) Unternehmer, die eine Tätigkeit im Sinne des § 22 Z 1 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 ausüben, weiters berufsrechtlich zugelassene 
Gesellschaften und gesetzliche Prüfungs- und Revisionsverbände, die der 
freiberuflichen Tätigkeit entsprechende Leistungen erbringen, haben die Steuer für 
die mit diesen Tätigkeiten zusammenhängenden Umsätze nach den vereinnahmten 
Entgelten zu berechnen (Istbesteuerung). Das gleiche gilt bei Unternehmen, 
welche Gas-, Wasser-, Elektrizitäts- oder Heizwerke betreiben, und bei Anstalten 
zur Müllbeseitigung und zur Abfuhr von Spülwasser und Abfällen, für alle 
Umsätze, die mit dem Betrieb von solchen Werken oder Anstalten regelmäßig 
verbunden sind, wobei mit der Rechnungslegung das Entgelt als vereinnahmt und 
die Lieferungen und sonstigen Leistungen als ausgeführt anzusehen sind; 
Teilzahlungsanforderungen für Gas-, Wasser-, Elektrizitäts- und 
Wärmelieferungen gelten auch dann als Rechnungen im Sinne des § 11, wenn sie 
die im § 11 Abs. 1 Z 3 lit. c und d geforderten Angaben nicht enthalten. 

Das Finanzamt hat auf Antrag zu gestatten, daß ein Unternehmer im Sinne des 
§ 17 Abs. 1 erster Satz die Steuer für die mit diesen Tätigkeiten 
zusammenhängenden Umsätze nach den vereinbarten Entgelten berechnet 
(Sollbesteuerung). 

Das Finanzamt hat auf Antrag zu gestatten, daß ein Unternehmer im Sinne des 
§ 17 Abs. 1 erster Satz die Steuer für die mit diesen Tätigkeiten 
zusammenhängenden Umsätze nach den vereinbarten Entgelten berechnet 
(Sollbesteuerung). 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) bis (7) … (2) bis (7) … 
§ 19. (1) Steuerschuldner ist in den Fällen des § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 der 

Unternehmer, in den Fällen des § 11 Abs. 14 der Aussteller der Rechnung. 
§ 19. (1) Steuerschuldner ist in den Fällen des § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 der 

Unternehmer, in den Fällen des § 11 Abs. 14 der Aussteller der Rechnung. 
Bei sonstigen Leistungen (ausgenommen die entgeltliche Duldung der Benützung 
von Bundesstraßen und die in § 3a Abs. 11a genannten Leistungen) und bei 
Werklieferungen wird die Steuer vom Empfänger der Leistung geschuldet, wenn 

Bei sonstigen Leistungen (ausgenommen die entgeltliche Duldung der Benützung 
von Bundesstraßen und die in § 3a Abs. 11a genannten Leistungen) und bei 
Werklieferungen wird die Steuer vom Empfänger der Leistung geschuldet, wenn 

 - der leistende Unternehmer im Inland weder einen Wohnsitz (Sitz) 
noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder eine an der 
Leistungserbringung beteiligte Betriebsstätte hat und 

 - der leistende Unternehmer im Inland weder sein Unternehmen 
betreibt noch eine an der Leistungserbringung beteiligte 
Betriebsstätte hat und 

 - der Leistungsempfänger Unternehmer im Sinne des § 3a Abs. 5 
Z 1 und 2 ist oder eine juristische Person des öffentlichen Rechts 
ist, die Nichtunternehmer im Sinne des § 3a Abs. 5 Z 3 ist. 

 - der Leistungsempfänger Unternehmer im Sinne des § 3a Abs. 5 Z 1 
und 2 ist oder eine juristische Person des öffentlichen Rechts ist, 
die Nichtunternehmer im Sinne des § 3a Abs. 5 Z 3 ist. 

Der leistende Unternehmer haftet für diese Steuer. Der leistende Unternehmer haftet für diese Steuer. 
(1a) und (1b) … (1a) und (1b) … 
(1c) Bei der Lieferung von Gas über ein Erdgasnetz im Gebiet der 

Gemeinschaft oder jedes an ein solches Netz angeschlossene Netz, von Elektrizität 
oder von Wärme oder Kälte über Wärme- oder Kältenetze, wenn sich der Ort 
dieser Lieferung nach § 3 Abs. 13 oder 14 bestimmt und der liefernde 
Unternehmer im Inland weder einen Wohnsitz (Sitz) noch seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt oder eine an der Lieferung beteiligte Betriebsstätte hat, wird die Steuer 
vom Empfänger der Lieferung geschuldet, wenn er im Inland für Zwecke der 
Umsatzsteuer erfasst ist. 

(1c) Bei der Lieferung von Gas über ein Erdgasnetz im Gebiet der 
Gemeinschaft oder jedes an ein solches Netz angeschlossene Netz, von Elektrizität 
oder von Wärme oder Kälte über Wärme- oder Kältenetze, wenn sich der Ort 
dieser Lieferung nach § 3 Abs. 13 oder 14 bestimmt und der liefernde 
Unternehmer im Inland weder sein Unternehmen betreibt noch eine an der 
Lieferung beteiligte Betriebsstätte hat, wird die Steuer vom Empfänger der 
Lieferung geschuldet, wenn er im Inland für Zwecke der Umsatzsteuer erfasst ist. 

Der liefernde Unternehmer haftet für diese Steuer. Der liefernde Unternehmer haftet für diese Steuer. 
(1d) Der Bundesminister für Finanzen kann durch Verordnung bestimmen, 

dass bei Umsätzen, die in Art. 199 Abs. 1 lit. d der Richtlinie 2006/112/EG über 
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem, ABl. Nr. L 347 vom 11.12.2006 S. 1, 
angeführt sind, die Steuer vom Leistungsempfänger geschuldet wird, wenn dieser 
Unternehmer ist. Weiters kann in der Verordnung bestimmt werden, dass der 
leistende Unternehmer für diese Steuer haftet. 

(1d) Der Bundesminister für Finanzen kann zur Vermeidung von 
Steuerhinterziehungen oder –umgehungen durch Verordnung festlegen, dass für 
bestimmte Umsätze die Steuer vom Leistungsempfänger geschuldet wird, wenn 
dieser Unternehmer ist und diese Möglichkeit den Mitgliedstaaten in Titel XI 
Kapitel 1 Abschnitt 1 der Richtlinie 2006/112/EG über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem, ABl. Nr. L 347 vom 11.12.2006 S. 1, eingeräumt wird 
oder dafür eine Ermächtigung gemäß Art. 395 der Richtlinie 2006/112/EG 
vorliegt. Weiters kann in der Verordnung bestimmt werden, dass der leistende 
Unternehmer für diese Steuer haftet. 

(1e) … (1e) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) bis (5) … (2) bis (5) … 
§ 20. (1) Bei der Berechnung der Steuer ist in den Fällen des § 1 Abs. 1 Z 1 

und 2 - soweit nicht Abs. 4 gilt - von der Summe der Umsätze auszugehen, für 
welche die Steuerschuld im Laufe eines Veranlagungszeitraumes entstanden ist. 
Dem ermittelten Betrag sind die nach § 11 Abs. 12 und 14, die nach § 16 Abs. 2 
und die gemäß § 19 Abs. 1 zweiter Satz, Abs. 1a, Abs. 1b, Abs. 1c, Abs. 1d und 
Abs. 1e geschuldeten Beträge hinzuzurechnen. Ein Unternehmer, der für einen 
Betrieb den Gewinn gemäß § 2 Abs. 5 des Einkommensteuergesetzes 1988 oder 
gemäß § 7 Abs. 5 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 nach einem vom 
Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr ermittelt, kann dieses Wirtschaftsjahr 
durch eine gegenüber dem Finanzamt abgegebene schriftliche Erklärung als 
Veranlagungszeitraum wählen; dies gilt jedoch nicht für Unternehmer, 

§ 20. (1) Bei der Berechnung der Steuer ist in den Fällen des § 1 Abs. 1 Z 1 
und 2 von der Summe der Umsätze auszugehen, für welche die Steuerschuld im 
Laufe eines Veranlagungszeitraumes entstanden ist. Dem ermittelten Betrag sind 
die nach § 11 Abs. 12 und 14, die nach § 16 Abs. 2 und die gemäß § 19 Abs. 1 
zweiter Satz, Abs. 1a, Abs. 1b, Abs. 1c, Abs. 1d und Abs. 1e geschuldeten Beträge 
hinzuzurechnen. Ein Unternehmer, der für einen Betrieb den Gewinn gemäß § 2 
Abs. 5 des Einkommensteuergesetzes 1988 oder gemäß § 7 Abs. 5 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988 nach einem vom Kalenderjahr abweichenden 
Wirtschaftsjahr ermittelt, kann dieses Wirtschaftsjahr durch eine gegenüber dem 
Finanzamt abgegebene schriftliche Erklärung als Veranlagungszeitraum wählen; 
dies gilt jedoch nicht für Unternehmer, 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
(5) In den Fällen des Abs. 4 bleibt das Recht des Unternehmers, beim 

zuständigen Finanzamt den Vorsteuerabzug nach Maßgabe des § 12 - unter 
Bedachtnahme auf § 21 Abs. 9 - geltend zu machen, unberührt, wenn die 
gesetzliche Frist zur Einreichung der Steuererklärung eingehalten wird. Der 
Unternehmer hat in der Voranmeldung (Steuererklärung) anzugeben, daß für die 
Beförderung von Personen im grenzüberschreitenden Gelegenheitsverkehr eine 
Einzelbesteuerung erfolgt ist; im Falle einer Veranlagung ist für solche Umsätze 
eine Steuer nicht festzusetzen. 

 

Der Unternehmer kann bis zum Ablauf der gesetzlichen Frist zur Einreichung 
der Steuererklärung schriftlich beantragen, daß nach Ablauf des 
Veranlagungszeitraumes an Stelle der Einzelbesteuerung (Abs. 4) die Steuer nach 
den allgemeinen Vorschriften berechnet wird. Die bei der Einzelbesteuerung 
entrichtete Steuer ist auf die zu entrichtende Steuer anzurechnen. 

 

(6) Werte in einer anderen Währung als Euro sind auf Euro nach dem Kurs 
umzurechnen, den der Bundesminister für Finanzen als Durchschnittskurs für den 
Zeitraum festsetzt, in dem die Leistung ausgeführt, das Entgelt oder ein Teil des 
Entgeltes vor Ausführung der Leistung (§ 19 Abs. 2 Z 1 lit. a) vereinnahmt wird 
oder - bei der Besteuerung nach vereinnahmten Entgelten (§ 17) - das Entgelt 
vereinnahmt wird. 

(6) Werte in einer anderen Währung als Euro sind auf Euro nach dem Kurs 
umzurechnen, den der Bundesminister für Finanzen als Durchschnittskurs für den 
Zeitraum festsetzt, in dem die Leistung ausgeführt, das Entgelt oder ein Teil des 
Entgeltes vor Ausführung der Leistung (§ 19 Abs. 2 Z 1 lit. a) vereinnahmt wird 
oder – bei der Besteuerung nach vereinnahmten Entgelten (§ 17) – das Entgelt 
vereinnahmt wird. Der Unternehmer kann stattdessen auch den letzten, von der 
Europäischen Zentralbank veröffentlichten, Umrechnungskurs anwenden. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Der Unternehmer ist berechtigt, die Umrechung (Anm.: richtig: 

Umrechnung) nach dem Tageskurs vorzunehmen, wenn die einzelnen Beträge 
durch Bankmitteilungen oder Kurszettel belegt werden. 

Der Unternehmer ist berechtigt, die Umrechnung nach dem Tageskurs 
vorzunehmen, wenn die einzelnen Beträge durch Bankmitteilungen oder Kurszettel 
belegt werden. 

(7) … (7) … 
§ 24. (1) bis (6) … § 24. (1) bis (6) … 
(7) Der Unternehmer hat in der Rechnung darauf hinzuweisen, dass die 

Differenzbesteuerung angewendet wurde. Die Vorschrift über den gesonderten 
Steuerausweis in einer Rechnung (§ 11 Abs. 1) findet keine Anwendung. § 11 
Abs. 12 ist sinngemäß anzuwenden. 

(7) Der Unternehmer hat in der Rechnung darauf hinzuweisen, dass die 
Differenzbesteuerung angewendet wurde, durch die Angabe 

  - „Kunstgegenstände/Sonderregelung“, 
  - „Sammlungsstücke und Antiquitäten/Sonderregelung“, oder 
  - „Gebrauchtgegenstände/Sonderregelung“ bei anderen beweglichen 

körperlichen Gegenständen im Sinne des Abs. 1. 
 Die Vorschrift über den gesonderten Steuerausweis in einer Rechnung (§ 11 

Abs. 1) findet keine Anwendung. § 11 Abs. 12 ist sinngemäß anzuwenden. 
(8) bis (12) … (8) bis (12) … 
§ 27. (1) bis (6a) … § 27. (1) bis (6a) … 
(7) Ein Unternehmer, der im Inland weder Wohnsitz noch Sitz oder 

Betriebsstätte hat und der steuerpflichtige Umsätze im Inland tätigt, kann einen 
nach Abs. 8 zugelassenen Bevollmächtigten (Fiskalvertreter), der auch 
Zustellungsbevollmächtigter sein muss, beauftragen und dem Finanzamt bekannt 
geben. Ein Unternehmer, der im Gemeinschaftsgebiet weder Wohnsitz noch Sitz 
oder Betriebsstätte hat und der steuerpflichtige Umsätze im Inland tätigt, 
ausgenommen solche, für die der Leistungsempfänger gemäß § 27 Abs. 4 haftet, 
hat einen nach Abs. 8 zugelassenen Bevollmächtigten (Fiskalvertreter), der auch 
Zustellungsbevollmächtigter sein muss, zu beauftragen und dem Finanzamt 
bekannt zu geben. Das gilt nicht, wenn mit dem Staat, in dem dieser Unternehmer 
seinen Wohnsitz oder Sitz hat, eine Rechtsvereinbarung über die gegenseitige 
Amtshilfe, deren Anwendungsbereich mit dem der Richtlinien 76/308/EWG und 
77/799/EWG sowie der Verordnung (EG) Nr. 1798/2003 über die 
Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer 
und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 218/92 (ABl. Nr. L 264 vom 
15.10.2003 S. 1) vergleichbar ist, besteht. Der Bundesminister für Finanzen stellt 

(7) Ein Unternehmer, der im Inland weder Wohnsitz noch Sitz oder 
Betriebsstätte hat und der steuerpflichtige Umsätze im Inland tätigt, kann einen 
nach Abs. 8 zugelassenen Bevollmächtigten (Fiskalvertreter), der auch 
Zustellungsbevollmächtigter sein muss, beauftragen und dem Finanzamt bekannt 
geben. Ein Unternehmer, der im Gemeinschaftsgebiet weder Wohnsitz noch Sitz 
oder Betriebsstätte hat und der steuerpflichtige Umsätze im Inland tätigt, 
ausgenommen solche, für die der Leistungsempfänger gemäß § 27 Abs. 4 haftet, 
hat einen nach Abs. 8 zugelassenen Bevollmächtigten (Fiskalvertreter), der auch 
Zustellungsbevollmächtigter sein muss, zu beauftragen und dem Finanzamt 
bekannt zu geben. Das gilt nicht, wenn mit dem Staat, in dem dieser Unternehmer 
seinen Wohnsitz oder Sitz hat, eine Rechtsvereinbarung über die gegenseitige 
Amtshilfe, deren Anwendungsbereich mit dem der Richtlinien 2008/55/EG und 
2011/16/EU sowie der Verordnung (EU) Nr. 904/2010 über die Zusammenarbeit 
der Verwaltungsbehörden und die Betrugsbekämpfung auf dem Gebiet der 
Mehrwertsteuer (ABl. Nr. L 268 vom 12.10.2010 S. 1) vergleichbar ist, besteht. 
Der Bundesminister für Finanzen stellt mit Verordnung fest, wenn eine solche 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
mit Verordnung fest, wenn eine solche Rechtsvereinbarung besteht. Rechtsvereinbarung besteht. 

(8) und (9) … (8) und (9) … 
Art. 1. (1) und (2) … Art. 1. (1) und (2) … 
(3) 1. a) bis d) … (3) 1. a) bis d) … 

 e) damit an dem Gegenstand durch einen anderen Unternehmer eine 
sonstige Leistung erbracht wird, sofern der Gegenstand nach 
Erbringung der sonstigen Leistung wieder zur Verfügung des 
Auftraggebers in den Mitgliedstaat gelangt, von dem aus der 
Gegenstand versendet oder befördert worden ist; 

 e) für Arbeiten an dem Gegenstand oder die Begutachtung dieses 
Gegenstandes durch einen anderen Unternehmer, sofern der 
Gegenstand nach Erbringung der sonstigen Leistung wieder zur 
Verfügung des Auftraggebers in den Mitgliedstaat gelangt, von dem 
aus der Gegenstand versendet oder befördert worden ist; 

 f) bis h) …  f) bis h) … 
 2. …  2. … 

(4) bis (10) … (4) bis (10) … 
Art. 3. (1) 1. a) bis d) … Art. 3. (1) 1. a) bis d) … 

 e) damit an dem Gegenstand durch einen anderen Unternehmer eine 
sonstige Leistung erbracht wird, sofern der Gegenstand nach 
Erbringung der sonstigen Leistung wieder zur Verfügung des 
Auftraggebers in den Mitgliedstaat gelangt, von dem aus der 
Gegenstand versendet oder befördert worden ist; 

 e) für Arbeiten an dem Gegenstand oder die Begutachtung dieses 
Gegenstandes durch einen anderen Unternehmer, sofern der 
Gegenstand nach Erbringung der sonstigen Leistung wieder zur 
Verfügung des Auftraggebers in den Mitgliedstaat gelangt, von dem 
aus der Gegenstand versendet oder befördert worden ist; 

 f) bis h) …  f) bis h) … 
(2) bis (8) … (2) bis (8) … 
Art. 4. (1) und (2) … Art. 4. (1) und (2) … 
 (3) § 4 Abs. 9 ist nicht anzuwenden, sofern sich die Einschränkung des 

Vorsteuerabzugs aus Art. 12 Abs. 3 ergibt. 
Art. 11. (1) Führt der Unternehmer steuerfreie Lieferungen im Sinne des 

Art. 6 Abs. 1 aus, so ist er zur Ausstellung von Rechnungen verpflichtet, in denen 
er auf die Steuerfreiheit hinweist. Soweit Unternehmer Lieferungen im Sinne des 
Art. 3 Abs. 3 und sonstige Leistungen im Sinne des Art. 3a Abs. 1 im Inland 
ausführen, sind sie zur Ausstellung von Rechnungen mit gesondertem Ausweis 
der Steuer verpflichtet. Der erste Satz gilt auch für Fahrzeuglieferer (Art. 2). 

Art. 11. (1) Führt der Unternehmer steuerfreie Lieferungen im Sinne des 
Art. 6 Abs. 1 aus, so ist er spätestens am fünfzehnten Tag des Kalendermonates, 
der auf den Kalendermonat folgt, in dem die Lieferung ausgeführt worden ist, zur 
Ausstellung einer Rechnung verpflichtet, in der er auf die Steuerfreiheit hinweist. 
Soweit Unternehmer Lieferungen im Sinne des Art. 3 Abs. 3 und sonstige 
Leistungen im Sinne des Art. 3a Abs. 1 im Inland ausführen, sind sie zur 
Ausstellung von Rechnungen mit gesondertem Ausweis der Steuer verpflichtet. 
Der erste Satz gilt auch für Fahrzeuglieferer (Art. 2). 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(4) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 180/2004) (4) Vereinnahmt der Unternehmer das Entgelt oder einen Teil des Entgeltes 

für eine noch nicht ausgeführte steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung, 
besteht hiefür keine Verpflichtung zur Rechnungsausstellung. 

(5) § 11 Abs. 6 gilt nicht für Rechnungen über innergemeinschaftliche 
Lieferungen. 

(5) § 11 Abs. 6 gilt nicht für Rechnungen über innergemeinschaftliche 
Lieferungen und für Rechnungen gemäß Art. 25 Abs. 4. 

Art. 21. (1) Die Bestimmung des § 21 gilt sinngemäß auch für juristische 
Personen, die ausschließlich eine Steuer für Umsätze nach Art. 1 oder Art. 25 
Abs. 5 zu entrichten haben, sowie für Personen, die keine Unternehmer sind und 
Steuerbeträge nach Art. 7 Abs. 4 zweiter Satz schulden. Eine 
Sondervorauszahlung ist nicht zu entrichten. 

Art. 21. (1) Die Bestimmung des § 21 gilt sinngemäß auch für juristische 
Personen, die ausschließlich eine Steuer für Umsätze nach Art. 1 oder Art. 25 
Abs. 5 zu entrichten haben, sowie für Personen, die keine Unternehmer sind und 
Steuerbeträge nach Art. 7 Abs. 4 zweiter Satz schulden. 

(2) bis (11) … (2) bis (11) … 
Art. 25. (1) bis (3) … Art. 25. (1) bis (3) … 

Rechnungsausstellung durch den Erwerber Rechnungsausstellung durch den Erwerber 
 (4) Die Rechnungsausstellung richtet sich nach den Vorschriften des 

Mitgliedstaates, von dem aus der Erwerber sein Unternehmen betreibt. Wird die 
Lieferung von der Betriebsstätte des Erwerbers ausgeführt, ist das Recht des 
Mitgliedstaates maßgebend, in dem sich die Betriebsstätte befindet. Rechnet der 
Leistungsempfänger, auf den die Steuerschuld übergeht, mittels Gutschrift ab, 
richtet sich die Rechnungsausstellung nach den Vorschriften des Mitgliedstaates, 
in dem die Lieferung ausgeführt wird. 

(4) Die Rechnung muß bei Anwendung der Befreiung des Abs. 3 zusätzlich 
folgende Angaben enthalten: 

Sind für die Rechnungsausstellung die Vorschriften dieses Bundesgesetzes 
maßgebend, muss die Rechnung zusätzlich folgende Angaben enthalten: 

 - einen ausdrücklichen Hinweis auf das Vorliegen eines 
innergemeinschaftlichen Dreiecksgeschäftes und die 
Steuerschuldnerschaft des letzten Abnehmers, 

 - einen ausdrücklichen Hinweis auf das Vorliegen eines 
innergemeinschaftlichen Dreiecksgeschäftes und die 
Steuerschuldnerschaft des letzten Abnehmers, 

 - die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer, unter der der 
Unternehmer (Erwerber) den innergemeinschaftlichen Erwerb und 
die nachfolgende Lieferung der Gegenstände bewirkt hat, und 

 - die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer, unter der der 
Unternehmer (Erwerber) den innergemeinschaftlichen Erwerb und 
die nachfolgende Lieferung der Gegenstände bewirkt hat, und 

 - die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Empfängers der 
Lieferung. 

 - die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Empfängers der 
Lieferung. 

(5) bis (7) … (5) bis (7) … 
Art. 27. (1) und (2) … Art. 27. (1) und (2) … 
(3) Für Erhebungen zur Erfüllung der Auskunftsverpflichtung nach der (3) Für Erhebungen zur Erfüllung der Auskunftsverpflichtung nach der 
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Verordnung (EG) Nr. 1798/2003 über die Zusammenarbeit der 
Verwaltungsbehörden auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer und zur Aufhebung der 
Verordnung (EWG) Nr. 218/92 (ABl. Nr. L 264 vom 15.10.2003 S. 1) gilt die 
Bundesabgabenordnung sinngemäß. 

Verordnung (EU) Nr. 904/2010 über die Zusammenarbeit der 
Verwaltungsbehörden und die Betrugsbekämpfung auf dem Gebiet der 
Mehrwertsteuer (ABl. Nr. L 268 vom 12.10.2010 S. 1) gilt die 
Bundesabgabenordnung sinngemäß. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

Anlage Anlage 
 1. Lebende Tiere der Unterpositionen 0101 10 90, 0101 90 11, 0101 90 30, 

0101 90 90 und der Positionen 0102 bis 0105 der Kombinierten 
Nomenklatur. 

 1. Lebende Tiere der Unterpositionen 0101 30 00, 0101 29 10, 0101 90 00 
und der Positionen 0102 bis 0105 der Kombinierten Nomenklatur. 

 2. Bienen und ausgebildete Blindenführhunde (aus Unterposition 0106 9000 
der Kombinierten Nomenklatur). 

 2. Bienen (Unterposition 0106 41 00 der Kombinierten Nomenklatur) und 
ausgebildete Blindenführhunde (aus Unterposition 0106 19 00 der 
Kombinierten Nomenklatur). 

 3. …  3. … 
 4. Fische, ausgenommen Zierfische; Krebstiere; Weichtiere und andere 

wirbellose Wassertiere (Kapitel 3 der Kombinierten Nomenklatur, 
ausgenommen Unterposition 0301 10). 

 4. Fische, ausgenommen Zierfische; Krebstiere; Weichtiere und andere 
wirbellose Wassertiere (Kapitel 3 der Kombinierten Nomenklatur, 
ausgenommen Unterpositionen 0301 11 00 und 0301 19 00) 

 5. …  5. … 
 6. Federn von der zum Füllen verwendeten Art, roh; Daunen, roh 

(Unterposition 0505 10 10 der Kombinierten Nomenklatur). 
 

 7. und 8. …  7. und 8. … 
 9. Blumen und Blüten sowie deren Knospen, geschnitten, zu Binde- oder 

Zierzwecken, frisch (Unterposition 0603 10 der Kombinierten 
Nomenklatur). 

 9. Blumen und Blüten sowie deren Knospen, geschnitten, zu Binde- oder 
Zierzwecken, frisch (aus Position 0603 der Kombinierten Nomenklatur). 

 10. Blattwerk, Blätter, Zweige und andere Pflanzenteile, ohne Blüten und 
Blütenknospen, sowie Gräser, Moose und Flechten, zu Binde- oder 
Zierzwecken, frisch (aus Unterposition 0604 10 und Unterposition 
0604 91 der Kombinierten Nomenklatur). 

 10. Blattwerk, Blätter, Zweige und andere Pflanzenteile, ohne Blüten und 
Blütenknospen, sowie Gräser, Moose und Flechten, zu Binde- oder 
Zierzwecken, frisch (Unterposition 0604 20 der Kombinierten 
Nomenklatur). 

 11. bis 17. …  11. bis 17. … 
 18. Mehl und Grieß von trockenen Hülsenfrüchten der Position 0713; Mehl, 

Grieß und Pulver von Erzeugnissen des Kapitels 8 (Unterpositionen 
1106 10 und 1106 30 der Kombinierten Nomenklatur). 

 18. Mehl und Grieß von trockenen Hülsenfrüchten der Position 0713; Mehl, 
Grieß und Pulver von Erzeugnissen des Kapitels 8 (Unterpositionen 
1106 10 00 und 1106 30 der Kombinierten Nomenklatur). 

 19. Stärke von Weizen, Mais und Kartoffeln (Unterpositionen 1108 11, 
1108 12 und 1108 13 der Kombinierten Nomenklatur). 

 19. Stärke von Weizen, Mais und Kartoffeln (Unterpositionen 1108 11 00, 
1108 12 00 und 1108 13 00 der Kombinierten Nomenklatur). 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 20. a) bis e) …  20. a) bis e) … 
 f) Johannisbrot, Zuckerrüben, frisch, gekühlt, gefroren oder getrocknet, 

auch gemahlen; Steine und Kerne von Früchten sowie andere 
pflanzliche Waren (einschließlich nichtgerösteter Zichorienwurzeln der 
Varietät Cichorium intybus sativum) der hauptsächlich zur 
menschlichen Ernährung verwendeten Art, anderweit weder genannt 
noch inbegriffen (Unterpositionen 1212 91 20, 1212 91 80, 
1212 99 30, 1212 99 41, 1212 99 49 und 1212 99 70 der Kombinierten 
Nomenklatur), 

 f) Johannisbrot, Zuckerrüben, frisch, gekühlt, gefroren oder getrocknet, 
auch gemahlen; Steine und Kerne von Früchten sowie andere 
pflanzliche Waren (einschließlich nichtgerösteter Zichorienwurzeln der 
Varietät Cichorium intybus sativum) der hauptsächlich zur 
menschlichen Ernährung verwendeten Art, anderweit weder genannt 
noch inbegriffen (Unterpositionen 1212 91 20, 1212 91 80, 1212 92 00, 
1212 94 00, 1212 99 und 1212 99 41 der Kombinierten Nomenklatur), 

 g) Stroh und Spreu von Getreide, roh, auch gehäckselt, gemahlen, 
gepresst oder in Form von Pellets (Position 1213 der Kombinierten 
Nomenklatur), 

 g) Stroh und Spreu von Getreide, roh, auch gehäckselt, gemahlen, gepresst 
oder in Form von Pellets (Position 1213 00 00 der Kombinierten 
Nomenklatur), 

 h) …  h) … 
 21. …  21. … 

22. … 22. … 
 a) Schweineschmalz und Geflügelfett (aus Unterpositionen 1501 00 11 

und 1501 00 19 sowie Unterposition 1501 00 90 der Kombinierten 
Nomenklatur), 

 a) Schweineschmalz und Geflügelfett (Unterposition 1501 10 90 und aus 
Unterposition 1501 90 00 der Kombinierten Nomenklatur), 

 b) Premierjus und Speisetalg (aus Unterposition 1502 00 90 der 
Kombinierten Nomenklatur), 

 b) Premierjus und Speisetalg (aus Unterposition 1502 10 90 der 
Kombinierten Nomenklatur), 

 c) …  c) … 
 d) genießbare pflanzliche Öle sowie deren Fraktionen, auch raffiniert, 

jedoch nicht chemisch modifiziert (Unterpositionen 1507 10 90, 
1507 90 90, 1508 10 90, 1508 90 90, Positionen 1509 und 1510, 
Unterpositionen 1511 10 90, 1511 90 11, 1511 90 19, 1511 90 99, 
1512 11 91, 1512 11 99, 1512 19 91, 1512 19 99, 1512 21 90, 
1512 29 90, 1513 11 91, 1513 11 99, 1513 19 11, 1513 19 19, 
1513 19 91, 1513 19 99, 1513 21 30, 1513 21 90, 1513 29 11, 
1513 29 19, 1513 29 50, 1513 29 91, 1513 29 99, 1514 10 90, 
1514 90 90, 1515 19 90, 1515 21 90, 1515 29 90, 1515 30 90, 
1515 40 00, 1515 50 19, 1515 50 99, 1515 90 10, 1515 90 29, 
1515 90 39, 1515 90 51, 1515 90 59, 1515 90 91 und 1515 90 99 der 
Kombinierten Nomenklatur), 

 d) genießbare pflanzliche Öle sowie deren Fraktionen, auch raffiniert, 
jedoch nicht chemisch modifiziert, soweit sie nicht technischen oder 
industriellen Zwecken, ausgenommen zum Herstellen von 
Lebensmitteln dienen (Unterpositionen 1507 10 90, 1507 90 90, 
1508 10 90, 1508 90 90, Positionen 1509 und 1510 00, Unterpositionen 
1511 10 90, 1511 90 11, 1511 90 19, 1511 90 99, 1512 11 91, 
1512 11 99, 1512 19 90, 1512 21 90, 1512 29 90, 1513 11 91, 
1513 11 99, 1513 19 11, 1513 19 19, 1513 19 91, 1513 19 99, 
1513 21 30, 1513 21 90, 1513 29 11, 1513 29 19, 1513 29 50, 
1513 29 90, 1514 11 90, 1514 19 90, 1514 91 90, 1514 99 90, 
1515 11 00, 1515 19 90, 1515 21 90, 1515 29 90, 1515 30 90, 
1515 50 19, 1515 50 99, 1515 90 11, 1515 90 29, 1515 90 39, 
1515 90 51, 1515 90 59, 1515 90 91 und 1515 90 99 der Kombinierten 
Nomenklatur), 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 e) und f) …  e) und f) … 
 g) Bienenwachs, roh (aus Unterposition 1521 90 91 der Kombinierten 

Nomenklatur). 
 

 23. und 24. …  23. und 24. … 
 25. Kakaopulver ohne Zusatz von Zucker oder anderen Süßmitteln; 

Schokolade und andere kakaohaltige Lebensmittelzubereitungen 
(Positionen 1805 und 1806 der Kombinierten Nomenklatur). 

 25. Kakaopulver ohne Zusatz von Zucker oder anderen Süßmitteln; 
Schokolade und andere kakaohaltige Lebensmittelzubereitungen 
(Positionen 1805 00 00 und 1806 der Kombinierten Nomenklatur). 

 26. bis 32. …  26. bis 32. … 
 33. Tabak, unverarbeitet (Unterpositionen 2401 10 und 2401 20 der 

Kombinierten Nomenklatur). 
 

 34. …  34. … 
 35. Handelsübliches Ammoniumcarbonat und andere Ammoniumcarbonate 

sowie Dinatriumcarbonat (Unterpositionen 2836 10 00 und 2836 20 00 
der Kombinierten Nomenklatur). 

 35. Handelsübliches Ammoniumcarbonat und andere Ammoniumcarbonate 
sowie Dinatriumcarbonat (Unterpositionen 2836 99 17 und 2836 20 00 der 
Kombinierten Nomenklatur). 

 36. und 37. …  36. und 37. … 
 38. Tierische und pflanzliche Düngemittel (ausgenommen Guano), auch 

untereinander gemischt, nicht chemisch behandelt (aus Position 3101 der 
Kombinierten Nomenklatur). 

 38. Tierische und pflanzliche Düngemittel (ausgenommen Guano), auch 
untereinander gemischt, nicht chemisch behandelt (aus 
Position 3101 00 00 der Kombinierten Nomenklatur). 

 39. …  39. … 
 40. Zubereitete Enzyme, die Nährstoffe enthalten (aus Unterposition 

3507 90 00 der Kombinierten Nomenklatur). 
 40. Zubereitete Enzyme, die Nährstoffe enthalten (aus Unterposition 3507 90 

der Kombinierten Nomenklatur). 
 40. a) Süßungsmittel (aus Unterposition 3824 90 95 der Kombinierten 

Nomenklatur) 
 40a. Süßungsmittel (aus Unterposition 3824 90 97 der Kombinierten 

Nomenklatur) 
 41. Rohe, ganze Häute und Felle, frisch, gesalzen oder getrocknet (aus 

Positionen 4101, 4102 und 4103 der Kombinierten Nomenklatur). 
 

 42. a) …  42. a) … 
 b) Rohholz, auch entrindet, vom Splint befreit oder zwei- oder vierseitig 

grob zugerichtet, ausgenommen tropische Hölzer (aus Unterpositionen 
4403 10, 4403 20, 4403 91, 4403 92 00 sowie Unterpositionen 
4403 99 10, 4403 99 30 und 4403 99 98 der Kombinierten 
Nomenklatur), 

 

 c) Holzpfähle, gespalten; Pfähle und Pflöcke aus Holz, gespitzt, nicht in 
der Längsrichtung gesägt (aus Unterpositionen 4404 10 00 und 
4404 20 00 der Kombinierten Nomenklatur). 
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 43. …  43. … 
 a) Bücher, Broschüren und ähnliche Drucke, auch in losen Bogen oder 

Blättern (Position 4901 und aus Positionen 9705 und 9706 der 
Kombinierten Nomenklatur), 

 a) Bücher, Broschüren und ähnliche Drucke, auch in losen Bogen oder 
Blättern (Position 4901 und aus Positionen 9705 00 00 und 9706 00 00 
der Kombinierten Nomenklatur), 

 b) …  b) … 
 c) Bilderalben, Bilderbücher und Zeichen- oder Malbücher, für Kinder 

(Position 4903 der Kombinierten Nomenklatur), 
 c) Bilderalben, Bilderbücher und Zeichen- oder Malbücher, für Kinder 

(Position 4903 00 00 der Kombinierten Nomenklatur), 
 d) Noten, handgeschrieben oder gedruckt, auch mit Bildern, auch 

gebunden (Position 4904 der Kombinierten Nomenklatur), 
 d) Noten, handgeschrieben oder gedruckt, auch mit Bildern, auch 

gebunden (Position 4904 00 00 der Kombinierten Nomenklatur), 
 e) …  e) … 
 43a. und 44. …  43a. und 44. … 
 a) Gemälde (zB Ölgemälde, Aquarelle, Pastelle) und Zeichnungen, 

vollständig mit der Hand geschaffen, ausgenommen Zeichnungen der 
Position 4906 und handbemalte oder handverzierte gewerbliche 
Erzeugnisse; Collagen und ähnliche dekorative Bildwerke (Position 
9701 der Kombinierten Nomenklatur), 

 a) Gemälde (zB Ölgemälde, Aquarelle, Pastelle) und Zeichnungen, 
vollständig mit der Hand geschaffen, ausgenommen Zeichnungen der 
Position 4906 00 00 und handbemalte oder handverzierte gewerbliche 
Erzeugnisse; Collagen und ähnliche dekorative Bildwerke (Position 
9701 der Kombinierten Nomenklatur), 

 b) Originalstiche, -schnitte und -steindrucke (Position 9702 der 
Kombinierten Nomenklatur), 

 b) Originalstiche, -schnitte und -steindrucke (Position 9702 00 00 der 
Kombinierten Nomenklatur), 

 c) Originalerzeugnisse der Bildhauerkunst, aus Stoffen aller Art (Position 
9703 der Kombinierten Nomenklatur), 

 c) Originalerzeugnisse der Bildhauerkunst, aus Stoffen aller Art (Position 
9703 00 00 der Kombinierten Nomenklatur), 

 d) Tapisserien, handgewebt, nach Originalentwürfen von Künstlern, 
jedoch höchstens acht Kopien je Werk (aus Position 58 05 der 
Kombinierten Nomenklatur), 

 d) Tapisserien, handgewebt, nach Originalentwürfen von Künstlern, 
jedoch höchstens acht Kopien je Werk (aus Position 5805 00 00 der 
Kombinierten Nomenklatur), 

 e) …  e) … 
 45. a) Briefmarken, Stempelmarken, Steuerzeichen, Ersttagsbriefe, 

Ganzsachen und dergleichen, entwertet oder nicht entwertet, jedoch im 
Bestimmungsland weder gültig noch zum Umlauf vorgesehen (Position 
9704 der Kombinierten Nomenklatur), 

 45. a) Briefmarken, Stempelmarken, Steuerzeichen, Ersttagsbriefe, 
Ganzsachen und dergleichen, entwertet oder nicht entwertet, jedoch im 
Bestimmungsland weder gültig noch zum Umlauf vorgesehen (Position 
9704 00 00 der Kombinierten Nomenklatur), 

 b) zoologische, botanische, mineralogische oder anatomische 
Sammlungsstücke und Sammlungen; Sammlungsstücke von 
geschichtlichem, archäologischem, paläontologischem, 
völkerkundlichem oder münzkundlichem Wert (Position 9705 der 
Kombinierten Nomenklatur). 

 b) zoologische, botanische, mineralogische oder anatomische 
Sammlungsstücke und Sammlungen; Sammlungsstücke von 
geschichtlichem, archäologischem, paläontologischem, 
völkerkundlichem oder münzkundlichem Wert (Position 9705 00 00 
der Kombinierten Nomenklatur). 

 46. Antiquitäten, mehr als 100 Jahre alt (Position 9706 der Kombinierten  46. Antiquitäten, mehr als 100 Jahre alt (Position 9706 00 00 der 

389/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - M
aterialien - T

extgegenüberstellung
49 von 82

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  50 von 82 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Nomenklatur). Kombinierten Nomenklatur). 

Artikel 6 (Änderung des Gebührengesetzes 1957) 
§ 33. TP 5 (1) bis (4) … § 33. TP 5 (1) bis (4) … 
(5) 1. und 2. … (5) 1. und 2. … 

 3. Der Bestandgeber hat dem Finanzamt eine Anmeldung über das 
Rechtsgeschäft unter Verwendung eines amtlichen Vordruckes bis zum 
Fälligkeitstag zu übermitteln, welche die für die Gebührenberechnung 
erforderlichen Angaben zu enthalten hat; dies gilt als Gebührenanzeige 
gemäß § 31. Auf den Urkunden ist ein Vermerk über die erfolgte 
Selbstberechnung anzubringen, der den berechneten Gebührenbetrag, das 
Datum des Tages der Selbstberechnung und die Unterschrift des 
Bestandgebers enthält. 

 3. Der Bestandgeber hat dem Finanzamt über die in einem Kalendermonat 
abgeschlossenen Bestandverträge eine Anmeldung unter Verwendung 
eines amtlichen Vordruckes bis zum Fälligkeitstag zu übermitteln, welche 
die für die Gebührenberechnung erforderlichen Angaben zu enthalten hat; 
dies gilt als Gebührenanzeige gemäß § 31. Auf den Urkunden ist ein 
Vermerk über die erfolgte Selbstberechnung anzubringen, der den 
berechneten Gebührenbetrag, das Datum des Tages der Selbstberechnung 
und die Unterschrift des Bestandgebers enthält. Eine Anmeldung kann 
unterbleiben, wenn die Gebührenschuld mit Verrechnungsweisung (§ 214 
Abs. 4 BAO) im Wege von FinanzOnline bis zum Fälligkeitstag entrichtet 
wird. 

 4. und 5. …  4. und 5. … 
§ 33. TP 21 (1) … § 33. TP 21 (1) … 
(2) 1. bis 5. … (2) 1. bis 5. … 

 6. Abtretungen von Anteilen an einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung, Übertragungen von Geschäftsanteilen an einer Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaft und Übertragungen der mit der Stellung eines 
Gesellschafters einer Personengesellschaft verbundenen Rechte und 
Pflichten. 

 6. Abtretungen von Aktien und Anteilen an einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung, Übertragungen von Geschäftsanteilen an einer 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft und Übertragungen der mit der 
Stellung eines Gesellschafters einer Personengesellschaft verbundenen 
Rechte und Pflichten. 

 7. …  7. … 

Artikel 7 (Änderung des Glücksspielgesetzes) 
§ 12a. (1) und (2) … § 12a. (1) und (2) … 
(3) Für Ausspielungen mit Video Lotterie Terminals gelten die 

Bestimmungen des § 5 Abs. 3 bis 6 über den Spielerschutz und die Bestimmungen 
der § 27 Abs. 1, 3 und 4 über die Arbeitnehmer eines Konzessionärs sinngemäß. 
Für die Spielteilnehmer müssen Spielbeschreibungen aller Spiele der VLT 
jederzeit in deutscher Sprache ersichtlich gemacht werden. In VLT-Outlets dürfen 
keine anderen Glücksspiele als solche des Konzessionärs im Sinne des § 14 

(3) Für Ausspielungen mit Video Lotterie Terminals gelten die Bestimmungen 
des § 5 Abs. 3 bis 6 über den Spielerschutz und die Bestimmungen der § 27 Abs. 2 
und 3 über die Arbeitnehmer eines Konzessionärs sinngemäß. Für die 
Spielteilnehmer müssen Spielbeschreibungen aller Spiele der VLT jederzeit in 
deutscher Sprache ersichtlich gemacht werden. In VLT-Outlets dürfen keine 
anderen Glücksspiele als solche des Konzessionärs im Sinne des § 14 angeboten 
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angeboten werden. werden. 

(4) … (4) … 
§ 21. (1) bis (9) … § 21. (1) bis (9) … 
 (10) Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, durch Verordnung bau- 

und spieltechnische Merkmale von Glücksspielautomaten in Spielbanken näher zu 
regeln sowie Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten festzulegen. 
Glücksspielautomaten in Spielbanken sind verpflichtend an die 
Bundesrechenzentrum GmbH elektronisch anzubinden. Der Bundesminister für 
Finanzen kann im Wege einer Verordnung den Zeitpunkt dieser Anbindung 
festlegen. Darüber hinaus kann der Bundesminister für Finanzen zu den Details der 
elektronischen Anbindung und den zu übermittelnden Datensätzen in dieser 
Verordnung Mindeststandards festsetzen, wobei auch der Zugriff der Behörde auf 
einzelne Glücksspielautomaten in Spielbanken zu regeln ist. Die für die Errichtung 
auf 10 Jahre verteilten Kosten sowie die Kosten für den laufenden Betrieb des 
Datenrechenzentrums sind vom Bundesminister für Finanzen den Konzessionären 
auf Grundlage einer durchzuführenden Abrechnung über die durch die 
Konzessionäre verursachten Kosten jährlich bescheidmäßig vorzuschreiben. Im 
Rahmen des laufenden Betriebs des Datenrechenzentrums kann der Bundesminister 
für Finanzen ferner jederzeit eine technische Überprüfung von 
Glücksspielautomaten in Spielbanken, der über diese laufende Software sowie 
deren zentraler Vernetzung vornehmen oder die Vorlage eines unabhängigen 
technischen Gutachtens über die Einhaltung der glücksspielrechtlichen 
Bestimmungen verlangen. Mit der Errichtung des Datenrechenzentrums und der 
elektronischen Anbindung sind dem Bundesminister für Finanzen Quellcodes oder 
Referenzprogramme der Spielprogramme der daran anzubindenden 
Glücksspielautomaten in Spielbanken gesondert vorab zu hinterlegen. 

§ 27. (1) Die Arbeitnehmer des Konzessionärs müssen Staatsbürger eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines Staates des Europäischen 
Wirtschaftsraumes oder der Schweiz sein. 

 

(2) Den Arbeitnehmern des Konzessionärs ist es untersagt, Aktien des 
Konzessionsunternehmens zu erwerben. Es dürfen ihnen weder Anteile vom 
Ertrag der Unternehmung noch von diesem Ertrag abhängige Vergütungen 
(Provisionen, Tantiemen und dergleichen) in irgendeiner Form gewährt werden. 
Der Konzessionär kann seinen Arbeitnehmern jedoch aus dem Ertrag jener 
Glücksspiele, die außer französischem Roulette, Baccarat und Baccarat chemin de 

§ 27. (1) Den Arbeitnehmern des Konzessionärs ist es untersagt, Aktien des 
Konzessionsunternehmens zu erwerben. Es dürfen ihnen weder Anteile vom Ertrag 
der Unternehmung noch von diesem Ertrag abhängige Vergütungen (Provisionen, 
Tantiemen und dergleichen) in irgendeiner Form gewährt werden. Der 
Konzessionär kann seinen Arbeitnehmern jedoch aus dem Ertrag jener 
Glücksspiele, die außer französischem Roulette, Baccarat und Baccarat chemin de 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
fer noch in den Spielbanken betrieben werden, Beiträge zur Cagnotte (Abs. 3) 
gewähren. 

fer noch in den Spielbanken betrieben werden, Beiträge zur Cagnotte (Abs. 3) 
gewähren. 

(3) Den Arbeitnehmern des Konzessionärs ist es weiters untersagt, von den 
Spielern Zuwendungen, welcher Art auch immer, entgegen zu nehmen. Es ist 
jedoch gestattet, dass die Spieler Zuwendungen, die für die Gesamtheit der 
Arbeitnehmer des Konzessionärs bestimmt sind, in besonderen, für diesen Zweck 
in den Spielsälen vorgesehenen Behältern hinterlegen (Cagnotte). 

(2) Den Arbeitnehmern des Konzessionärs ist es weiters untersagt, von den 
Spielern Zuwendungen, welcher Art auch immer, entgegen zu nehmen. Es ist 
jedoch gestattet, dass die Spieler Zuwendungen, die für die Gesamtheit der 
Arbeitnehmer des Konzessionärs bestimmt sind, in besonderen, für diesen Zweck in 
den Spielsälen vorgesehenen Behältern hinterlegen (Cagnotte). 

(4) Die Aufteilung der Cagnotte (Abs. 3) unter die Arbeitnehmer des 
Konzessionärs ist durch Kollektivvertrag und durch eine Betriebsvereinbarung zu 
regeln. Dem Konzessionär steht kein wie immer gearteter Anspruch auf diese 
Zuwendungen zu. Von der Verteilung der Cagnotte sind Vorstandsmitglieder, 
leitende Angestellte mit Sonderverträgen sowie Arbeitnehmer von Nebenbetrieben 
ausgenommen. 

(3) Die Aufteilung der Cagnotte (Abs. 3) unter die Arbeitnehmer des 
Konzessionärs ist durch Kollektivvertrag und durch eine Betriebsvereinbarung zu 
regeln. Dem Konzessionär steht kein wie immer gearteter Anspruch auf diese 
Zuwendungen zu. Von der Verteilung der Cagnotte sind Vorstandsmitglieder, 
leitende Angestellte mit Sonderverträgen sowie Arbeitnehmer von Nebenbetrieben 
ausgenommen. 

§ 40. (1) … § 40. (1) … 
(2) Das für die Erhebung der Glücksspielabgaben zuständige Finanzamt hat 

zu prüfen, ob die Spielanteile von sonstigen Nummernlotterien den 
Bestimmungen des Bewilligungsbescheides sowie den gesetzlichen Vorschriften 
entsprechen. Trifft dies zu, so sind die Spielanteile mit einem Kontrollvermerk zu 
versehen. 

(2) Das für die Erhebung der Glücksspielabgaben zuständige Finanzamt hat zu 
prüfen, ob die Spielanteile von sonstigen Nummernlotterien, Tombolaspiele, 
Glückshäfen und Juxausspielungen den Bestimmungen des Bewilligungsbescheides 
sowie den gesetzlichen Vorschriften entsprechen. Trifft dies zu, so sind die 
Spielanteile mit einem Kontrollvermerk zu versehen. 

(3) Bei Tombolaspielen, Glückshäfen und Juxausspielungen dürfen nur die 
von der Österreichischen Staatsdruckerei aufgelegten und mit Kontrollvermerk 
versehenen Spielanteile verwendet werden. 

 

(4) Die Österreichische Staatsdruckerei darf die mit Kontrollvermerk 
versehenen Spielanteile erst ausfolgen, wenn 

 

 1. die Entrichtung der Glücksspielabgaben nachgewiesen oder sichergestellt 
wurde und 

 

 2. die Bewilligung für die Ausspielung vorliegt.  
§ 50. (1) Für Strafverfahren und Betriebsschließungen nach diesem 

Bundesgesetz sind in erster Instanz die Bezirksverwaltungsbehörden, im örtlichen 
Wirkungsbereich einer Bundespolizeidirektion diese, und in zweiter Instanz die 
Unabhängigen Verwaltungssenate gemäß § 51 Abs. 1 VStG zuständig. 

§ 50. (1) Für Strafverfahren und Betriebsschließungen nach diesem 
Bundesgesetz sind in erster Instanz die Bezirksverwaltungsbehörden, im örtlichen 
Wirkungsbereich einer Landespolizeidirektion diese, und in zweiter Instanz die 
Unabhängigen Verwaltungssenate gemäß § 51 Abs. 1 VStG zuständig. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
(4) Die Behörde nach Abs. 1 und die in Abs. 2 und 3 genannten Organe sind (4) Die Behörde nach Abs. 1 und die in Abs. 2 und 3 genannten Organe sind 
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zur Durchführung ihrer Überwachungsaufgaben berechtigt, Betriebsstätten und 
Betriebsräume sowie Räumlichkeiten zu betreten, auch wenn dies sonst der 
Allgemeinheit untersagt ist, soweit dies zur Überwachung der Einhaltung der 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes erforderlich ist. Veranstalter, Anbieter und 
Personen, die Glücksspieleinrichtungen bereithalten, haben der Behörde nach 
Abs. 1, dem Amtssachverständigen (§ 1 Abs. 3) und den Organen der öffentlichen 
Aufsicht umfassend Auskünfte zu erteilen, umfassende Überprüfungen und 
Testspiele zu ermöglichen und Einblick in die geführten Aufzeichnungen sowie 
die nach diesem Bundesgesetz aufzulegenden Spielbeschreibungen zu gewähren. 

zur Durchführung ihrer Überwachungsaufgaben berechtigt, Betriebsstätten und 
Betriebsräume sowie Räumlichkeiten zu betreten, auch wenn dies sonst der 
Allgemeinheit untersagt ist, soweit dies zur Überwachung der Einhaltung der 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes erforderlich ist. Veranstalter und Inhaber 
sowie Personen, die Glücksspieleinrichtungen bereithalten, haben der Behörde nach 
Abs. 1, dem Amtssachverständigen (§ 1 Abs. 3) und den Organen der öffentlichen 
Aufsicht umfassend Auskünfte zu erteilen, umfassende Überprüfungen und 
Testspiele unter Bereitstellung von Geld oder Spieleinsätzen zu ermöglichen und 
Einblick in die geführten Aufzeichnungen, in die Aufzeichnungen der 
Glücksspieleinrichtungen und in die nach diesem Bundesgesetz aufzulegenden 
Spielbeschreibungen zu gewähren sowie dafür zu sorgen, dass eine anwesende 
Person diesen Verpflichtungen gegenüber Kontrollorganen nachkommt. 

(5) … (5) … 
(6) Eine von der Bezirksverwaltungsbehörde oder von der 

Bundespolizeidirektion beabsichtigte Aufhebung einer Beschlagnahme oder die 
Einstellung eines Strafverfahrens ist im Falle des Vorliegens einer Anzeige einer 
Abgabenbehörde dieser zuvor unverzüglich zur Stellungnahme zu übermitteln. 

(6) Eine von der Bezirksverwaltungsbehörde oder von der 
Landespolizeidirektion beabsichtigte Aufhebung einer Beschlagnahme oder die 
Einstellung eines Strafverfahrens ist im Falle des Vorliegens einer Anzeige einer 
Abgabenbehörde dieser zuvor unverzüglich zur Stellungnahme zu übermitteln. 

(7) bis (9) … (7) bis (9) … 
 (10) Erwachsen einer Behörde bei einer Amtshandlung im Zusammenhang mit 

dem Beschlagnahme- oder Einziehungsverfahren Barauslagen, so sind diese den 
Bestraften zur ungeteilten Hand im Strafbescheid, allenfalls mittels gesonderten 
Bescheids, aufzuerlegen. 

 (11) Verwaltungsbehörden haben die zu ihrer Kenntnis gelangenden 
Verdachtsfälle verbotener Ausspielungen den Bezirksverwaltungsbehörden 
unverzüglich anzuzeigen. 

§ 52. (1) Es begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Behörde mit 
Geldstrafe bis zu 22 000 Euro zu bestrafen, 

§ 52. (1) Es begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Behörde in 
den Fällen der Z 1 mit einer Geldstrafe von bis zu 40 000 Euro und in den Fällen 
der Z 2 bis 11 mit bis zu 22 000 Euro zu bestrafen, 

 1. bis 11. …  1. bis 11. … 
(2) bis (5) … (2) bis (5) … 
§ 56a. (1) bis (3) … § 56a. (1) bis (3) … 
(4) In einem Bescheid nach Abs. 3 können auch andere nach Abs. 1 zulässige 

Maßnahmen angeordnet werden. Ein Bescheid ist aufzuheben, wenn eine 
(4) In einem Bescheid nach Abs. 3 können auch andere nach Abs. 1 zulässige 

Maßnahmen angeordnet werden. 
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fortdauernde Gefährdung der Interessen des Glücksspielmonopols nicht mehr 
besteht. 

(5) … (5) … 
 (6) Die Bescheide gemäß Abs. 3 treten, wenn sie nicht kürzer befristet sind, 

mit Ablauf eines Jahres außer Wirksamkeit. Durch einen Wechsel in der Person des 
Inhabers der von den einstweiligen Zwangs- und Sicherheitsmaßnahmen 
betroffenen Anlagen, Anlagenteile oder Gegenstände wird die Wirksamkeit dieser 
Bescheide nicht berührt. 

 (7) Liegen die Voraussetzungen für die Erlassung eines Bescheides gemäß 
Abs. 3 nicht mehr vor und ist zu erwarten, dass in Hinkunft jene 
glücksspielrechtlichen Vorschriften, deren Nichteinhaltung für die Maßnahmen 
nach Abs. 3 bestimmend war, von der Person eingehalten werden, die die 
betriebliche Tätigkeit ausüben oder die Betriebsanlage betreiben will, so hat die 
Behörde auf Antrag dieser Person die mit Bescheid gemäß Abs. 3 getroffenen 
Maßnahmen ehestens zu widerrufen. 

§ 61. … § 61. … 
 1. der Bundesminister für Arbeit und Soziales hinsichtlich des § 27 Abs. 4,  1. der Bundesminister für Arbeit und Soziales hinsichtlich des § 27 Abs. 3, 
 2. und 3. …  2. und 3. … 

Artikel 8 (Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 1987) 
§ 6. (1) und (2) … § 6. (1) und (2) … 
(3) Haben sich in den Fällen der Abs. 1 und 2 die Verhältnisse zwischen dem 

unmittelbar vorausgegangenen Feststellungszeitpunkt und dem Zeitpunkt des 
Erwerbsvorganges (Stichtag) dergestalt geändert, daß nach den Vorschriften des 
Bewertungsgesetzes die Voraussetzungen für eine Wertfortschreibung oder eine 
Artfortschreibung gegeben sind, so ist auf den Zeitpunkt des Erwerbsvorganges 
(Stichtag) ein besonderer Einheitswert unter sinngemäßer Anwendung der 
Grundsätze für Fortschreibungen zu ermitteln, in den Fällen des Abs. 2 aber nur 
dann, wenn sich die Wertabweichung auch auf den Teil der wirtschaftlichen 
Einheit erstreckt. Wird ein besonderer Einheitswert festgestellt, ist - abgesehen 
vom Fall des § 4 Abs. 2 Z 2 - das Dreifache des besonderen Einheitswertes 
(Teilbetrages des besonderen Einheitswertes) anzusetzen. 

(3) Haben sich in den Fällen der Abs. 1 und 2 die Verhältnisse zwischen dem 
unmittelbar vorausgegangenen Feststellungszeitpunkt und dem Zeitpunkt des 
Erwerbsvorganges (Stichtag) dergestalt geändert, dass nach den Vorschriften des 
Bewertungsgesetzes die Voraussetzungen für eine Wertfortschreibung oder eine 
Artfortschreibung oder spätestens durch den Erwerbsvorgang die Voraussetzungen 
für eine Nachfeststellung gegeben sind, so ist auf den Zeitpunkt des 
Erwerbsvorganges (Stichtag) ein besonderer Einheitswert unter sinngemäßer 
Anwendung der Grundsätze für Fortschreibungen oder Nachfeststellungen zu 
ermitteln; in den Fällen des Abs. 2 aber nur dann, wenn sich die Wertabweichung 
auch auf den Teil der wirtschaftlichen Einheit erstreckt. Wird ein besonderer 
Einheitswert ermittelt, ist – abgesehen vom Fall des § 4 Abs. 2 Z 2 – das Dreifache 
des besonderen Einheitswertes (Teilbetrages des besonderen Einheitswertes) 
anzusetzen. 
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Artikel 9 (Änderung des Versicherungssteuergesetzes 1953) 
§ 6. (1) bis (2)… § 6. (1) bis (2)… 
(3) 1. a) … (3) 1. a) … 

 b) anderen Kraftfahrzeugen mit einem höchsten zulässigen 
Gesamtgewicht bis 3,5 Tonnen, ausgenommen bei Zugmaschinen und 
Motorkarren, um 0,55 Euro je Kilowatt der um 24 Kilowatt 
verringerten Motorleistung, mindestens um 5,50 Euro, bei anderen 
Kraftfahrzeugen als Personenkraftwagen oder 
Kombinationskraftwagen höchstens aber um 60 Euro. Für mit einem 
Fremdzündungsmotor ausgestattete Personenkraftwagen und 
Kombinationskraftwagen, die vor dem 1. Jänner 1987 erstmals im 
Inland zum Verkehr zugelassen wurden, erhöht sich die 
motorbezogene Versicherungssteuer um 20%, sofern nicht 
nachgewiesen wird, dass das Kraftfahrzeug die gemäß § 1d Abs. 1 Z 3 
Kategorie A oder B der KDV 1967, BGBl. Nr. 399, in der Fassung der 
34. Novelle, BGBl. Nr. 579/1991, vorgeschriebenen 
Schadstoffgrenzwerte einhält. 

 b) Kraftfahrzeugen mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht bis 3,5 
Tonnen, die sowohl über einen Verbrennungsmotor als auch über einen 
Elektromotor verfügen (Elektro-Hybridfahrzeuge), um 0,275 Euro je 
Kilowatt der um 24 Kilowatt verringerten Nenndauerleistung des 
Gesamtsystems aus Verbrennungsmotor und Elektromotor, mindestens 
um 5,50 Euro; 

  c) anderen Kraftfahrzeugen mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht 
bis 3,5 Tonnen, ausgenommen bei Zugmaschinen und Motorkarren, um 
0,55 Euro je Kilowatt der um 24 Kilowatt verringerten Motorleistung, 
mindestens um 5,50 Euro, bei anderen Kraftfahrzeugen als 
Personenkraftwagen oder Kombinationskraftwagen höchstens aber um 
60 Euro. Für mit einem Fremdzündungsmotor ausgestattete 
Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen, die vor dem 
1. Jänner 1987 erstmals im Inland zum Verkehr zugelassen wurden, 
erhöht sich die motorbezogene Versicherungssteuer um 20%, sofern 
nicht nachgewiesen wird, dass das Kraftfahrzeug die gemäß § 1d Abs. 1 
Z 3 Kategorie A oder B der KDV 1967, BGBl. Nr. 399, in der Fassung 
der 34. Novelle, BGBl. Nr. 579/1991, vorgeschriebenen 
Schadstoffgrenzwerte einhält. 

 2, bis 8,…  2. bis 8.… 
(4) und (5) … (4) und (5) … 

Artikel 10 (Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 1992) 
§ 5. (1) 1. bis 2. a) aa) bis cc) … § 5. (1) 1. bis 2. a) aa) bis cc) … 
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 dd) für mit einem Fremdzündungsmotor ausgestattete 

Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen, die vor dem 
1. Jänner 1987 erstmals im Inland zum Verkehr zugelassen 
wurden, erhöht sich ab dem 1. Jänner 1995 die Steuer gemäß 
sublit. aa, bb und cc um 20 vH, sofern nicht nachgewiesen wird, 
dass das Kraftfahrzeug die gemäß § 1d Abs. 1 Z 3 Kategorie A 
oder B der KDV 1967, BGBl. Nr. 399, in der Fassung der 
34. Novelle, BGBl. Nr. 579/1991, vorgeschriebenen 
Schadstoffgrenzwerte einhält; 

 dd) die sowohl über einen Verbrennungsmotor als auch über einen 
Elektromotor verfügen (Elektro-Hybridfahrzeuge), ab 1. Jänner 
2013 0,3 Euro je Kilowatt der um 24 Kilowatt verringerten 
Nenndauerleistung des Gesamtsystems aus Verbrennungsmotor und 
Elektromotor, mindestens 6 Euro; 

  ee) für mit einem Fremdzündungsmotor ausgestattete 
Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen, die vor dem 
1. Jänner 1987 erstmals im Inland zum Verkehr zugelassen wurden, 
erhöht sich ab dem 1. Jänner 1995 die Steuer gemäß sublit. aa, bb 
und cc um 20 vH, sofern nicht nachgewiesen wird, dass das 
Kraftfahrzeug die gemäß § 1d Abs. 1 Z 3 Kategorie A oder B der 
KDV 1967, BGBl. Nr. 399, in der Fassung der 34. Novelle, BGBl. 
Nr. 579/1991, vorgeschriebenen Schadstoffgrenzwerte einhält; 

 b) …  b) … 
(2) bis (6) … (2) bis (6) … 

Artikel 11 (Änderung des Flugabgabegesetzes) 
§ 3. 1. bis 7. … § 3. 1. bis 7. … 
  8. Der Abflug von staatlichen Luftfahrzeugen im Sinne des Art. 3 des 

Abkommens über die internationale Zivilluftfahrt, BGBl. Nr. 97/1949. 
§ 5. (1) Die Flugabgabe beträgt je Passagier für Abflüge mit einem 

Zielflugplatz innerhalb der 
 

Kurzstrecke gemäß Anlage 1 8 Euro 
Mittelstrecke gemäß Anlage 2 20 Euro 
Langstrecke 35 Euro 

 

§ 5. (1) Die Flugabgabe beträgt je Passagier für Abflüge mit einem 
Zielflugplatz innerhalb der 
 

Kurzstrecke gemäß Anlage 1 7 Euro 
Mittelstrecke gemäß Anlage 2 15 Euro 
Langstrecke 35 Euro 

 

(2) … (2) … 
(3) Die Abgabe für Kurzstreckenflüge in Höhe von 8 Euro versteht sich 

einschließlich einer allenfalls anfallenden Umsatzsteuer 
(3) Die Abgabe für Kurzstreckenflüge in Höhe von 7 Euro versteht sich 

einschließlich einer allenfalls anfallenden Umsatzsteuer 
§ 7. (1) bis (3) … § 7. (1) bis (3) … 
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(4) Eine gemäß § 201 der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBl. 194/1961, 

festgesetzte Abgabe hat den in Abs. 2 genannten Fälligkeitstag. 
(4) Der Abgabenschuldner hat bis zum 31. März jeden Kalenderjahres eine 

Abgabenerklärung für das vorangegangene Kalenderjahr dem Finanzamt 
elektronisch zu übermitteln. 

(5) Der Abgabenschuldner wird nach Ablauf des Kalenderjahres veranlagt. 
Er hat bis zum 31. März jeden Jahres eine Abgabenerklärung für das 
vorangegangene Kalenderjahr dem Finanzamt elektronisch zu übermitteln. Auf 
die Abgabenschuld werden die im Veranlagungszeitraum entrichteten Beträge 
angerechnet. 

(5) Eine gemäß § 201 der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBl. 194/1961, 
festgesetzte Abgabe hat den in Abs. 2 genannten Fälligkeitstag. 

Anlage 1 Anlage 1 
Sozialistische Libysch-Arabische Volks-Dschamahirija (Libyen) Libyen 

Anlage 2 Anlage 2 
Republik Sudan Republik Sudan 
 Republik Südsudan 
Republik Tadschikistan Republik Tadschikistan 

Artikel 12 (Änderung des Neugründungs-Förderungsgesetzes) 
§ 4. (1) 1. und 2. … § 4. (1) 1. und 2. … 

 3. jene Abgaben, Gebühren und Beiträge, bei denen die Wirkungen nach § 1 
Z 1 bis 6 eintreten sollen. 

 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

Artikel 13 (Änderung des Stiftungseingangssteuergesetzes) 
§ 1. (1) bis (5) … § 1. (1) bis (5) … 
(6) 1. und 2. … (6) 1. und 2. … 

 3. Zuwendungen von Todes wegen  3. Zuwendungen von Todes wegen von Kapitalvermögen im Sinne des § 27 
Abs. 3 und 4 des Einkommensteuergesetzes 1988, ausgenommen Anteile 
an in- und ausländischen Kapitalgesellschaften, wenn auf die daraus 
bezogenen Einkünfte der besondere Steuersatz des § 27a Abs. 1 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 anwendbar ist. 

 a) von Kapitalvermögen, soweit dessen Erträge im Zeitpunkt des Todes 
des Zuwendenden der Steuerabgeltung gemäß § 97 Abs. 1 erster Satz 
sowie § 97 Abs. 2 erster bis dritter Satz des 
Einkommensteuergesetzes 1988 in der Fassung des Bundesgesetzes, 
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BGBl. Nr. 12/1993, unterliegen, sowie von vergleichbaren 
Kapitalvermögen, soweit dessen Erträge im Zeitpunkt des Todes des 
Zuwendenden der besonderen Einkommensteuer gemäß § 37 Abs. 8 
des Einkommensteuergesetzes 1988 unterliegen; dies gilt für 
Forderungswertpapiere nur dann, wenn sie bei der Begebung sowohl in 
rechtlicher als auch in tatsächlicher Hinsicht einem unbestimmten 
Personenkreis angeboten werden; 

 b) von Anteilen an in- und ausländischen Kapitalgesellschaften, wenn der 
Erwerber nachweist, dass der Zuwendende im Zeitpunkt des 
Entstehens der Steuerschuld unter 1 vH am gesamten Nennkapital der 
Gesellschaft beteiligt ist; 

 

 4. und 5. …  4. und 5. … 

Artikel 14 (Änderung der Bundesabgabenordnung) 
 § 9a. (1) Soweit Personen auf die Erfüllung der Pflichten der 

Abgabepflichtigen und der in den §§ 80 ff bezeichneten Vertreter tatsächlich 
Einfluss nehmen, haben sie diesen Einfluss dahingehend auszuüben, dass diese 
Pflichten erfüllt werden. 

 (2) Die in Abs. 1 bezeichneten Personen haften für Abgaben insoweit, als die 
Abgaben infolge ihrer Einflussnahme nicht eingebracht werden können. 

§ 97. (1) und (2) … § 97. (1) und (2) … 
(3) An Stelle der Zustellung der schriftlichen Ausfertigung einer 

behördlichen Erledigung kann deren Inhalt auch telegraphisch oder fernschriftlich 
mitgeteilt werden. Darüber hinaus kann durch Verordnung des Bundesministers 
für Finanzen die Mitteilung des Inhalts von Erledigungen auch im Wege 
automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch 
möglichen Weise vorgesehen werden, wobei zugelassen werden kann, daß sich 
die Behörde einer bestimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder 
privatrechtlichen Übermittlungsstelle bedienen darf. In der Verordnung sind 
technische oder organisatorische Maßnahmen festzulegen, die gewährleisten, daß 
die Mitteilung in einer dem Stand der Technik entsprechenden sicheren und 
nachprüfbaren Weise erfolgt und den Erfordernissen des Datenschutzes genügt. 
Die Mitteilung des Inhalts von Erledigungen in der durch Verordnung 
vorgesehenen Weise ist überdies nur zulässig, wenn ihr der Empfänger 
ausdrücklich zugestimmt hat. Mit der Zustimmung übernimmt der Empfänger 

(3) An Stelle der Zustellung der schriftlichen Ausfertigung einer behördlichen 
Erledigung kann deren Inhalt auch telegraphisch oder fernschriftlich mitgeteilt 
werden. Darüber hinaus kann durch Verordnung des Bundesministers für Finanzen 
die Mitteilung des Inhalts von Erledigungen auch im Wege 
automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch 
möglichen Weise vorgesehen werden, wobei zugelassen werden kann, daß sich die 
Behörde einer bestimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen 
Übermittlungsstelle bedienen darf. In der Verordnung sind technische oder 
organisatorische Maßnahmen festzulegen, die gewährleisten, daß die Mitteilung in 
einer dem Stand der Technik entsprechenden sicheren und nachprüfbaren Weise 
erfolgt und den Erfordernissen des Datenschutzes genügt. Der Empfänger trägt die 
Verantwortung für die Datensicherheit des mitgeteilten Inhalts der Erledigung im 
Sinn des Datenschutzgesetzes 2000. § 96 letzter Satz gilt sinngemäß. 
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auch die Verantwortung für die Datensicherheit des mitgeteilten Inhalts der 
Erledigung im Sinn des Datenschutzgesetzes 2000. § 96 letzter Satz gilt 
sinngemäß. 

§ 118a. § 118 gilt sinngemäß für bescheidmäßige Bestätigungen über das 
Vorliegen der Voraussetzungen einer Forschung und experimentellen 
Entwicklung im Sinn des § 108c Abs. 2 Z 1 EStG 1988 im Rahmen der 
eigenbetrieblichen Forschung, wenn nach der Antragstellung ein diesbezügliches 
Gutachten bei der Forschungsförderungsgesellschaft mbH in Auftrag gegeben und 
in der Folge beim Finanzamt vorgelegt wird. Der Verwaltungskostenbeitrag 
(§ 118 Abs. 10) beträgt 1 000 Euro. Im Fall des § 118 Abs. 11 beträgt der 
Verwaltungskostenbeitrag 200 Euro. 

§ 118a. § 118 gilt sinngemäß für bescheidmäßige Bestätigungen über das 
Vorliegen der Voraussetzungen einer Forschung und experimentellen Entwicklung 
im Sinn des § 108c Abs. 2 Z 1 EStG 1988 im Rahmen der eigenbetrieblichen 
Forschung, wenn nach der Antragstellung ein diesbezügliches Gutachten bei der 
Forschungsförderungsgesellschaft mbH angefordert wird. Die Anforderung des 
Gutachtens hat elektronisch zu erfolgen, wobei FinanzOnline als 
Authentifizierungsprovider fungiert. Die Forschungsförderungsgesellschaft mbH 
hat das Gutachten unter Bezugnahme auf die Anforderung durch den 
Steuerpflichtigen elektronisch im Wege von FinanzOnline der Abgabenbehörde zu 
übermitteln. Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, den Inhalt und das 
Verfahren der elektronischen Anforderung und Übermittlung mit Verordnung 
festzulegen. 

 Der Verwaltungskostenbeitrag (§ 118 Abs. 10) beträgt 1 000 Euro. Im Fall des 
§ 118 Abs. 11 beträgt der Verwaltungskostenbeitrag 200 Euro. 

§ 188. (1) bis (4) … § 188. (1) bis (4) … 
(5) Werden in einem Dokument, das Form und Inhalt eines 

Feststellungsbescheides hat, gemeinschaftliche Einkünfte auch Personen oder 
Personenvereinigungen (Personengemeinschaften) ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit zugerechnet, die nicht mehr rechtlich existent sind 
(insbesondere infolge Todes, Beendigung der Gesellschaft, 
Gesamtrechtsnachfolge) oder die nicht mehr handlungsfähig sind (zB infolge 
Sachwalterbestellung), so gilt dies als Feststellung (Abs. 1) und steht der 
Wirksamkeit als Feststellungsbescheid nicht entgegen. Ein solcher Bescheid wirkt 
lediglich gegenüber den übrigen, denen Einkünfte zugerechnet werden. 

(5) Werden in einem Dokument, das Form und Inhalt eines 
Feststellungsbescheides hat, gemeinschaftliche Einkünfte auch Personen oder 
Personenvereinigungen (Personengemeinschaften) ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit zugerechnet, die nicht oder nicht mehr rechtlich existent sind 
(insbesondere infolge Todes, Beendigung der Gesellschaft, Gesamtrechtsnachfolge) 
oder die nicht oder nicht mehr handlungsfähig sind (zB infolge 
Sachwalterbestellung), so gilt dies als Feststellung (Abs. 1) und steht der 
Wirksamkeit als Feststellungsbescheid nicht entgegen. Ein solcher Bescheid wirkt 
lediglich gegenüber den übrigen, denen Einkünfte zugerechnet werden. 

§ 191. (1) bis (4) … § 191. (1) bis (4) ... 
(5) Werden in einem Dokument, das Form und Inhalt eines 

Feststellungsbescheides (§ 188) hat, gemeinschaftliche Einkünfte auch Personen 
oder Personenvereinigungen (Personengemeinschaften) ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit zugerechnet, die nicht mehr rechtlich existent sind 
(insbesondere infolge Todes, Beendigung der Gesellschaft, 
Gesamtrechtsnachfolge) oder die nicht mehr handlungsfähig sind (zB infolge 
Sachwalterbestellung), so steht dies der Wirksamkeit als Feststellungsbescheid 

(5) Werden in einem Dokument, das Form und Inhalt eines 
Feststellungsbescheides (§ 188) hat, gemeinschaftliche Einkünfte auch Personen 
oder Personenvereinigungen (Personengemeinschaften) ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit zugerechnet, die nicht oder nicht mehr rechtlich existent sind 
(insbesondere infolge Todes, Beendigung der Gesellschaft, Gesamtrechtsnachfolge) 
oder die nicht oder nicht mehr handlungsfähig sind (zB infolge 
Sachwalterbestellung), so steht dies der Wirksamkeit als Feststellungsbescheid 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
nicht entgegen. Ein solcher Bescheid wirkt lediglich gegenüber den übrigen, 
denen Einkünfte zugerechnet werden. 

nicht entgegen. Ein solcher Bescheid wirkt lediglich gegenüber den übrigen, denen 
Einkünfte zugerechnet werden. 

§ 208. (1) a) bis e) … § 208. (1) a) bis e) … 
 f) in den Fällen des § 293c mit dem Ablauf des Jahres, in dem der 

Abgabenbehörde die Erfüllung der Tatbestandsvoraussetzungen des 
§ 293c bekannt wird. 

 

(2) … (2) … 
§ 227. (1) bis (3) … § 227. (1) bis (3) … 
(4) … (4) … 

 a) wenn dem Abgabepflichtigen spätestens eine Woche vor dem Eintritt 
der Fälligkeit oder, wenn eine Mahnung bis dahin nicht erfolgt sein 
sollte, spätestens eine Woche vor dem Ablauf einer gesetzlich 
zustehenden oder durch Bescheid zuerkannten Zahlungsfrist eine 
Verständigung (Buchungsmitteilung, Lastschriftanzeige) zugesendet 
wurde, die ihn über Art, Höhe und Zeitpunkt der 
Zahlungsverpflichtung unterrichtet; 

 a) wenn dem Abgabepflichtigen spätestens eine Woche vor dem Eintritt 
der Fälligkeit oder, wenn eine Mahnung bis dahin nicht erfolgt sein 
sollte, spätestens eine Woche vor dem Ablauf einer gesetzlich 
zustehenden oder durch Bescheid zuerkannten Zahlungsfrist eine 
Verständigung (Buchungsmitteilung, Lastschriftanzeige) zugesendet 
wurde, die ihn über Art, Höhe und Zeitpunkt der Zahlungsverpflichtung 
unterrichtet. Der Zusendung einer Buchungsmitteilung 
(Lastschriftanzeige) steht die elektronische Zustellung einer 
Verständigung gleich, die den Abgabepflichtigen über Art, Höhe und 
Zeitpunkt der Zahlungsverpflichtung unterrichtet; 

 b) bis g) …  b) bis g) … 
§ 282. (1) und (2) … § 282. (1) und (2) … 
(3) Berichtigungen (§ 293, § 293b und § 293c) und Aufhebungen (§ 300) der 

gemäß Abs. 1 oder 2 ergangenen Bescheide obliegen dem Referenten, wenn 
jedoch der gesamte Berufungssenat entschieden hat, dem Berufungssenat. 

(3) Berichtigungen (§ 293 und § 293b) und Aufhebungen (§ 300) der gemäß 
Abs. 1 oder 2 ergangenen Bescheide obliegen dem Referenten, wenn jedoch der 
gesamte Berufungssenat entschieden hat, dem Berufungssenat. 

(4) … (4) … 
§ 290. (1) und (2) … § 290. (1) und (2) … 
(3) Eine einheitliche Entscheidung unterbleibt abweichend von Abs. 1, wenn 

in einem Dokument, das Form und Inhalt eines Feststellungsbescheides (§ 188) 
hat, gemeinschaftliche Einkünfte auch Personen oder Personenvereinigungen 
(Personengemeinschaften) ohne eigene Rechtspersönlichkeit zugerechnet werden, 
die nicht mehr rechtlich existent sind (insbesondere infolge Todes, Beendigung 
der Gesellschaft, Gesamtrechtsnachfolge) oder die nicht mehr handlungsfähig sind 
(zB infolge Sachwalterbestellung). Dies steht der Wirksamkeit als 

(3) Eine einheitliche Entscheidung unterbleibt abweichend von Abs. 1, wenn 
in einem Dokument, das Form und Inhalt eines Feststellungsbescheides (§ 188) hat, 
gemeinschaftliche Einkünfte auch Personen oder Personenvereinigungen 
(Personengemeinschaften) ohne eigene Rechtspersönlichkeit zugerechnet werden, 
die nicht oder nicht mehr rechtlich existent sind (insbesondere infolge Todes, 
Beendigung der Gesellschaft, Gesamtrechtsnachfolge) oder die nicht oder nicht 
mehr handlungsfähig sind (zB infolge Sachwalterbestellung). Dies steht der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Berufungsentscheidung nicht entgegen. Ein solcher Bescheid wirkt lediglich 
gegenüber den übrigen, denen Einkünfte zugerechnet werden. 

Wirksamkeit als Berufungsentscheidung nicht entgegen. Ein solcher Bescheid wirkt 
lediglich gegenüber den übrigen, denen Einkünfte zugerechnet werden. 

§ 293c. Die Abgabenbehörde kann auf Antrag einer Partei (§ 78) oder von 
Amts wegen einen Abgaben- oder Feststellungsbescheid insoweit berichtigen, als 
in ihm ein Sachverhalt nicht mehr berücksichtigt werden darf, der sich in der 
Folge bei der- oder denselben Partei(en) mehrfach oder gar nicht abgabenrechtlich 
auswirkt, obwohl seine einmalige Berücksichtigung in einer 
periodenübergreifenden Betrachtung geboten wäre. 

 

Artikel 15 (Änderung des Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes 2010) 
§ 10. (1) Der Bundesminister für Finanzen kann mit Verordnung die 

Zuweisung von Aufgaben an Abgabenbehörden erster Instanz aufheben und diese 
Aufgaben anderen Abgabenbehörden erster Instanz übertragen, wenn es 
organisatorisch zweckmäßig ist und einer wirksamen, einfachen und Kosten 
sparenden Vollziehung dient. 

§ 10. (1) Der Bundesminister für Finanzen kann mit Verordnung die 
Zuweisung von Aufgaben an Abgabenbehörden erster Instanz aufheben und diese 
Aufgaben anderen Abgabenbehörden erster Instanz übertragen, wenn es 
organisatorisch zweckmäßig ist und einer wirksamen, einfachen und Kosten 
sparenden Vollziehung dient. Dies gilt sinngemäß für die Befugnis von Organen 
der Abgabenbehörden erster Instanz, bestimmte Aufgaben auch für andere 
Abgabenbehörden erster Instanz wahrzunehmen. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 15. (1) 1. und 2. … § 15. (1) 1. und 2. … 

 3. die Wahrnehmung der Angelegenheiten des Steuerabzuges bei beschränkt 
Steuerpflichtigen (§§ 99 ff EStG 1988); 

 3. die Wahrnehmung der Angelegenheiten des von unter Z 1 genannten 
Steuersubjekten vorzunehmenden Steuerabzuges bei beschränkt 
Steuerpflichtigen (§ 99 ff EStG 1988); 

 4. bis 6. …  4. bis 6. … 
(2) und (3) … (2) und (3) … 
 (4) Dem Finanzamt Wien 8/16/17 obliegt für den Amtsbereich der 

Finanzämter mit allgemeinem Aufgabenkreis mit Sitz in Wien die Erhebung der 
Normverbrauchsabgabe in den Fällen des innergemeinschaftlichen Erwerbes gemäß 
§ 1 Z 2 Normverbrauchsabgabegesetz 1991 und der erstmaligen Zulassung gemäß 
§ 1 Z 3 Normverbrauchsabgabegesetz 1991; die Einhebung und zwangsweise 
Einbringung dieser Abgaben sowie die Erhebung der Normverbrauchsabgabe beim 
innergemeinschaftlichen Erwerb und der erstmaligen Zulassung durch 
Fahrzeughändler jedoch nur für seinen Amtsbereich. 
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Artikel 16 (Änderung des Normverbrauchsabgabegesetzes 1991) 
§ 6a. (1) 1. bis 3. … § 6a. (1) 1. bis 3. … 

 4. Für Fahrzeuge mit umweltfreundlichem Antriebsmotor (Hybridantrieb; 
Verwendung von Kraftstoff der Spezifikation E 85, von Methan in Form 
von Erdgas/Biogas, Flüssiggas oder Wasserstoff) vermindert sich die 
Steuerschuld bis zum Ablauf des 31. August 2012 um höchstens 500 Euro 

 4. Für Fahrzeuge mit umweltfreundlichem Antriebsmotor (Hybridantrieb; 
Verwendung von Kraftstoff der Spezifikation E 85, von Methan in Form 
von Erdgas/Biogas, Flüssiggas oder Wasserstoff) vermindert sich die 
Steuerschuld bis zum Ablauf des 31. Dezember 2014 um höchstens 
500 Euro 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 
(6) Bei Gebrauchtfahrzeugen, die bereits im übrigen Gemeinschaftsgebiet 

zugelassen waren, wird der Malus im Verhältnis zur Wertentwicklung vermindert. 
(6) Bei Gebrauchtfahrzeugen aus dem übrigen Gemeinschaftsgebiet wird der 

Malus im Verhältnis zur Wertentwicklung des Fahrzeuges vermindert. 
§ 12a. Wird ein Fahrzeug § 12a. (1) Wird ein Fahrzeug 

 - durch den Zulassungsbesitzer selbst nachweisbar ins Ausland 
verbracht 

 - durch den Zulassungsbesitzer selbst nachweisbar ins Ausland 
verbracht 

 - nach Beendigung der gewerblichen Vermietung im Inland durch 
den Vermieter nachweisbar ins Ausland verbracht oder geliefert 

 - nach Beendigung der gewerblichen Vermietung im Inland durch 
den Vermieter nachweisbar ins Ausland verbracht oder geliefert 

 - durch einen befugten Fahrzeughändler nachweisbar ins Ausland 
verbracht oder geliefert 

 - durch einen befugten Fahrzeughändler nachweisbar ins Ausland 
verbracht oder geliefert 

 - durch einen Unternehmer, der das Fahrzeug überwiegend 
betrieblich genutzt hat, nachweisbar ins Ausland verbracht oder 
geliefert, 

 - durch einen Unternehmer, der das Fahrzeug überwiegend 
betrieblich genutzt hat, nachweisbar ins Ausland verbracht oder 
geliefert, 

dann wird die Abgabe vom gemeinen Wert zum Zeitpunkt der Beendigung der 
Zulassung zum Verkehr im Inland vergütet. 

dann wird auf Antrag die Abgabe vom gemeinen Wert zum Zeitpunkt der 
Beendigung der Zulassung zum Verkehr im Inland vergütet. 

Voraussetzung für die Vergütung ist die Bekanntgabe der Fahrgestellnummer (der 
Fahrzeugidentifizierungsnummer) und die Sperre des Fahrzeuges in der 
Genehmigungsdatenbank nach § 30a KFG 1967. 

Voraussetzung für die Vergütung ist die Bekanntgabe der Fahrgestellnummer (der 
Fahrzeugidentifizierungsnummer) und die Sperre des Fahrzeuges in der 
Genehmigungsdatenbank nach § 30a KFG 1967. 

 (2) Zuständig für die Vergütung gemäß Abs. 1 erster Teilstrich ist das 
Finanzamt, in dessen Amtsbereich der Antragsteller seinen bisherigen inländischen 
(Haupt-)Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hatte, für die Vergütung gemäß 
Abs. 1 zweiter bis vierter Teilstrich jenes Finanzamt, das für die Erhebung der 
Umsatzsteuer des Antragstellers zuständig ist. 

 (3) Der Antrag kann binnen 5 Jahren ab der Verwirklichung des 
Vergütungstatbestandes gestellt werden. 
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Artikel 17 (Änderung des Biersteuergesetzes 1995) 
§ 5. (1) Die Steuer wird auf Antrag erstattet oder vergütet für nachweislich 

im Steuergebiet versteuertes Bier, das in ein Steuerlager aufgenommen worden ist, 
ausgenommen Ausleerbier, Tropfbier oder Bierneigen. 

§ 5. (1) Die Steuer wird auf Antrag erstattet oder vergütet für nachweislich im 
Steuergebiet versteuertes Bier, das in ein Steuerlager aufgenommen worden ist, 
ausgenommen Ausleerbier, Tropfbier oder Bierneigen. Für Bier, das in ein 
Steuerlager zurückgenommen wurde (Rückbier), wird die Steuer nur dann erstattet 
oder vergütet, wenn das zugrunde liegende Rechtsgeschäft nachweislich 
rückabgewickelt wurde. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 18. (1) … § 18. (1) … 
(2) Die Bewilligung nach Abs. 1 wird auf Antrag Personen oder 

Personenvereinigungen erteilt, die ordnungsgemäß kaufmännische Bücher führen, 
rechtzeitig Jahresabschlüsse aufstellen und gegen deren steuerliche 
Zuverlässigkeit keine Bedenken bestehen. Von den Erfordernissen, Bücher zu 
führen und Jahresabschlüsse aufzustellen, kann auf Antrag bei Betrieben 
abgesehen werden, die nicht nach den Vorschriften der Bundesabgabenordnung 
zur Führung von Büchern verpflichtet sind, soweit dadurch die Erhebung der 
Biersteuer nicht gefährdet wird. Vor der Erteilung der Bewilligung ist bei 
Beförderungen nach § 16 Abs. 1 Z 2 Sicherheit zu leisten. 

(2) Die Bewilligung nach Abs. 1 wird auf Antrag Personen oder 
Personenvereinigungen erteilt, die ordnungsgemäß kaufmännische Bücher führen, 
rechtzeitig Jahresabschlüsse aufstellen und gegen deren steuerliche Zuverlässigkeit 
keine Bedenken bestehen. Von den Erfordernissen, Bücher zu führen und 
Jahresabschlüsse aufzustellen, kann auf Antrag bei Betrieben abgesehen werden, 
die nicht nach den Vorschriften der Bundesabgabenordnung zur Führung von 
Büchern verpflichtet sind, soweit dadurch die Erhebung der Biersteuer nicht 
gefährdet wird. Vor der Erteilung der Bewilligung ist Sicherheit in Höhe der 
Biersteuer zu leisten, die auf die voraussichtlich während eines Kalendermonats 
versandten Biermengen entfällt. 

(3) Der Antrag muss alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung 
geforderten Voraussetzungen enthalten; beizufügen sind die Unterlagen über den 
Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben. Anzugeben sind die Orte der 
Einfuhr, von denen Bier voraussichtlich unter Steueraussetzung versendet werden 
wird. § 12 Abs. 2, 3 und 5 bis 8 sowie § 13 gelten sinngemäß. 

(3) Der Antrag muss alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung 
geforderten Voraussetzungen enthalten. Anzugeben sind jedenfalls 

  1. der Name oder die Firma und die Anschrift des Antragstellers; 
  2. alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung geforderten 

persönlichen und sachlichen Voraussetzungen; 
  3. die Orte der Einfuhr, von denen Bier voraussichtlich unter 

Steueraussetzung versendet werden wird; 
  4. die Art und die Menge der zu versendenden Waren. 

 Die Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben sind 
dem Antrag beizufügen. Für das Erlöschen der Bewilligung gelten § 13 Abs. 1, 
Abs. 2 Z 1, 3 und 4, Abs. 3 und 4 sinngemäß. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(4) … (4) … 

Artikel 18 (Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1995) 
§ 2. (1) bis (8) … § 2. (1) bis (8) … 
(9) Der Bundesminister für Finanzen hat durch Verordnung für andere als die 

im Abs. 8 Z 1 bis 6 angeführten Mineralöle die Anwendung der Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes für Mineralöl vorzusehen, wenn eine derartige Maßnahme 
durch die Europäische Gemeinschaft nach dem Verfahren des Artikels 24 der im 
§ 1 Abs. 3 angeführten Richtlinie beschlossen wird. 

(9) Der Bundesminister für Finanzen hat durch Verordnung für andere als die 
im Abs. 8 Z 1 bis 6 angeführten Mineralöle die Anwendung der Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes für Mineralöl vorzusehen, wenn eine derartige Maßnahme 
durch die Europäische Union gemäß Artikel 20 Abs. 2 der Richtlinie 2003/96/EG 
beschlossen wird. 

(10) 1. … (10) 1. … 
 2. der im Abs. 8 Z 2 bezeichneten Art, ausgenommen die im § 3 Abs. 1 Z 1 

bis 4 und Z 7 genannten Mineralöle, und 
 2. der im Abs. 8 Z 2 bezeichneten Art, ausgenommen die im § 3 Abs. 1 Z 1 

bis 4 und Z 7 genannten Mineralöle, 
 3. der im Abs. 8 Z 4 bis 6 bezeichneten Art  3. der im Abs. 8 Z 4 bis 6 bezeichneten Art oder 
  4. für diesen nach Abs. 9 gleichgestellte Waren 
ein zusätzlicher Verzicht auf die Anwendung der Mineralöl betreffenden 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes vorgesehen wird, wenn durch diese 
Vereinbarung die Gegenseitigkeit gewährleistet und eine Beeinträchtigung 
steuerlicher Interessen der Republik Österreich nicht zu befürchten ist. Auf solche 
Mineralöle sind die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über Kraftstoffe und 
Heizstoffe anzuwenden. 

ein zusätzlicher Verzicht auf die Anwendung der Mineralöl betreffenden 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes vorgesehen wird, wenn durch diese 
Vereinbarung die Gegenseitigkeit gewährleistet und eine Beeinträchtigung 
steuerlicher Interessen der Republik Österreich nicht zu befürchten ist. Auf solche 
Mineralöle sind die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über Kraftstoffe und 
Heizstoffe anzuwenden. 

§ 7a. (1) bis (6) … § 7a. (1) bis (6) … 
(7) Nähere Bestimmungen betreffend Antragstellung, Antragsfristen, 

Verfahren, Nachweis der gemäß   3 Abs. 1 Z 4 entrichteten Mineralölsteuer, 
Nachweis des tatsächlichen Verbrauchs, Obergrenzen gemäß Abs. 2 Z 1 sowie 
Festlegung pauschaler Verbrauchssätze sind vom Bundesminister für Finanzen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft mit Verordnung festzulegen. 

(7) Nähere Bestimmungen betreffend Antragstellung, Antragsfristen, 
Verfahren, Nachweis der gemäß   3 Abs. 1 Z 4 entrichteten Mineralölsteuer, 
Nachweis des tatsächlichen Verbrauchs, Obergrenzen gemäß Abs. 3 Z 1 sowie 
Festlegung pauschaler Verbrauchssätze sind vom Bundesminister für Finanzen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft mit Verordnung festzulegen. 

§ 10. (1) und (2) … § 10. (1) und (2) … 
 (2a) Als Verwender oder Behandler im Sinne der Abs. 1 und 2 gilt auch jede 

Person oder Personenvereinigung, in deren Namen oder für deren Rechnung das 
gekennzeichnete Gasöl verbotswidrig verwendet oder behandelt wird, sowie jede 
Person oder Personenvereinigung, die an der verbotswidrigen Verwendung oder 
Behandlung des gekennzeichneten Gasöls beteiligt ist. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) … (3) … 
§ 15. (1) und (2) … § 15. (1) und (2) … 
(3) Soll Mineralöl im Anschluß an die Einfuhr oder ein Verfahren nach 

Art. 82 oder 84 des Zollkodex (§ 34 Abs. 2) in einen Verwendungsbetrieb 
verbracht werden, hat der Anmelder (§ 30 Abs. 2) dies schriftlich beim Zollamt zu 
beantragen. Dem Antrag ist der Freischein beizufügen. 

 

(4) und (5) … (4) und (5) … 
§ 33. (1) … § 33. (1) … 
(2) Die Bewilligung nach Abs. 1 wird auf Antrag Personen oder 

Personenvereinigungen erteilt, die ordnungsgemäß kaufmännische Bücher führen, 
rechtzeitig Jahresabschlüsse aufstellen und gegen deren steuerliche 
Zuverlässigkeit keine Bedenken bestehen. Von den Erfordernissen, Bücher zu 
führen und Jahresabschlüsse aufzustellen, kann auf Antrag bei Betrieben 
abgesehen werden, die nicht nach den Vorschriften der Bundesabgabenordnung 
zur Führung von Büchern verpflichtet sind, soweit dadurch die Erhebung der 
Mineralölsteuer nicht gefährdet wird. Vor der Erteilung der Bewilligung ist bei 
Beförderungen nach § 31 Abs. 1 Z 2 Sicherheit zu leisten. 

(2) Die Bewilligung nach Abs. 1 wird auf Antrag Personen oder 
Personenvereinigungen erteilt, die ordnungsgemäß kaufmännische Bücher führen, 
rechtzeitig Jahresabschlüsse aufstellen und gegen deren steuerliche Zuverlässigkeit 
keine Bedenken bestehen. Von den Erfordernissen, Bücher zu führen und 
Jahresabschlüsse aufzustellen, kann auf Antrag bei Betrieben abgesehen werden, 
die nicht nach den Vorschriften der Bundesabgabenordnung zur Führung von 
Büchern verpflichtet sind, soweit dadurch die Erhebung der Mineralölsteuer nicht 
gefährdet wird. Vor der Erteilung der Bewilligung ist Sicherheit in Höhe der 
Mineralölsteuer zu leisten, die auf die voraussichtlich während eines 
Kalendermonats versandten Mineralölmengen entfällt. 

(3) Der Antrag muss alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung 
geforderten Voraussetzungen enthalten; beizufügen sind die Unterlagen über den 
Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben. Anzugeben sind die Orte der 
Einfuhr, von denen Mineralöl voraussichtlich unter Steueraussetzung versendet 
werden wird. § 27 Abs. 2, 3 und 5 bis 7 sowie § 28 gelten sinngemäß. 

(3) Der Antrag muss alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung 
geforderten Voraussetzungen enthalten. Anzugeben sind jedenfalls 

  1. der Name oder die Firma und die Anschrift des Antragstellers; 
  2. alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung geforderten 

persönlichen und sachlichen Voraussetzungen; 
  3. die Orte der Einfuhr, von denen Mineralöl voraussichtlich unter 

Steueraussetzung versendet werden wird; 
  4. die Art und die Menge der zu versendenden Waren. 

 Die Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben sind 
dem Antrag beizufügen. 

(4) … (4) … 

389/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - M
aterialien - T

extgegenüberstellung
65 von 82

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  66 von 82 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 (5) Für das Erlöschen der Bewilligung gelten § 28 Abs. 1, Abs. 2 Z 1, 3 und 4, 

Abs. 3 und 4 sinngemäß. 
§ 41. (1) bis (4) … § 41. (1) bis (4) … 
(5) Der Steuerschuldner hat für das Mineralöl, für das die Steuerschuld 

entstanden und das nicht steuerfrei ist, unverzüglich bei dem Zollamt, in dessen 
Bereich er seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung eines solchen, 
beim Zollamt Innsbruck, eine Steueranmeldung abzugeben, die Steuer zu 
berechnen und diese bis zum 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld folgenden 
Kalendermonats zu entrichten. Wird das Verfahren nach Abs. 3 nicht eingehalten, 
ist die Steuer unverzüglich zu entrichten. Hat in diesen Fällen der Steuerschuldner 
keinen Geschäfts- oder Wohnsitz im Steuergebiet, ist das als erstes befasste 
Zollamt zuständig. Für die Anmeldung gilt § 23 Abs. 9 sinngemäß. 

(5) Der Steuerschuldner hat für das Mineralöl, für das die Steuerschuld 
entstanden und das nicht steuerfrei ist, unverzüglich bei dem Zollamt, in dessen 
Bereich er seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung eines solchen, 
beim Zollamt Innsbruck, eine Steueranmeldung abzugeben, die Steuer zu 
berechnen und diese bis zum 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld folgenden 
Kalendermonats zu entrichten. Wird das Verfahren nach Abs. 3 nicht eingehalten, 
ist die Steuer unverzüglich zu entrichten. Hat in diesen Fällen der Steuerschuldner 
keinen Geschäfts- oder Wohnsitz im Steuergebiet, ist das als erstes befasste Zollamt 
zuständig. Für die Anmeldung und Entrichtung gelten § 23 Abs. 8 und 9 
sinngemäß. 

(6) … (6) … 
§ 64n. (1) § 5 Abs. 3 und § 5 Abs. 4 erster Satz, jeweils in der Fassung des 

1. Stabilitätsgesetzes 2012, BGBl. I Nr. 22/2012, treten mit 1. Jänner 2013 in 
Kraft. § 4 Abs. 1 Z 6, § 7 einschließlich der Überschrift und § 7a einschließlich 
der Überschrift, jeweils in der Fassung des 1. Stabilitätsgesetzes 2012, BGBl. I 
Nr. 111/2010, treten mit Ablauf des 31. Dezember 2012 außer Kraft. 

§ 64n. (1) § 5 Abs. 3 und § 5 Abs. 4 erster Satz, jeweils in der Fassung des 
1. Stabilitätsgesetzes 2012, BGBl. I Nr. 22/2012, treten mit 1. Jänner 2013 in Kraft. 
§ 4 Abs. 1 Z 6, § 7 einschließlich der Überschrift und § 7a Abs. 1 bis 6, 
einschließlich der Überschrift, jeweils in der Fassung des 
Budgetbegleitgesetzes 2011, BGBl. I Nr. 111/2010, sowie § 7a Abs. 7, in der 
Fassung des Abgabenänderungsgesetzes 2012, BGBl. I Nr. xxx/2012, treten mit 
Ablauf des 31. Dezember 2012 außer Kraft. 

(2) § 4 Abs. 1 Z 6, § 5 Abs. 3, § 5 Abs. 4 erster Satz und § 7, jeweils in der 
Fassung des 1. Stabilitätsgesetzes 2012, BGBl. I Nr. 111/2010, sind weiterhin auf 
Waren anzuwenden, für welche die Steuerschuld vor dem 1. Jänner 2013 
entstanden ist. Sofern der Vergütungsberechtigte für das Jahr 2011 eine Vergütung 
gemäß § 7a Abs. 3 Z 1 beantragt hat, ist § 7a in der Fassung des 
1. Stabilitätsgesetzes 2012, BGBl. I Nr. 111/2010, weiterhin anzuwenden, wenn 
der Vergütungsberechtigte für das Jahr 2012 eine Vergütung gemäß § 7a Abs. 3 
Z 1 beantragt und der tatsächliche Verbrauch vor dem 1. Jänner 2013 erfolgt. 

(2) § 4 Abs. 1 Z 6, § 5 Abs. 3, § 5 Abs. 4 erster Satz und § 7, jeweils in der 
Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2011, BGBl. I Nr. 111/2010, sind weiterhin auf 
Waren anzuwenden, für welche die Steuerschuld vor dem 1. Jänner 2013 
entstanden ist. Sofern der Vergütungsberechtigte für das Jahr 2011 eine Vergütung 
gemäß § 7a Abs. 3 Z 1 beantragt hat, sind § 7a Abs. 1 bis 6, in der Fassung des 
Budgetbegleitgesetzes 2011, BGBl. I Nr. 111/2010, und § 7a Abs. 7, in der Fassung 
des Abgabenänderungsgesetzes 2012, BGBl. I Nr. xxx/2012, weiterhin 
anzuwenden, wenn der Vergütungsberechtigte für das Jahr 2012 eine Vergütung 
gemäß § 7a Abs. 3 Z 1 beantragt und der tatsächliche Verbrauch vor dem 
1. Jänner 2013 erfolgt. 

Artikel 19 (Änderung des Alkoholsteuergesetzes) 
§ 1. (1) bis (5) … § 1. (1) bis (5) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(6) 1. und 2. … (6) 1. und 2. … 
3. der Position 2204 der Kombinierten Nomenklatur mit einem 

Alkoholgehalt von nicht mehr als 24% vol, der als Brennwein im Sinne, in ein 
Steuerlager zur Verarbeitung aufgenommen wurde. 

3. der Position 2204 der Kombinierten Nomenklatur mit einem Alkoholgehalt 
von nicht mehr als 24% vol, der als Brennwein in ein Steuerlager zur Verarbeitung 
aufgenommen wurde. 

(7) bis (9) … (7) bis (9) … 
§ 6. (1) Die Vergütung der Steuer für nachweislich mit dem Regelsatz 

belastete Aromen zur Aromatisierung von Getränken und anderen Lebensmitteln 
nach § 4 Abs. 1 Z 6 oder von Pralinen oder anderen Lebensmitteln nach § 4 Abs. 1 
Z 7 vom Inhaber eines Betriebes, der diese Erzeugnisse hergestellt hat, ist bei dem 
Zollamt, in dessen Bereich sich der Betrieb befindet, schriftlich zu beantragen. 

§ 6. (1) Die Vergütung der Steuer für nachweislich mit dem Regelsatz 
belastete 

  1. Aromen zur Aromatisierung von Getränken oder anderen Lebensmitteln 
nach § 4 Abs. 1 Z 6 

  2. Pralinen oder andere Lebensmittel nach § 4 Abs. 1 Z 7 
 ist vom Inhaber eines Betriebes, der diese Erzeugnisse hergestellt hat, bei dem 

Zollamt, in dessen Bereich sich der Betrieb befindet, schriftlich zu beantragen. 
(2) 1. bis 3. … (2) 1. bis 3. … 

 4. alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung geforderten 
persönlichen und sachlichen Voraussetzungen, 

 4. alle Angaben über die für die Gewährung der Vergütung geforderten 
persönlichen und sachlichen Voraussetzungen, 

 5. …  5. … 
(3) … (3) … 
§ 14. (1) und (2) … § 14. (1) und (2) … 
(3) Soll Alkohol im Anschluss an die Einfuhr oder ein Verfahren nach 

Art. 82 oder 84 des Zollkodex (§ 42 Abs. 2) in einen Verwendungsbetrieb 
verbracht werden, hat der Anmelder (§ 38 Abs. 2) dies schriftlich beim Zollamt zu 
beantragen. Dem Antrag ist der Freischein beizufügen. 

 

(4) und (5) … (4) und (5) … 
§ 41. (1) … § 41. (1) … 
(2) Die Bewilligung nach Abs. 1 wird auf Antrag Personen oder 

Personenvereinigungen erteilt, die ordnungsgemäß kaufmännische Bücher führen, 
rechtzeitig Jahresabschlüsse aufstellen und gegen deren steuerliche 
Zuverlässigkeit keine Bedenken bestehen. Von den Erfordernissen, Bücher zu 
führen und Jahresabschlüsse aufzustellen, kann auf Antrag bei Betrieben 

(2) Die Bewilligung nach Abs. 1 wird auf Antrag Personen oder 
Personenvereinigungen erteilt, die ordnungsgemäß kaufmännische Bücher führen, 
rechtzeitig Jahresabschlüsse aufstellen und gegen deren steuerliche Zuverlässigkeit 
keine Bedenken bestehen. Von den Erfordernissen, Bücher zu führen und 
Jahresabschlüsse aufzustellen, kann auf Antrag bei Betrieben abgesehen werden, 

389/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - M
aterialien - T

extgegenüberstellung
67 von 82

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  68 von 82 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
abgesehen werden, die nicht nach den Vorschriften der Bundesabgabenordnung 
zur Führung von Büchern verpflichtet sind, soweit dadurch die Erhebung der 
Alkoholsteuer nicht gefährdet wird. Vor der Erteilung der Bewilligung ist bei 
Beförderungen nach § 39 Abs. 1 Z 2 Sicherheit zu leisten. 

die nicht nach den Vorschriften der Bundesabgabenordnung zur Führung von 
Büchern verpflichtet sind, soweit dadurch die Erhebung der Alkoholsteuer nicht 
gefährdet wird. Vor der Erteilung der Bewilligung ist Sicherheit in Höhe der 
Alkoholsteuer zu leisten, die auf die voraussichtlich während eines Kalendermonats 
vversandten Erzeugnisse entfällt. 

(3) Der Antrag muss alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung 
geforderten Voraussetzungen enthalten; beizufügen sind die Unterlagen über den 
Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben. Anzugeben sind die Orte der 
Einfuhr, von denen Alkohol voraussichtlich unter Steueraussetzung versendet 
werden wird. § 32 sowie § 33 gelten sinngemäß. 

(3) Der Antrag muss alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung 
geforderten Voraussetzungen enthalten. Anzugeben sind jedenfalls 

  1. der Name oder die Firma und die Anschrift des Antragstellers; 
  2. alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung geforderten 

persönlichen und sachlichen Voraussetzungen; 
  3. die Orte der Einfuhr, von denen Alkohol voraussichtlich unter 

Steueraussetzung versendet werden wird; 
  4. die Art und die Menge der zu versendenden Waren. 

 Die Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben sind 
dem Antrag beizufügen. 

(4) … (4) … 
 (5) Für das Erlöschen der Bewilligung gelten § 25 Abs. 1 Z 1 bis 5, Abs. 2 Z 1, 

4 und 5 und Abs. 3 und 4 sinngemäß. 
§ 55. (1) Bei der Herstellung von Alkohol unter Abfindung werden 

selbstgewonnene alkoholbildende Stoffe (§ 58) auf einem zugelassenen einfachen 
Brenngerät (§ 61) verarbeitet. Die Alkoholmenge, die der Steuer unterliegt 
(Abfindungsmenge), und der Zeitraum, der zum Herstellen der Abfindungsmenge 
erforderlich ist (Brenndauer), werden pauschal nach Durchschnittswerten 
bestimmt, die der Bundesminister für Finanzen durch Verordnung festzusetzen 
hat. Eine von den Bestimmungen des Alkoholsteuergesetzes abweichende 
Herstellung von Alkohol gilt als gewerbliche Herstellung. 

§ 55. (1) Bei der Herstellung von Alkohol unter Abfindung werden 
selbstgewonnene alkoholbildende Stoffe (§ 58) auf einem zugelassenen einfachen 
Brenngerät (§ 61) verarbeitet. Die Alkoholmenge, die der Steuer unterliegt 
(Abfindungsmenge), und der Zeitraum, der zum Herstellen der Abfindungsmenge 
erforderlich ist (Brenndauer), werden pauschal nach Durchschnittswerten bestimmt, 
die der Bundesminister für Finanzen durch Verordnung festzusetzen hat. Eine von 
den Bestimmungen des Alkoholsteuergesetzes abweichende Herstellung von 
Alkohol gilt als gewerbliche Herstellung. Bei Verletzung der 
Verkehrsbeschränkungen gemäß § 57 gilt der Alkohol als nicht unter Abfindung 
hergestellt. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 20 (Änderung des Schaumweinsteuergesetzes 1995) 
§ 6. (1) … § 6. (1) … 
(2) Schulden mehrere Personen die Steuer, so sind diese gesamtschuldnerisch 

zur Erfüllung dieser Schuld verpflichtet. 
(8) Schulden mehrere Personen die Steuer, so sind diese gesamtschuldnerisch 

zur Erfüllung dieser Schuld verpflichtet. 
(3) bis (7) … (3) bis (7) … 
§ 15. (1) … § 15. (1) … 
(2) Die Bewilligung nach Abs. 1 wird auf Antrag Personen oder 

Personenvereinigungen erteilt, die ordnungsgemäß kaufmännische Bücher führen, 
rechtzeitig Jahresabschlüsse aufstellen und gegen deren steuerliche 
Zuverlässigkeit keine Bedenken bestehen. Von den Erfordernissen, Bücher zu 
führen und Jahresabschlüsse aufzustellen, kann auf Antrag bei Betrieben 
abgesehen werden, die nicht nach den Vorschriften der Bundesabgabenordnung 
zur Führung von Büchern verpflichtet sind, soweit dadurch die Erhebung der 
Schaumweinsteuer nicht gefährdet wird. Vor der Erteilung der Bewilligung ist bei 
Beförderungen nach § 13 Abs. 1 Z 2 Sicherheit zu leisten. 

(2) Die Bewilligung nach Abs. 1 wird auf Antrag Personen oder 
Personenvereinigungen erteilt, die ordnungsgemäß kaufmännische Bücher führen, 
rechtzeitig Jahresabschlüsse aufstellen und gegen deren steuerliche Zuverlässigkeit 
keine Bedenken bestehen. Von den Erfordernissen, Bücher zu führen und 
Jahresabschlüsse aufzustellen, kann auf Antrag bei Betrieben abgesehen werden, 
die nicht nach den Vorschriften der Bundesabgabenordnung zur Führung von 
Büchern verpflichtet sind, soweit dadurch die Erhebung der Schaumweinsteuer 
nicht gefährdet wird. Vor der Erteilung der Bewilligung ist Sicherheit in Höhe der 
Schaumweinsteuer zu leisten, die auf die voraussichtlich während eines 
Kalendermonats versandten Schaumweinmengen entfällt. 

(3) Der Antrag muss alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung 
geforderten Voraussetzungen enthalten; beizufügen sind die Unterlagen über den 
Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben. Anzugeben sind die Orte der 
Einfuhr, von denen Schaumwein voraussichtlich unter Steueraussetzung versendet 
werden wird. § 9 Abs. 2, 3 und 5 bis 8 sowie § 10 gelten sinngemäß. 

(3) Der Antrag muss alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung 
geforderten Voraussetzungen enthalten. Anzugeben sind jedenfalls 

  1. der Name oder die Firma und die Anschrift des Antragstellers; 
  2. alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung geforderten 

persönlichen und sachlichen Voraussetzungen; 
  3. die Orte der Einfuhr, von denen Schaumwein voraussichtlich unter 

Steueraussetzung versendet werden wird; 
  4. die Art und die Menge der zu versendenden Waren. 

 Die Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben sind 
dem Antrag beizufügen. Für das Erlöschen der Bewilligung gelten § 10 Abs. 1, 
Abs. 2 Z 1, 3 und 4, Abs. 3 und 4 sinngemäß.“ 

(4) … (4) … 
§ 23. (1) bis (4) … § 23. (1) bis (4) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(5) Der Steuerschuldner hat für den Schaumwein, für den die Steuerschuld 

entstanden ist, unverzüglich bei dem Zollamt, in dessen Bereich der 
Steuerschuldner seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung eines 
solchen, beim Zollamt Innsbruck eine Steueranmeldung abzugeben, die Steuer zu 
berechnen und diese spätestens am 20. des auf das Entstehen der Steuerschuld 
folgenden dritten Kalendermonats zu entrichten. Wird das Verfahren nach Abs. 3 
nicht eingehalten, ist die Steuer unverzüglich zu entrichten. Hat in diesen Fällen 
der Steuerschuldner keinen Geschäfts- oder Wohnsitz im Steuergebiet, ist das als 
erstes befasste Zollamt zuständig. Für die Anmeldung gilt § 7 Abs. 7 sinngemäß. 

(5) Der Steuerschuldner hat für den Schaumwein, für den die Steuerschuld 
entstanden ist, unverzüglich bei dem Zollamt, in dessen Bereich der 
Steuerschuldner seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung eines 
solchen, beim Zollamt Innsbruck eine Steueranmeldung abzugeben, die Steuer zu 
berechnen und diese spätestens am 20. des auf das Entstehen der Steuerschuld 
folgenden dritten Kalendermonats zu entrichten. Wird das Verfahren nach Abs. 3 
nicht eingehalten, ist die Steuer unverzüglich zu entrichten. Hat in diesen Fällen der 
Steuerschuldner keinen Geschäfts- oder Wohnsitz im Steuergebiet, ist das als erstes 
befasste Zollamt zuständig. Für die Anmeldung und Entrichtung gelten § 7 Abs. 6 
und 7 sinngemäß. 

Artikel 21 (Änderung des Tabaksteuergesetzes 1995) 
§ 18. (1) … § 18. (1) … 
(2) 1. … (2) 1. … 

 2. vom Inhaber des beziehenden Steuerlagers in sein Steuerlager oder vom 
registrierten Empfänger in seinen Betrieb im Steuergebiet aufzunehmen, 
sofern Abs. 1 Z 1 lit. c (Direktlieferung) keine Anwendung findet, 

 2. vom Inhaber des beziehenden Steuerlagers in sein Steuerlager oder vom 
registrierten Empfänger in seinen Betrieb im Steuergebiet aufzunehmen, 

 3. …  3. … 
(3) … (3) … 
(4) Mit der Aufnahme der Tabakwaren in den Betrieb des registrierten 

Empfängers entsteht die Steuerschuld, es sei denn, sie sind im Rahmen einer 
Bewilligung zur steuerfreien Verwendung bezogen worden. In den Fällen von 
Direktlieferungen entsteht die Steuerschuld mit dem Empfang der Tabakwaren am 
Ort der Direktlieferung. Steuerschuldner ist der registrierte Empfänger. Für die 
Anmeldung und Entrichtung der Steuer gilt § 12 Abs. 1 bis 4, 5a, 7 und 8 
sinngemäß. 

(4) Mit der Aufnahme der Tabakwaren in den Betrieb des registrierten 
Empfängers entsteht die Steuerschuld, es sei denn, sie sind im Rahmen einer 
Bewilligung zur steuerfreien Verwendung bezogen worden. Steuerschuldner ist der 
registrierte Empfänger. Für die Anmeldung und Entrichtung der Steuer gilt § 12 
Abs. 1 bis 4, 5a, 7 und 8 sinngemäß. 

§ 20. (1) … § 20. (1) … 
(2) Die Bewilligung nach Abs. 1 wird auf Antrag Personen oder 

Personenvereinigungen erteilt, die ordnungsgemäß kaufmännische Bücher führen, 
rechtzeitig Jahresabschlüsse aufstellen und gegen deren steuerliche 
Zuverlässigkeit keine Bedenken bestehen. Von den Erfordernissen, Bücher zu 
führen und Jahresabschlüsse aufzustellen, kann auf Antrag bei Betrieben 
abgesehen werden, die nicht nach den Vorschriften der Bundesabgabenordnung 
zur Führung von Büchern verpflichtet sind, soweit dadurch die Erhebung der 

(2) Die Bewilligung nach Abs. 1 wird auf Antrag Personen oder 
Personenvereinigungen erteilt, die ordnungsgemäß kaufmännische Bücher führen, 
rechtzeitig Jahresabschlüsse aufstellen und gegen deren steuerliche Zuverlässigkeit 
keine Bedenken bestehen. Von den Erfordernissen, Bücher zu führen und 
Jahresabschlüsse aufzustellen, kann auf Antrag bei Betrieben abgesehen werden, 
die nicht nach den Vorschriften der Bundesabgabenordnung zur Führung von 
Büchern verpflichtet sind, soweit dadurch die Erhebung der Tabaksteuer nicht 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Tabaksteuer nicht gefährdet wird. Vor der Erteilung der Bewilligung ist bei 
Beförderungen nach § 18 Abs. 1 Z 2 Sicherheit zu leisten. 

gefährdet wird. Vor der Erteilung der Bewilligung ist Sicherheit in Höhe der 
Tabaksteuer zu leisten, die auf die voraussichtlich während eines Kalendermonats 
versandten Tabakwaren entfällt. 

(3) Der Antrag muss alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung 
geforderten Voraussetzungen enthalten; beizufügen sind die Unterlagen über den 
Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben. Anzugeben sind die Orte der 
Einfuhr, von denen Tabakwaren voraussichtlich unter Steueraussetzung versendet 
werden. § 14 Abs. 2, 3 und 5 bis 8 sowie § 15 gelten sinngemäß. 

(3) Der Antrag muss alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung 
geforderten Voraussetzungen enthalten. Anzugeben sind jedenfalls 

  1. der Name oder die Firma und die Anschrift des Antragstellers; 
  2. alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung geforderten 

persönlichen und sachlichen Voraussetzungen; 
  3. die Orte der Einfuhr, von denen Tabakwaren voraussichtlich unter 

Steueraussetzung versendet werden; 
  4. die Art und die Menge der zu versendenden Tabakwaren. 

 Die Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben sind 
dem Antrag beizufügen. Für das Erlöschen der Bewilligung gelten § 15 Abs. 1, 
Abs. 2 Z 1, 3 und 4, Abs. 3 und 4 sinngemäß.“ 

(4) … (4) … 
§ 27. (1) bis (4) … § 27. (1) bis (4) … 
(5) Der Steuerschuldner hat für die Tabakwaren, für die die Steuerschuld 

entstanden ist, unverzüglich bei dem Zollamt, in dessen Bereich der 
Steuerschuldner seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung eines 
solchen, beim Zollamt Innsbruck, eine Steueranmeldung abzugeben, die Steuer zu 
berechnen und diese spätestens am 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld 
folgenden Kalendermonats zu entrichten. Wird das Verfahren nach Abs. 3 nicht 
eingehalten, ist die Steuer unverzüglich zu entrichten. Hat in diesen Fällen der 
Steuerschuldner keinen Geschäfts- oder Wohnsitz im Steuergebiet, ist das als 
erstes befasste Zollamt zuständig. Für die Anmeldung gilt § 12 Abs. 8 sinngemäß. 

(5) Der Steuerschuldner hat für die Tabakwaren, für die die Steuerschuld 
entstanden ist, unverzüglich bei dem Zollamt, in dessen Bereich der 
Steuerschuldner seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung eines 
solchen, beim Zollamt Innsbruck, eine Steueranmeldung abzugeben, die Steuer zu 
berechnen und diese spätestens am 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld 
folgenden Kalendermonats zu entrichten. Wird das Verfahren nach Abs. 3 nicht 
eingehalten, ist die Steuer unverzüglich zu entrichten. Hat in diesen Fällen der 
Steuerschuldner keinen Geschäfts- oder Wohnsitz im Steuergebiet, ist das als erstes 
befasste Zollamt zuständig. Für die Anmeldung und Entrichtung gelten § 12 Abs. 7 
und 8 sinngemäß. 

(6) und (7) … (6) und (7) … 
§ 29a. (1) Während der Dauer der in § 44f Abs. 2 genannten 

Übergangsfristen ist die Verbrauchsteuerbefreiung nach § 29 für Tabakwaren, die 
im persönlichen Gepäck von Reisenden in das Steuergebiet eingebracht werden, 
beschränkt auf 

 

389/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - M
aterialien - T

extgegenüberstellung
71 von 82

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  72 von 82 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 1. 200 Stück Zigaretten oder 50 Stück Zigarren oder 100 Stück Zigarillos 

(Zigarren mit einem Stückgewicht von höchstens 3 Gramm) oder 250 
Gramm Rauchtabak oder eine anteilige Zusammenstellung dieser Waren 
bis zu 250 Gramm bei der Einreise aus der Tschechischen Republik, 

 

 2. 200 Stück Zigaretten oder 250 Gramm Rauchtabak bei der Einreise aus 
der Republik Estland, 

 

 3. 200 Stück Zigaretten bei der Einreise aus der Republik Lettland, der 
Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Polen, der 
Republik Slowenien oder der Slowakischen Republik. 

 

(2) Abweichend von Abs. 1 ist die Verbrauchsteuerbefreiung für 
Tabakwaren, die im persönlichen Gepäck von Reisenden eingeführt werden, die 
ihren normalen Wohnsitz im Steuergebiet haben und die über eine Landgrenze 
oder auf einem Binnengewässer unmittelbar in das Steuergebiet einreisen, 
während der Dauer der in § 44f Abs. 2 genannten Übergangsfristen beschränkt auf 

 

 1. 25 Stück Zigaretten oder 5 Stück Zigarren oder 10 Stück Zigarillos oder 
25 Gramm Rauchtabak oder eine anteilige Zusammenstellung dieser 
Waren bis zu 25 Gramm bei der Einreise aus der Tschechischen 
Republik, 

 

 2. 25 Stück Zigaretten bei der Einreise aus der Slowakischen Republik, der 
Republik Slowenien oder der Republik Ungarn. 

 

(3) Die Steuerschuld für Tabakwaren, die nicht steuerfrei sind, entsteht mit 
dem Verbringen in das Steuergebiet. Steuerschuldner ist die natürliche Person, die 
die Tabakwaren in das Steuergebiet verbringt. Die die Freimengen nach Abs. 1 
und 2 überschreitenden Mengen sind unverzüglich anzumelden. Die 
Vorschreibung der Tabaksteuer erfolgt mit Bescheid des zuständigen Zollamtes 
und ist innerhalb der festgesetzten Frist zu entrichten. Örtlich zuständig ist jenes 
Zollamt, in dessen Bereich die Steuerschuld entstanden ist. Kann ein solcher Ort 
nicht festgestellt werden, so ist jenes Zollamt örtlich zuständig, das als erstes mit 
der Sache befasst wird. 

 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Tabakwaren, die nachweislich im 
Steuergebiet oder in einem anderen als den in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union im steuerrechtlich freien Verkehr 
erworben wurden und für die keine Erstattung oder Vergütung der 
Verbrauchsteuer erfolgte. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 22 (Änderung des Tabakmonopolgesetzes 1996) 
§ 14a. (1) … § 14a. (1) … 
(2) Der Solidaritäts- und Strukturfonds dient der Einhebung, Verwaltung und 

Ausschüttung der gemäß § 38a Abs. 1 während des Zeitraumes vom 1. Jänner 
2008 bis zum 31. Dezember 2009 eingehobenen Zuschläge. Er erlangt mit der 
Veröffentlichung der Solidaritäts- und Strukturfondsordnung (§ 38a Abs. 2) im 
Amtsblatt zur Wiener Zeitung eigene Rechtspersönlichkeit. Nach der 
vollständigen Ausschüttung des Fondsvermögens erlischt der Fonds. Das 
Erlöschen wird von der Monopolverwaltung GmbH im Amtsblatt zur Wiener 
Zeitung veröffentlicht. 

(2) Der Solidaritäts- und Strukturfonds dient der Einhebung, Verwaltung und 
Ausschüttung der gemäß § 38a Abs. 1 eingehobenen Zuschläge. Er erlangt mit der 
Veröffentlichung der Solidaritäts- und Strukturfondsordnung (§ 38a Abs. 2) im 
Amtsblatt zur Wiener Zeitung eigene Rechtspersönlichkeit. Nach der vollständigen 
Ausschüttung des Fondsvermögens erlischt der Fonds. Das Erlöschen wird von der 
Monopolverwaltung GmbH im Amtsblatt zur Wiener Zeitung veröffentlicht. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
§ 27. (1) … § 27. (1) … 
(2) Um ein Tabakfachgeschäft können sich nur natürliche Personen 

bewerben. 
(2) Um ein Tabakfachgeschäft dürfen sich ausschließlich bewerben 

 1. natürliche Personen, 
 2. unter der Voraussetzung, dass die Führung dieses Tabakfachgeschäfts als 

Schulungstrafik für die Ausbildung von Tabaktrafikanten vorgesehen ist, 
Organisationen der Kriegsopfer und/oder Behinderten, die im Beirat gemäß 
§ 10 des Behinderteneinstellungsgesetzes 1969, BGBl. Nr. 22/1970 
vertreten sind, sowie juristische Personen, die im Alleineigentum dieser 
Organisationen stehen. 

(3) bis (7) … (3) bis (7) … 
§ 31. (1) und (2) … § 31. (1) und (2) … 
(3) Der Angehörige muß in dem Tabakfachgeschäft in den letzten sieben 

Jahren mindestens fünf Jahre zufriedenstellend vollbeschäftigt erwerbstätig 
gewesen sein. 

(3) Der Angehörige muß in dem Tabakfachgeschäft in den letzten sieben 
Jahren mindestens fünf Jahre zufriedenstellend vollbeschäftigt erwerbstätig 
gewesen sein. Wird das Dienstverhältnis des Angehörigen durch einen oder 
mehrere Karenzurlaube nach der Geburt eines Kindes unterbrochen, werden diese 
Zeiten im Höchstausmaß von insgesamt 10 Monaten auf die erforderlichen Zeiten 
der vollbeschäftigten Erwerbstätigkeit angerechnet. 

(4) bis (10) … (4) bis (10) … 
§ 34. (1) bis (3) … § 34. (1) bis (3) … 
(4) 1. bis 6. … (4) 1. bis 6. … 

 7. in Verbindung mit welchem Gewerbe eine Tabakverkaufsstelle zu führen  7. in Verbindung mit welchem Gewerbe eine Tabakverkaufsstelle zu führen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
ist. ist; 

  8. die Verpflichtung des Tabaktrafikanten zur Absolvierung des von der 
Monopolverwaltung GmbH, der Wirtschaftskammer Österreich und der 
Wohlfahrtseinrichtung der Tabaktrafikanten angebotenen 
Tabakfachhändlerseminars innerhalb einer angemessenen Frist. 

(5) … (5) … 
§ 35. (1) … § 35. (1) … 
(2) 1. bis 5. … (2) 1. bis 5. … 

 6. wenn der Tabaktrafikant eine verhängte Geldbuße (Abs. 6) nicht 
innerhalb angemessener Frist bezahlt. 

 6. wenn der Tabaktrafikant eine verhängte Geldbuße (Abs. 6) nicht innerhalb 
angemessener Frist bezahlt; 

  7. wenn der Tabaktrafikant nicht innerhalb eines angemessenen Zeitraums die 
erfolgreiche Absolvierung des in § 34 Abs. 4 Z 8 angeführten 
Tabakfachhändlerseminars nachweisen kann; 

  8. wenn die Tabaktrafik nicht als Schulungstrafik (§ 27 Abs. 2 Z 2) geführt 
wird. 

(3) Die im Abs. 2 Z 1 bis 3 angeführten Gründe gelten auch für die zur 
Geschäftsführung befugten Personen. 

(3) Die im Abs. 2 Z 1 bis 3 und Z 7 angeführten Gründe gelten auch für die 
zur Geschäftsführung befugten Personen. 

(4) In den Fällen des Abs. 2 Z 2 bis 4 hat bei Vorliegen besonderer 
Verdachtsgründe oder bei Verstößen von geringerem Umfang eine schriftliche 
Verwarnung unter Androhung der Kündigung durch die Monopolverwaltung 
GmbH vorauszugehen. 

(4) Der Kündigung hat 

  1. in den Fällen des Abs. 2 Z 2 bis 4, bei Vorliegen besonderer 
Verdachtsgründe oder bei Verstößen von geringerem Umfang, 

  2. in den Fällen des Abs. 2 Z 7 
 eine schriftliche Verwarnung unter Androhung der Kündigung durch die 

Monopolverwaltung GmbH vorauszugehen. Die Monopolverwaltung GmbH kann 
gemeinsam mit dieser Verwarnung eine Geldbuße gemäß Abs. 6 verhängen. 

(5) … (5) … 
(6) Die Monopolverwaltung GmbH kann im Einvernehmen mit dem 

Landesgremium der Tabaktrafikanten anstelle einer Kündigung gemäß Abs. 2 Z 2, 
3 oder 5 bei Vorliegen besonders berücksichtigungswürdiger Gründe eine 
Geldbuße in Höhe von höchstens zehn Prozent des Monatsumsatzes mit 
Tabakerzeugnissen verhängen. Dies gilt nicht bei Verstößen gegen § 36 Abs. 3 

(6) Die Monopolverwaltung GmbH kann im Einvernehmen mit dem 
Landesgremium der Tabaktrafikanten anstelle einer Kündigung gemäß Abs. 2 Z 2, 
3, 5 oder 7 bei Vorliegen besonders berücksichtigungswürdiger Gründe eine 
Geldbuße in Höhe von mindestens fünf Prozent des Monatsumsatzes mit 
Tabakerzeugnissen verhängen. Die eingenommenen Bußgelder sind der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
und Abs. 6 bis 13. Die eingenommenen Bußgelder sind der Wohlfahrtseinrichtung 
der Tabaktrafikanten zu überweisen. 

Wohlfahrtseinrichtung der Tabaktrafikanten zu überweisen. 

(7) und (8) … (7) und (8) … 
§ 38. (1) bis (4) … § 38. (1) bis (4) … 
(5) Die Handelsspanne bei Zigaretten darf nicht niedriger sein als 92,5% 

jener Spanne, die sich bei dem gewichteten Durchschnittspreis nach § 4 Abs. 4 des 
Tabaksteuergesetzes 1995 ergibt. Die Handelsspanne bei Feinschnitt darf nicht 
niedriger sein als 92,5% jener Spanne, die sich bei dem gewichteten 
Durchschnittspreis nach § 4 Abs. 5 des Tabaksteuergesetzes 1995 ergibt. 

(5) Die Handelsspanne bei Zigaretten darf nicht niedriger sein als 95% jener 
Spanne, die sich bei dem gewichteten Durchschnittspreis nach § 4 Abs. 4 des 
Tabaksteuergesetzes 1995 ergibt. Die Handelsspanne bei Feinschnitt darf nicht 
niedriger sein als 95% jener Spanne, die sich bei dem gewichteten 
Durchschnittspreis nach § 4 Abs. 5 des Tabaksteuergesetzes 1995 ergibt. 

(6) und (7) … (6) und (7) … 
§ 38a. (1) Für Tabakwareneinkäufe der Tabaktrafikanten beim Großhandel 

im Zeitraum vom 1. Jänner 2008 bis zum 31. Dezember 2009 hat der Großhändler 
einen Zuschlag, der 10% der auf diese Einkäufe entfallenden Handelsspannen 
gemäß § 38 entspricht, spätestens bis zum 25. des Kalendermonats, der dem 
Monat der Lieferung folgt, abzuführen. Dieser Zuschlag ist dem Solidaritäts- und 
Strukturfonds für Tabaktrafikanten (§ 14a) gewidmet und an diesen abzuführen. 

§ 38a. (1) Für Tabakwareneinkäufe der Tabaktrafikanten beim Großhandel im 
Zeitraum vom 1. Jänner 2008 bis zum 31. Dezember 2009 hat der Großhändler 
einen Zuschlag, der 10% der auf diese Einkäufe entfallenden Handelsspannen 
gemäß § 38 entspricht, abzuführen. Für Einkäufe der Tabaktrafikanten beim 
Großhandel im Zeitraum vom 1. Jänner 2013 bis zum 31. Dezember 2013 hat der 
Großhändler für Zigaretten, deren Kleinverkaufspreis weniger als 96,5% des 
gewichteten Durchschnittspreises (§ 4 Abs. 4 des Tabaksteuergesetzes 1995) des 
Jahres 2011 beträgt, einen Zuschlag von 3 Euro je 1.000 Stück abzuführen. Dieser 
Zuschlag ist dem Solidaritäts- und Strukturfonds für Tabaktrafikanten (§ 14a) 
gewidmet und spätestens bis zum 25. des Kalendermonats, der dem Monat der 
Lieferung folgt, an diesen abzuführen. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Artikel 23 (Änderung des Finanzstrafgesetzes) 
§ 29. (1) … § 29. (1) … 
(2) War mit einer Verfehlung eine Abgabenverkürzung oder ein sonstiger 

Einnahmenausfall verbunden, so tritt die Straffreiheit nur insoweit ein, als der 
Behörde ohne Verzug die für die Feststellung der Verkürzung oder des Ausfalls 
bedeutsamen Umstände offen gelegt werden, und binnen einer Frist von einem 
Monat die sich daraus ergebenden Beträge, die vom Anzeiger geschuldet werden, 
oder für die er zur Haftung herangezogen werden kann, tatsächlich mit 
schuldbefreiender Wirkung entrichtet werden. Die Monatsfrist beginnt bei selbst 
zu berechnenden Abgaben (§§ 201 und 202 BAO) mit der Selbstanzeige, in allen 
übrigen Fällen mit der Bekanntgabe des geschuldeten Betrages an den Anzeiger 

(2) War mit einer Verfehlung eine Abgabenverkürzung oder ein sonstiger 
Einnahmenausfall verbunden, so tritt die Straffreiheit nur insoweit ein, als der 
Behörde ohne Verzug die für die Feststellung der Verkürzung oder des Ausfalls 
bedeutsamen Umstände offen gelegt werden, und binnen einer Frist von einem 
Monat die sich daraus ergebenden Beträge, die vom Anzeiger geschuldet werden, 
oder für die er zur Haftung herangezogen werden kann, tatsächlich mit 
schuldbefreiender Wirkung entrichtet werden. Die Monatsfrist beginnt bei selbst zu 
berechnenden Abgaben (§§ 201 und 202 BAO) mit der Selbstanzeige, in allen 
übrigen Fällen mit der Erlassung des Abgaben- oder Haftungsbescheides zu laufen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
zu laufen und kann durch Gewährung von Zahlungserleichterungen (§ 212 BAO) 
auf höchstens zwei Jahre verlängert werden. Lebt die Schuld nach Entrichtung 
ganz oder teilweise wieder auf, so bewirkt dies unbeschadet der Bestimmungen 
des § 31 insoweit auch das Wiederaufleben der Strafbarkeit. 

und kann durch Gewährung von Zahlungserleichterungen (§ 212 BAO) auf 
höchstens zwei Jahre verlängert werden. Lebt die Schuld nach Entrichtung ganz 
oder teilweise wieder auf, so bewirkt dies unbeschadet der Bestimmungen des § 31 
insoweit auch das Wiederaufleben der Strafbarkeit. 

(3) bis (6) … (3) bis (6) … 
 (7) Wird eine Selbstanzeige betreffend Vorauszahlungen an Umsatzsteuer 

anlässlich der Umsatzsteuerjahreserklärung erstattet, bedarf es keiner Zuordnung 
der Verkürzungsbeträge zu den einzelnen davon betroffenen 
Voranmeldungszeiträumen. 

§ 31. (1) bis (4) … § 31. (1) bis (4) … 
(5) Bei Finanzvergehen, für deren Verfolgung die Finanzstrafbehörde 

zuständig ist, erlischt die Strafbarkeit jedenfalls, wenn seit dem Beginn der 
Verjährungsfrist zehn Jahre und gegebenenfalls die in Abs. 4 lit. c genannte Zeit 
verstrichen sind. Bei Finanzvergehen nach § 49a FinStrG erlischt die Strafbarkeit 
jedenfalls, wenn ab dem Ende der Anzeigefrist gemäß § 121a Abs. 4 BAO dieser 
Zeitraum verstrichen ist. 

(5) Bei Finanzvergehen, für deren Verfolgung die Finanzstrafbehörde 
zuständig ist, erlischt die Strafbarkeit jedenfalls, wenn seit dem Beginn der 
Verjährungsfrist zehn Jahre und gegebenenfalls die in Abs. 4 lit. c genannte Zeit 
verstrichen sind. Bei Finanzvergehen nach § 49a FinStrG erlischt die Strafbarkeit 
jedenfalls, wenn dieser Zeitraum ab dem Ende der Anzeigefrist gemäß § 121a 
Abs. 4 BAO oder der Mitteilungsfrist nach § 109b Abs. 6 EStG 1988 verstrichen 
ist. 

(6) … (6) … 
§ 38. (1) Mit Geldstrafe bis zum Dreifachen des Betrages, nach dem sich 

sonst die Strafdrohung richtet, ist zu bestrafen, wer, ohne den Tatbestand des 
§ 38a oder des § 39 zu erfüllen, einen Schmuggel, eine Abgabenhinterziehung 
oder eine Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangsabgaben oder eine 
Abgabenhehlerei nach § 37Abs. 1 begeht, wobei es ihm darauf ankommt, sich 
durch die wiederkehrende Begehung eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen 
(gewerbsmäßige Begehung). Daneben ist nach Maßgabe des § 15 auf 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, bei einem strafbestimmenden Wertbetrag von 
mehr als 500 000 Euro auf Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren zu erkennen. 
Außerdem sind die Bestimmungen der §§ 33, 35 und 37 über den Verfall 
anzuwenden; der Verfall umfasst auch die Beförderungsmittel im Sinne des § 17 
Abs. 2 lit. c Z 3. 

§ 38. (1) Mit Geldstrafe bis zum Dreifachen des Betrages, nach dem sich sonst 
die Strafdrohung richtet, ist zu bestrafen, wer, ohne den Tatbestand des § 38a oder 
des § 39 zu erfüllen, die Abgabenhinterziehung, den Schmuggel, die Hinterziehung 
von Eingangs- oder Ausgangsabgaben oder die Abgabenhehlerei nach § 37Abs. 1 
begeht, wobei es ihm darauf ankommt, sich durch die wiederkehrende Begehung 
eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen (gewerbsmäßige Begehung). Daneben 
ist nach Maßgabe des § 15 auf Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, bei einem 
strafbestimmenden Wertbetrag von mehr als 500 000 Euro auf Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren zu erkennen. Außerdem sind die Bestimmungen der §§ 33, 35 und 37 
über den Verfall anzuwenden; der Verfall umfasst auch die Beförderungsmittel im 
Sinne des § 17 Abs. 2 lit. c Z 3. 

(2) … (2) … 
§ 38a. (1) … § 38a. (1) … 

 a) den Schmuggel, die Abgabenhinterziehung oder die Hinterziehung von 
Eingangs- oder Ausgangsabgaben als Mitglied einer Bande von 

 a) die Abgabenhinterziehung, den Schmuggel, die Hinterziehung von 
Eingangs- oder Ausgangsabgaben oder die Abgabenhehlerei nach § 37 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
mindestens drei Personen, die sich zur Tatbegehung verbunden haben, 
unter Mitwirkung (§ 11) eines anderen Bandenmitglieds begeht; 

Abs. 1 als Mitglied einer Bande von mindestens drei Personen, die sich 
zur Tatbegehung verbunden haben, unter Mitwirkung (§ 11) eines 
anderen Bandenmitglieds begeht; 

 b) …  b) … 
(2) und (3) … (2) und (3) … 
§ 39. (1) a) … § 39. (1) a) … 

 b) unter Verwendung von Scheingeschäften und anderen 
Scheinhandlungen (§ 23 BAO) 

 b) unter Zugrundelegung von Scheingeschäften oder anderen 
Scheinhandlungen (§ 23 BAO) 

(2) Eines Abgabenbetruges macht sich auch schuldig, wer ohne den 
Tatbestand des Abs. 1 zu erfüllen, durch das Gericht zu ahndende Finanzvergehen 
der Abgabenhinterziehung dadurch begeht, dass er Vorsteuerbeträge geltend 
macht, denen keine Lieferungen oder sonstigen Leistungen zugrunde liegen, um 
dadurch eine ungerechtfertigte Abgabengutschrift zu erlangen. 

(2) Eines Abgabenbetruges macht sich auch schuldig, wer ohne den 
Tatbestand des Abs. 1 zu erfüllen, durch das Gericht zu ahndende Finanzvergehen 
der Abgabenhinterziehung dadurch begeht, dass er Vorsteuerbeträge geltend macht, 
denen keine Lieferungen oder sonstigen Leistungen zugrunde liegen, um dadurch 
eine Abgabenverkürzung zu bewirken. 

(3) … (3) … 
§ 48b. (1) … § 48b. (1) … 
(2) Die Tat wird mit Geldstrafe geahndet, deren Höchstmaß bei vorsätzlicher 

Begehung 50 000 Euro, bei fahrlässiger Begehung 5.000 Euro beträgt. 
(2) Die Tat wird mit Geldstrafe geahndet, deren Höchstmaß bei vorsätzlicher 

Begehung 100 000 Euro, bei fahrlässiger Begehung 10 000 Euro beträgt. 
§ 51. (1) a) bis d) … § 51. (1) a) bis d) … 

 e) Maßnahmen der in den Abgaben- oder Monopolvorschriften 
vorgesehenen Zollaufsicht oder sonstigen amtlichen Aufsicht 
erschwert oder verhindert oder die Pflicht, an solchen Maßnahmen 
mitzuwirken, verletzt, 

 e) Maßnahmen der in den Abgaben- oder Monopolvorschriften 
vorgesehenen Zollaufsicht oder sonstigen amtlichen oder 
abgabenbehördlichen Aufsicht und Kontrolle erschwert oder verhindert 
oder die Pflicht, an solchen Maßnahmen mitzuwirken verletzt, 

 f) …  f) … 
(2) … (2) … 
§ 56. (1) … § 56. (1) … 
(2) Für Anbringen, Niederschriften, Aktenvermerke, Vorladungen, 

Erledigungen, Fristen sowie Zwangs- und Ordnungsstrafen gelten, soweit dieses 
Bundesgesetz nicht anderes bestimmt, die Bestimmungen des 3. Abschnittes der 
Bundesabgabenordnung sinngemäß. 

(2) Für Anbringen, Niederschriften, Aktenvermerke, Vorladungen, 
Erledigungen, Fristen sowie Zwangs- und Ordnungsstrafen gelten, soweit dieses 
Bundesgesetz nicht anderes bestimmt, die Bestimmungen des 3. Abschnittes sowie 
§ 114 Abs. 3 der Bundesabgabenordnung sinngemäß. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
§ 58. (1) a) bis f) … § 58. (1) a) bis f) … 

 g) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 99/2006).  g) das Finanzamt Wien 9/18/19 Klosterneuburg, wenn in den Fällen der 
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lit. c, d oder f ein Finanzamt mit allgemeinem Aufgabenkreis mit Sitz in 
Wien zuständig wäre. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
§ 65. (1) … § 65. (1) … 

 a) beim Finanzamt Wien 1/23 als Organ sämtlicher Finanzämter der 
Länder Wien, Niederösterreich und Burgenland, 

 beim Finanzamt Linz als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes 
Oberösterreich, 

 beim Finanzamt Salzburg-Stadt als Organ sämtlicher Finanzämter des 
Landes Salzburg, 

 beim Finanzamt Graz-Stadt als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes 
Steiermark, 

 beim Finanzamt Klagenfurt als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes 
Kärnten, 

 beim Finanzamt Innsbruck als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes 
Tirol und 

 beim Finanzamt Feldkirch als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes 
Vorarlberg; 

 diese Spruchsenate bestehen auch als Organe des Finanzamtes für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel; 

 a) beim Finanzamt Wien 9/8/19 Klosterneuburg als dessen Organ und als 
Organ sämtlicher Finanzämter der Länder Niederösterreich und 
Burgenland, 

 beim Finanzamt Linz als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes 
Oberösterreich, 

 beim Finanzamt Salzburg-Stadt als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes 
Salzburg, 

 beim Finanzamt Graz-Stadt als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes 
Steiermark, 

 beim Finanzamt Klagenfurt als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes 
Kärnten, 

 beim Finanzamt Innsbruck als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes 
Tirol und 

 beim Finanzamt Feldkirch als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes 
Vorarlberg; 

 diese Spruchsenate bestehen auch als Organe des Finanzamtes für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel; 

 b) …  b) … 
(2) … (2) … 
§ 68. (1) und (2) … § 68. (1) und (2) … 
(3) Die Geschäfte sind für jedes Jahr im Voraus unter die Senate so zu 

verteilen, dass die Durchführung des Verfahrens und die Fällung der Entscheidung 
bei selbständig berufstätigen Beschuldigten einem nach Abs. 2 lit. a 
zusammengesetzten Senat oder dessen Mitglied und bei unselbständig 
berufstätigen Beschuldigten einem nach Abs. 2 lit. b zusammengesetzten Senat 
oder dessen Mitglied obliegt. Die Zuordnung zu einer Berufsgruppe bleibt bei 
Pensionierung oder Arbeitslosigkeit bestehen. Wird gegen einen Beschuldigten, 
der beiden oder keiner der vorgenannten Berufsgruppen angehört, oder wird im 
selben Verfahren gegen mehrere Beschuldigte verhandelt, die verschiedenen der 

(3) Die Geschäfte sind für jedes Jahr im Voraus unter die Senate so zu 
verteilen, dass die Durchführung des Verfahrens und die Fällung der Entscheidung 
bei selbständig berufstätigen Beschuldigten einem nach Abs. 2 lit. a 
zusammengesetzten Senat oder dessen Mitglied und bei unselbständig berufstätigen 
Beschuldigten einem nach Abs. 2 lit. b zusammengesetzten Senat oder dessen 
Mitglied obliegt. Die Zuordnung zu einer Berufsgruppe bleibt bei Pensionierung 
oder Arbeitslosigkeit bestehen. Wird gegen einen Beschuldigten, der beiden oder 
keiner der vorgenannten Berufsgruppen angehört, oder wird im selben Verfahren 
gegen mehrere Beschuldigte verhandelt, die verschiedenen der vorgenannten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
vorgenannten Berufsgruppen angehören, so obliegt die Führung des Verfahrens 
einem nach Abs. 2 lit. a zusammengesetzten Senat; gleiches gilt, wenn gegen ein 
Mitglied eines zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organs einer juristischen 
Person (§ 36 Abs. 3 Z 1 des Arbeitsverfassungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1974) oder 
gegen einen leitenden Angestellten (§ 36 Abs. 2 Z 2 des 
Arbeitsverfassungsgesetzes) wegen eines im Rahmen dieser Funktion begangenen 
Finanzvergehens verhandelt wird. 

Berufsgruppen angehören, so obliegt die Führung des Verfahrens einem nach 
Abs. 2 lit. a zusammengesetzten Senat; gleiches gilt, wenn gegen ein Mitglied eines 
zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organs einer juristischen Person (§ 36 
Abs. 2 Z 1 des Arbeitsverfassungsgesetzes) oder gegen einen leitenden 
Angestellten, dem maßgebender Einfluss auf die Führung des Betriebes zusteht, 
wegen eines im Rahmen dieser Funktion begangenen Finanzvergehens verhandelt 
wird. 

(4) bis (6) … (4) bis (6) … 
§ 74. (1) … § 74. (1) … 
(2) Kommen erst nach Ablauf der Frist von drei Tagen ab Zustellung der 

Vorladung zum ersten Termin der mündlichen Verhandlung Umstände hervor, die 
die Befangenheit eines Senatsmitgliedes oder des Schriftführers begründen 
können, ist die Ablehnung unverzüglich nach Kenntnis eines Ablehnungsgrundes, 
spätestens jedoch bis zum Ende der Beweisaufnahme in der mündlichen 
Verhandlung geltend zu machen. In diesem Fall entscheidet über die Ablehnung 
der Senat selbst. 

(2) Kommen erst nach Ablauf der Frist von drei Tagen ab Zustellung der 
Vorladung zum ersten Termin der mündlichen Verhandlung Umstände hervor, die 
die Befangenheit eines Senatsmitgliedes oder des Schriftführers begründen können, 
ist die Ablehnung unverzüglich nach Kenntnis eines Ablehnungsgrundes, 
spätestens jedoch bis zum Ende der Beweisaufnahme in der mündlichen 
Verhandlung geltend zu machen. In diesem Fall entscheidet über die Ablehnung der 
Senat selbst in Abwesenheit des Abgelehnten. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
§ 80. Die Behörden und Ämter der Bundesfinanzverwaltung haben, wenn sie 

innerhalb ihres dienstlichen Wirkungsbereiches Kenntnis von Finanzvergehen 
erhalten, hievon die gemäß § 58 zuständige Finanzstrafbehörde erster Instanz zu 
verständigen, soweit sie nicht selbst als Finanzstrafbehörde erster Instanz 
einzuschreiten haben. 

§ 80. Die Behörden und Ämter der Bundesfinanzverwaltung haben, wenn sich 
innerhalb ihres dienstlichen Wirkungsbereiches ein Verdacht auf das Vorliegen 
eines Finanzvergehens ergibt, hievon die gemäß § 58 zuständige 
Finanzstrafbehörde erster Instanz zu verständigen, soweit sie nicht selbst als solche 
einzuschreiten haben. Überdies sind die Abgabenbehörden ermächtigt, der 
zuständigen Finanzstrafbehörde die Ergebnisse von Prüfungs-, Kontroll- und 
Überwachungsmaßnahmen zur finanzstrafrechtlichen Würdigung zu übermitteln. 

§ 99. (1) … § 99. (1) … 
(2) Die Finanzstrafbehörde ist auch befugt, zur Klärung des Sachverhaltes 

Nachschauen und Prüfungen im Sinne der Abgaben- oder Monopolvorschriften 
anzuordnen. Die einschränkenden Bestimmungen des § 148 Abs. 3 und 5 BAO 
gelten für solche Prüfungen nicht. 

(2) Die Finanzstrafbehörde ist auch befugt, zur Klärung des Sachverhaltes 
Nachschauen und Prüfungen im Sinne der Abgaben- oder Monopolvorschriften 
anzuordnen. Die einschränkenden Bestimmungen des § 148 Abs. 3 und 5 BAO 
gelten für solche Prüfungen nicht. Die mit einer solchen Maßnahme betrauten 
Organe werden insoweit als Organe der Finanzstrafbehörde tätig. 

(3) bis (6) … (3) bis (6) … 
§ 137. Das Erkenntnis hat zu enthalten: § 137. Die Ausfertigung des Erkenntnisses hat zu enthalten: 

 a) bis g) …  a) bis g) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 146. (1) … § 146. (1) … 
(2) a) … (2) a) … 

 b) die Finanzvergehen nach den §§ 33 bis 37, §§ 45 und 46, wenn der 
strafbestimmende Wertbetrag oder die Summe der strafbestimmenden 
Wertbeträge (§ 53 Abs. 1 lit. b) 1 000 Euro nicht übersteigt; 

 b) die Finanzvergehen nach den §§ 33 bis 37, §§ 45 und 46, wenn der 
strafbestimmende Wertbetrag oder die Summe der strafbestimmenden 
Wertbeträge (§ 53 Abs. 1) 1 000 Euro nicht übersteigt; 

als strafbestimmender Wertbetrag hat der auf die Ware entfallende 
Abgabenbetrag oder der verkürzte Abgabenbetrag zu gelten. 

als strafbestimmender Wertbetrag hat der auf die Ware entfallende 
Abgabenbetrag oder der verkürzte Abgabenbetrag zu gelten. 

§ 150. (1) bis (3) … § 150. (1) bis (3) … 
(4) Wurde ein Erkenntnis mündlich verkündet, so ist die Erhebung eines 

Rechtsmittels der Berufung innerhalb einer Woche bei der Behörde, die das 
anzufechtende Erkenntnis erlassen hat, schriftlich oder mündlich zu Protokoll 
anzumelden. Eine angemeldete Berufung ist innerhalb der Rechtsmittelfrist gemäß 
Abs. 1 einzubringen. Eine nicht oder verspätet angemeldete Berufung ist 
zurückzuweisen, es sei denn, sie wurde von einer gemäß § 151 Abs. 1 
berechtigten Person eingebracht, die bei der mündlichen Verkündung weder 
anwesend noch vertreten war. 

(4) Wurde ein Erkenntnis mündlich verkündet, so ist die Erhebung eines 
Rechtsmittels der Berufung innerhalb einer Woche bei der Behörde, die das 
anzufechtende Erkenntnis erlassen hat, schriftlich oder mündlich zu Protokoll 
anzumelden. Eine angemeldete Berufung ist innerhalb der Rechtsmittelfrist gemäß 
Abs. 2 einzubringen. Eine nicht oder verspätet angemeldete Berufung ist 
zurückzuweisen, es sei denn, sie wurde von einer gemäß § 151 Abs. 1 berechtigten 
Person eingebracht, die bei der mündlichen Verkündung weder anwesend noch 
vertreten war. 

§ 162. (1) Die Rechtsmittelentscheidung hat zu enthalten: § 162. (1) Die Ausfertigung der Rechtsmittelentscheidung hat zu enthalten: 
 a) bis h) …  a) bis h) … 

(2) … (2) … 
§ 172. (1) Die Einhebung, Sicherung und Einbringung der Geldstrafen und 

Wertersätze sowie der Zwangs- und Ordnungsstrafen und die Geltendmachung der 
Haftung obliegt den Finanzstrafbehörden erster Instanz. Hiebei gelten, soweit 
dieses Bundesgesetz nicht anderes bestimmt, die Bundesabgabenordnung und die 
Abgabenexekutionsordnung sinngemäß. 

§ 172. (1) Die Einhebung, Sicherung und Einbringung der Geldstrafen und 
Wertersätze sowie der Zwangs- und Ordnungsstrafen und die Geltendmachung der 
Haftung obliegt den Finanzstrafbehörden erster Instanz, die dazu auch Amtshilfe 
durch Abgabenbehörden in Anspruch nehmen können. Hiebei gelten, soweit dieses 
Bundesgesetz nicht anderes bestimmt, die Bundesabgabenordnung und die 
Abgabenexekutionsordnung sinngemäß. 

(2) … (2) … 
§ 194a. Zum Zweck der Evidenthaltung der verwaltungsbehördlichen 

Finanzstrafverfahren hat das Finanzamt Wien 1/23 als Finanzstrafbehörde erster 
Instanz für das gesamte Bundesgebiet ein Finanzstrafregister zu führen. 

§ 194a. Zum Zweck der Evidenthaltung der verwaltungsbehördlichen 
Finanzstrafverfahren hat das Finanzamt Wien 9/18/19 Klosterneuburg als 
Finanzstrafbehörde erster Instanz für das gesamte Bundesgebiet ein 
Finanzstrafregister zu führen. 

Zu § 195 Zu §§ 195 und 196 
§ 205. Hat die Staatsanwaltschaft von der Verfolgung eines Finanzvergehens § 205. Hat die Staatsanwaltschaft von der Verfolgung eines Finanzvergehens 
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abgesehen und das Ermittlungsverfahren eingestellt, so ist die Finanzstrafbehörde 
berechtigt, die Fortführung des Ermittlungsverfahrens nach § 195 StPO zu 
beantragen. 

abgesehen und das Ermittlungsverfahren eingestellt, so ist die Finanzstrafbehörde 
berechtigt, die Fortführung des Ermittlungsverfahrens nach § 195 StPO zu 
beantragen. Ein Pauschalkostenbeitrag nach § 196 Abs. 2 StPO ist ihr nicht 
aufzuerlegen. 

§ 212. (1) Außerhalb der Hauptverhandlung hat die Staatsanwaltschaft, statt 
die Anklage wegen Unzuständigkeit des Gerichtes zur Ahndung eines 
Finanzvergehens zurückzuziehen, die Zuständigkeitsentscheidung des 
Landesgerichts (§ 32 Abs. 3 StPO) einzuholen. Die Bestimmungen des § 202 sind 
anzuwenden. 

§ 212. (1) Außerhalb der Hauptverhandlung hat die Staatsanwaltschaft, statt 
die Anklage wegen Unzuständigkeit des Gerichtes zur Ahndung eines 
Finanzvergehens zurückzuziehen, die Zuständigkeitsentscheidung des 
Landesgerichts (§ 32 Abs. 3 StPO) einzuholen. 

 (2) Das Landesgericht hat sich in seinem Beschluss auf die Entscheidung zu 
beschränken, ob dem Gericht die Ahndung der Tat als Finanzvergehen zukomme. 
Es hat im Beschluss darzulegen, aus welchen Gründen es die gerichtliche 
Zuständigkeit annehme oder ablehne. 

 (3) Der Beschluss des Landesgerichts kann von der Staatsanwaltschaft, der 
Finanzstrafbehörde und dem Beschuldigten mit Beschwerde an den Gerichtshof 
zweiter Instanz angefochten werden; für die Beschwerde steht eine Frist von 
vierzehn Tagen seit der Zustellung des Beschlusses offen. 

 (4) Ein Beschluss des Landesgerichts oder des Gerichtshofs zweiter Instanz, 
der die gerichtliche Zuständigkeit ausspricht, bindet das Gericht im weiteren 
Verfahren nicht. 

 (5) Nach rechtskräftiger Ablehnung der Zuständigkeit kann ein Strafverfahren 
nur geführt werden, wenn die Wiederaufnahme nach § 220 bewilligt worden ist. 

(2) Auch wenn die Staatsanwaltschaft in der Hauptverhandlung zur 
Überzeugung kommt, daß die Gerichte zur Ahndung eines Finanzvergehens nicht 
zuständig seien, darf sie der gerichtlichen Zuständigkeitsentscheidung nicht durch 
den Rücktritt von der Anklage vorgreifen. 

(6) Auch wenn die Staatsanwaltschaft in der Hauptverhandlung zur 
Überzeugung kommt, daß die Gerichte zur Ahndung eines Finanzvergehens nicht 
zuständig seien, darf sie der gerichtlichen Zuständigkeitsentscheidung nicht durch 
den Rücktritt von der Anklage vorgreifen. 

§ 221. (1) und (2) … § 221. (1) und (2) … 
(3) Im übrigen sind die Bestimmungen des § 202 anzuwenden. (3) Im Übrigen sind die Bestimmungen des § 212 Abs. 2 bis 5 anzuwenden. 
§ 254. (1) Für den Bereich des landesgesetzlichen und kommunalsteuerlichen 

Abgabenstrafrechts gelten § 29 und das Verwaltungsstrafgesetz 1991 - VStG, 
BGBl. Nr. 52, mit folgenden Maßgaben: 

§ 254. (1) Für den Bereich des landesgesetzlichen und kommunalsteuerlichen 
Abgabenstrafrechts gelten § 29 sinngemäß und das Verwaltungsstrafgesetz 1991 - 
VStG, BGBl. Nr. 52, mit folgenden Maßgaben: 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
(2) … (2) … 
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Artikel 24 (Änderung des Ausfuhrerstattungsgesetzes) 
§ 7. (1) … § 7. (1) … 
(2) Hinterziehung und fahrlässige Verkürzung von Eingangs- oder 

Ausgangsabgaben nach Abs. 1 sind Finanzvergehen im Sinne des 
Finanzstrafgesetzes, BGBl. Nr. 129/1958, und nach diesem zu ahnden. Die §§ 38, 
41 und 53 Abs. 2 Finanzstrafgesetz gelten auch für Hinterziehungen von 
Eingangs- oder Ausgangsabgaben nach Abs. 1. 

(2) Hinterziehung und fahrlässige Verkürzung von Eingangs- oder 
Ausgangsabgaben nach Abs. 1 sind Finanzvergehen im Sinne des 
Finanzstrafgesetzes, BGBl. Nr. 129/1958, und nach diesem zu ahnden. Die §§ 38, 
38a, 39, 41 und 53 Abs. 2 Finanzstrafgesetz gelten auch für Hinterziehungen von 
Eingangs- oder Ausgangsabgaben nach Abs. 1. 
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